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1. Innere Angelegenheiten. 


Die im vorigen Jahresberichte erwähnte Erweiterung des 
Bezirtes durch Einbeziehung der Kreiſe Konitz und Tuchel iſt im 
Berichtsjahre durchgeführt worden. Während die anderen Handels- und 
Induſtriezweige beider Kreiſe zumeiſt für den lokalen Bedarf arbeiten, 
hat der Holzhandel und die Holzinduſtrie, insbeſondere die Sägemühlen— 
induſtrie, die Leiſten-, Zylinderfaß⸗ und Holzornamentenfabrikation, die 
ihre Fabrikate nach allen Erdteilen abſetzen, eine große Bedeutung. 

Das Wahlſtatut iſt demzufolge abgeändert und durch folgendes 
erſetzt worden: 

Statut 
betreffend Regelung der Wahlen zur Handelskammer Graudenz für die e Kreiſe 
Graudenz Stadt, Graudenz Land, Marienwerder, Roſenberg, Stuhm, Schwetz, 
Tuchel und Konitz. 
Auf Grund des S 10 des Geſetzes über die Handelskammern vom 
25. 

=> Ge 1857 wird unter Aufhebung des Statuts vom 23. Hunt 1899 
folgendes Statut zur Regelung der Wahlen der Mitglieder für die Handels— 
kammer zu Graudenz erlaſſen: 

§ 1. Zahl der Mitglieder. Die Zahl der aus den Wahlen der 
Wahlberechtigten des Handelskammerbezirks hervorgehenden Mitglieder der 
Handelskammer wird auf 23 feſtgeſetzt. 

§ 2. Wahlſyſtem. Die Wahlen der Handelskammermitglieder 
erfolgen in der Weiſe, daß die nach § 3 des Geſetzes Wahlberechtigten unter 
Zugrundelegung des Ergebniſſes ihrer Veranlagung zur Gewerbeſteuer in 
drei Abteilungen geteilt werden. 

Die erſte Wahlabteilung wählt acht Mitglieder, die zweite und dritte 
— abgeſehen vom V. Wahlbezirke — je ſieben Mitglieder, ferner die zweite 
und dritte Abteilung im V. Wahlbezirke zuſammen ein Mitglied. 

§ 3. Wahlbezirke. Zur Ausführung der Wahlen der zweiten und 
dritten Wahlabteilung werden ſechs Wahlbezirke gebildet. 

Der J. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Graudenz, umfaſſend die (Kreiſe 
Graudenz Stadt, Graudenz Land und Schwetz, wählt für jede der beiden 
Abteilungen drei, demnach insgeſamt ſechs Mitglieder. 


Der II. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Marienwerder, umfaſſend den 
Kreis Marienwerder, wählt für jede der beiden Abteilungen ein, demnach 
insgeſamt zwei Mitglieder. 

Der III. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Roſenberg, umfaſſend den 
Kreis Roſenberg, wählt für jede der beiden Abteilungen ein, demnach 
insgeſamt zwei Mitglieder. 

Der IV. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Stuhm, umfaſſend den Kreis 
Stuhm, wählt für jede der beiden Abteilungen ein, demnach insgeſamt zwei 
Mitglieder. 

Der V. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Tuchel, umfaſſend den Kreis 
Tuchel, wählt für beide Abteilungen zuſammen ein Mitglied. 

Der VI. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Konitz, umfaſſend den Kreis 
Konitz, wählt für jede der beiden Abteilungen ein, demnach insgeſamt zwei 
Mitglieder. 

Die Wahlen der erſten Wahlabteilung erfolgen gemeinſam für den 
ganzen Handelskammerbezirk in Graudenz. 

§ 4. Ausſcheiden der Mitglieder. Es ſcheiden alle 2 Jahre aus 
und ſind zu erſetzen: 


bei den erſten | bei den zweiten | bei den dritten 
Ergänzungswahlen Ergänzungswahlen Ergänzungswahlen 
| | En 
Aus der | 3 | 2 3 
1. Wahlabteilung | | | 
1] 2 = | 1 g 
II — | 1 — 
Aus der III — | — 1 
2. Abteilung n 1 25 
1 V — | 1 Zi 
an f | (von der 2. und 
Wahlbezirke | 3. Abteilung 
| zuſammen gewählt) 
VI 1 a — = 
1! 1 2 — 
II 1 a | RR 
Aus der III 1 | 2 | 1 
3. Abteilung )ıy| = u A 
im V — “= — 
P | (ſiehe bei der | 
Wahlbezirke 2. ER 
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Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Alle Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denjenigen Wahl⸗ 
bezirken und Abteilungen vorgenommen, von denen die Ausgeſchiedenen 
gewählt waren. 

§ 5. Wahlverfahren. Die Wahl erfolgt durch geheime Abſtimmung 
mittels Stimmzettel gemäß § 14 des Geſetzes. 


Jeder Wahlberechtigte kann ſich bei den Wahlen durch feinen in das 
Handelsregiſter eingetragenen Prokuriſten vertreten laſſen. In dieſem Falle 
iſt dem Prokuriſten als Legitimation eine von dem Wahlberechtigten zu 
unterzeichnende Vollmacht auszuſtellen. 
Ungiltig ſind diejenigen Stimmzettel, welche mehr Namen enthalten, 
als Mitglieder in dem Wahlgange zu wählen ſind. 
Wer in mehreren Abteilungen gewählt iſt, hat zu erklären, welche 
Wahl er annimmt. . 
Die dritte Abteilung wählt zuerſt, die erſte zuletzt. 
Graudenz, den 31. Dezember 1900. 
Die Handelskammer. 
(L. S.) A. Ventzki. 
Vorſtehendes Statut wird hierdurch genehmigt. 
Berlin, den 7. Februar 1901. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: 
(L. S.) Lohmann. 


Die erſten Ergänzungswahlen fanden Ausgangs des Jahres 1900, 
die Neuwahlen auf Grund der Erweiterung des Bezirkes Anfangs 1901 
ſtatt. In Stuhm fand für Herrn Apothekenbeſitzer Graup, der aus Stuhm 
fortzog und ſein Mandat niederlegte, eine Erſatzwahl ſtatt, die jedoch 
ergebnislos verlief. Wir beabſichtigen daher, das Mandat vor Ablauf 
der Wahlperiode des Herrn Graup nicht zu beſetzen. 
Plenar⸗Sitzungen fanden am 7. Mai, 3. September 1900 und 
4. März 1901 ſtatt; Ausſchuß-Sitzungen wurden von Mai 1900 bis 
Mai 1901 12 abgehalten. 
Auf der Tagesordnung der Plenarſitzung ſtanden folgende Punkte 
zur Verhandlung: 
7. Mai 1900: Bericht des Syndikus über die Thätigkeit der Kammer, 
Bericht über den Stand und die Reviſion der Kaſſe, Mißſtände im Aus⸗ 
verkaufsweſen, Feſtſetzung eines Gebührentarifes für die Reviſion des 
Gründungsherganges von Aktien-Geſellſchaften, Geſtellung von Güterwagen, 
Einſtellung von Kurswagen in die Nachtſchnellzüge nach Berlin, Getreide— 
ausnahmetarife, Präſentationswahlen für Handelsrichterpoſten, Warenhaus— 
ſteuer. 
3. September 1900: Bericht des Syndikus über die Thätigkeit der 
Kammer, Ausloſung der ausſcheidenden Mitglieder und Vorbereitung der 
Ergänzungswahlen, Nachtrag zum Statut der Handelskammer, Abänderung 
der Geſchäftsordnung, Gewährung eines Zuſchuſſes für die kaufmänniſche 
Fortbildungsſchule in Graudenz und Bericht über die Organiſation der 
Schule, Errichtung kaufmänniſcher Fortbildungsſchulen in anderen Städten 
des Bezirks und Gewährung von Zuſchüſſen, Verbeſſerung der Bahn- und Zug⸗ 
verbindungen und Bericht über die Sitzung des Bezirks-Eiſenbahn-Rates, 
das Gutſchein-Unweſen, Verkauf von Nutzholz durch den Forſtfiskus, Reviſion 


des Handelsregiſters, Präſentationswahl für den Posten zweier Handels— 
richter am Landgerichte zu Elbing, Anträge aus der Verſammlung. 

An den Oberpräſidenten Herrn Staatsminiſter Dr. v. Goßler wurde 
aus Anlaß ſeiner Geneſung folgendes Begrüßungstelegramm gerichtet: 

„Zum erſten Male treten wir heute zuſammen, ſeit Ew. Excellenz 
von jener heimtückiſchen Krankheit geneſen, welche weite Bevölkerungs- 
kreiſe lange Zeit mit banger Beſorgnis erfüllte. Dankerfüllten Herzens 
blicken wir zur Vorſehung hinauf, die das teure Leben Ew. Excellenz 
Hochderen Familie, der Provinz, dem Vaterlande erhalten hat. Möge 
es Ew. Excellenz vergönnt ſein, nunmehr noch viele Jahre in ungeſchwächter 
geiſtiger und körperlicher Friſche an der Spitze unſerer Provinz Ihres 
ſchweren Amtes zu walten. 

Dies iſt unſer Herzenswunſch! 

Die V. Plenar-Verſammlung der Handelskammer Graudenz. 
gez.: Ventzki.“ 

Es lief darauf folgendes Antworttelegramm ein: 

„Herzlichen Dank für die freundliche Begrüßung. Die treuen 
Wünſche erwidere ich in der Zuverſicht, daß die Arbeiten der Kammer 
den Fortſchritt in Weſtpreußens Entwickelung weſentlich fördern werden. 

Oberpräſident v. Goßler.“ 

4. März 1901: Wahlprüfungen und Einführung der neu gewählten 
Mitglieder, Wahlſtatut der Handelskammer, Einſetzung eines Schiedsgerichtes, 
Feſtſtellung von Thatbeſtänden durch Sachverſtändigen-Kommiſſionen und 
Beſtellung und Beeidigung von Sachverſtändigen, Feſtſtellung von Handels⸗ 
gebräuchen im Getreidehandel, Reviſion des Handelsregiſters, Verleihung 
von Ehrenurkunden an gewerbliche Arbeiter, Stellungnahme zur Regelung 
der äußeren Handelspolitik, die waſſerwirtſchaftliche Vorlage und das Projekt 
eines Weichſel-Oſt-Kanals, Beſteuerung des Saccharins, kaufmänniſches 

Fortbildungsſchulweſen im Bezirke der Kammer, Beratung des Haushalts- 
planes für 1901/2, Bericht des Syndikus über die Thätigkeit der Kammer 
ſeit der letzten Plenar-Sitzung, Neuwahl des Präſidiums, geheime Sitzung 
(Anſtellungsvertrag des Syndikus). 

An den Herrn Regierungs-Präſidenten von Horn richteten wir gelegent- 
lich ſeines Ausſcheidens aus dem Amte folgendes Begrüßungsſchreiben: 

„Hochzuverehrender Herr Regierungs-Präſident! 

Die heutige VII. Plenarverſammlung der Handelskammer nimmt mit 
großem Bedauern davon Kenntnis, daß Ew. Hochwohlgeboren Sich ent⸗ 
ſchloſſen haben, von Ihrem ſchweren Amte, das Sie 10 Jahre hindurch zu Nutz 
und Frommen unſeres Regierungsbezirkes verwaltet haben, zurückzutreten. 

Wir beklagen dieſen Entſchluß umſomehr, als Ew. Hochwohlgeboren 
unſern Beſtrebungen in der Förderung von Handel und Gewerbe ſtets 

ein überaus reiches Wohlwollen und thatkräftige Unterſtützung entgegen» 

gebracht haben. 
Ew. Hochwohlgeboren bitten wir, hierfür unſern ehrerbietigſten 

Dank hochgeneigteſt entgegennehmen und uns ein freundliches Andenken 

bewahren zu wollen. 


Wir knüpfen hieran den innigen Wunſch, daß es Ew. Hochwohl⸗ 
geboren noch viele Jahre vergönnt ſein möge, Sich der wohlverdienten 
Ruhe in ungeſchwächter Rüſtigkeit zu erfreuen.“ 

Es traf darauf folgende Antwort ein: 

„Der verehrlichen Handelskammer ſpreche ich für die freundlichen 
Abſchiedsgrüße vom 4. d. Mts., welche mir ſoeben übermittelt wurden, 
meinen aufrichtigen und herzlichen Dank ergebenſt aus. Ich gebe dabei 
der zuverſichtlichen Hoffnung Ausdruck, daß die energiſchen und nicht 
ermüdenden Beſtrebungen der Kammer zur Förderung und Hebung von 
Handel und Gewerbe Ihres Bezirkes ſtets von beſtem Erfolge begleitet 
ſein mögen. gez.: v. Horn.“ 


Der Haushaltungsplan für das Rechnungsjahr 1901 wurde 
folgendermaßen feſtgeſetzt: 


1% Gehaſt „ 900 . 
2. Druckſachen, 1555 Bureaubedürfniſſe eee 
3. Beiträge an Vereine.. REINE, 180 „ 
4. Miete, Heizung, . Vereinigung FR 600 „ 
5. Reiſekoſten AR 900 „ 
6. Bücher, Zeitſchriften RER, 400 „ 
7. Für das kaufmänniſche Goxtbildungönefen RER FLSOON N, 
8. Insgeme˙in NER 900 „ 


Summa 10300 Mk. 
Die veranlagte Gewerbeſteuerſumme beträgt in der I. und 


II. Gewerbeſteuer-Klaſſe im ganzen Bezirke. .. 25200 Mk. 
Graudenz (Stadt und 89 12200 „ 
Marienwerder 7000 „ 
III. und IV. Gewerbe⸗ are a DEN 805 0 
teuer⸗Klaſſe im Kreiſe J S ee Hr 
HERE FTT 
Tuche 090 
i!!! LEN 


zuſammen 66000 Mk. 
16% davon ergeben 10560 „ 
davon ab für Einziehung der Beträge 260 „ 
bleiben 10300 Mk. 
Der Zuſchlag zur Gewerbeſteuer konnte mithin von 18 auf 160% 
herabgeſetzt werden. ö 


Der Kaſſenabſchluß Ku das IR 1900 1 ſich folgendermaßen: 


Gehalt . 4485,00 Mk. 
2. Druckſachen Wess 
3. Porto und ureanbevirfuf SR an eee 
4. Beiträge ; NS ERENTO GENE 
5. Miete, Heizung u. 1 w. een een, 
reien 2989 


Seite 7369,71 Mk. 


ai 7369,71 ME. 


7. Bibliothek A ien 301,38. „ 
N 8. Kaufmänniſches Bortbildungeiefen RER. N RR 
in 9. Rückzahlungen n 
9 10% Seen. 8 


zuſammen 9768,54 Mk. 
Die Einnahmen beliefen ſich auf insgeſamt 12 251,30 Mk., jo daß ein 
Überſchuß von 2492,76 Mk. verblieb. 


2. Vertretungen von Handel und Induſtrie. 


Der Deutſche Handelstag hielt am 8. und 9. Januar 1901 eine 
Vollverſammlung ab, in der über das Zolltarifgeſetz und die Handels— 
verträge, das Börſengeſetz, das Geſetz über die privaten Verſicherungs— 
unternehmungen, die Errichtung einer Auskunftsſtelle für den Außenhandel 
und die Neuordnung des Handelstages verhandelt und die Wahlen von 
Mitgliedern des Ausſchuſſes vorgenommen wurden; wir waren bei den 
Verhandlungen durch unſern Syndikus vertreten. Über die für unſern 
Bezirk wichtigeren Beſchlüſſe iſt an den betreffenden Stellen Mitteilung 
gemacht worden. Die im vorigen Jahresberichte erwähnte Reorganiſation 
des Deutſchen Handelstages iſt zum Abſchluſſe gekommen. Die neuen 
Satzungen ſind in der letzten Vollverſammlung beſchloſſen worden. Von 
den Neuerungen find beſonders hervorzuheben die Einſetzung von Fach— 
kommiſſionen und die Erweiterung des Vorſtandes und des Ausſchuſſes. 

Im Ausſchuſſe ſollen nach Möglichkeit die verſchiedenen Induſtrie⸗ 
und Handelszweige und die verſchiedenen Teile des Deutſchen Reiches 
vertreten ſein. Diejenigen Mitglieder, für die ein Jahresbeitrag von 
mindeſtens 1000 Mark feſtgeſetzt wird, entſenden aus ihrer Mitte je 1, 
die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin je 2 Perſonen in den 
Ausſchuß. Die Vollverſammlung wählt 24 Mitglieder, die einem Mit⸗ 
gliede des Deutſchen Handelstages angehören müſſen, in den Ausſchuß. N 
Der Ausschuß ſelbſt kann 8 Perſonen zuwählen, die nicht einem 
Mitgliede des Deutſchen Handelstages anzugehören brauchen. Die 
Provinzen Weſtpreußen und Poſen ſind durch das Vorſteheramt der 
Kaufmannſchaft in Danzig und die Handelskammer für den Regierungs— 
bezirk Poſen im Ausſchuſſe vertreten. 7 
il Die Vereinigung Oſtdeutſcher Handelskammern hielt am 
11. Mai 1900 eine Verſammlung ab, in der über folgende Fragen verhandelt 
ii wurde: Weingeſetz, Neuordnung des Deutſchen Handelstages, Einführung 
des Maximal- und Minimaltarifs bei Neuordnung der Handelsbeziehungen 
Deutſchlands zu den auswärtigen Staaten, Frachtermäßigung für galiziſches 
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Petroleum, Gebührenordnung für Reviſionen bei Prüfung des Gründungs⸗ 
herganges von Aktiengeſellſchaften, Warenhausſteuer, Börſenſteuer. Wir 
waren bei den Verhandlungen nicht vertreten. 

Der Deutſch⸗Ruſſiſche Verein hielt am 21. April 1900 eine 
Generalverſammlung ab, aus deren Verhandlungen hervorgehoben ſei: Der 
künftige deutſch⸗ruſſiſche Handelsvertrag und der Plan einer Ausſtellung 
von Erzeugniſſen der Metallinduſtrie in Rußland. Wir waren bei der 
Verſammlung nicht vertreten. 

Außer den genannten Vereinen gehörten wir im Berichtsjahre dem 
Deutſchen Verbande für das kaufmänniſche Unterrichtsweſen, dem Zentral— 
Verein für Hebung der deutſchen Fluß- und Kanalſchiffahrt und dem 
Verein zur Förderung des Gewerbefleißes an. 

Der Verband Oſtdeutſcher Induſtrieller, der auch aus unjerem 
Bezirke eine Anzahl Kaufleute und Induſtrielle zu ſeinen Mitgliedern 
zählt, hat ſich in erfreulicher Weiſe weiter entwickelt. Wir ſind mit dem 
Verbande beſonders in der Frage der Verbeſſerung der Verkehrswege 
des öfteren gemeinſchaftlich vorgegangen. Seine 3. ordentliche Haupt⸗ 
verſammlung hielt der Verband am 30. November 1900 in Poſen ab; 
von beſonderem Intereſſe für unſern Bezirk iſt ein dabei gehaltener 
Vortrag des Herrn Redakteur Dix-Berlin über die Verkehrsverhältniſſe 
in den Oſtprovinzen. 

Mit mehreren kaufmänniſchen Vereinen unſeres Bezirkes haben 
wir im Berichtsjahre engere Fühlung genommen. In mehreren Städten, 
in denen bisher noch kein kaufmänniſcher Verein beſtand, haben wir die 
Begründung kaufmänniſcher Vereine, die ſowohl zu einer materiellen als 
auch ideellen Hebung des Kaufmannsſtandes beitragen können und ferner 
die Handelskammer bei ihrer Thätigkeit zu unterſtützen geeignet ſind, 
angeregt. In Dt.⸗Eylau iſt auf unſere Anregung ein kaufmänniſcher 
Verein begründet worden; in Rieſenburg iſt der bereits ſeit längeren 
Jahren beſtehende kaufmänniſche Verein reorganiſiert worden. 


Über die einzelnen kaufmänniſchen und gewerblichen Vereine ſowie 
über ihre Thätigkeit im Berichtsjahre ſei folgendes mitgeteilt: 

Der kaufmänniſche Verein in Graudenz (begründet 1844) zählt 

116 ordentliche, 9 außerordentliche und 4 Ehrenmitglieder. Er hält in der 
Regel im Winter jeden Freitag Sitzungen ab, in denen häufig fachliche 
Fragen beſprochen werden. Vorträge wurden im Winterhalbjahre 1900/01 
(abgeſehen von einer litterariſchen Veranſtaltung) gehalten von den Herren 
Oberlehrer Manſtein über Hexenprozeſſe, Profeſſor Reimann über Paris, 
Handelskammer-Syndikus Dr. Freymark über Ideen der Deutſchen Handels- 
politik beim Beginne des XX. Jahrhunderts. Der Verein ernennt zwei 
Mitglieder des Kuratoriums der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule zu 
Graudenz. Nach Erlaß der Novelle der R.-G.-O. vom 30. Juni 1900 nahm 
der Verein die Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes für die meiſten Branchen 
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in die Hand. Vorſitzender ist Herr Bankdirektor Strohmann, Mitglied der Handels⸗ 
kammer, Stellvertreter Herr Stadtrat Braun, Mitglied der Handelskammer. 

Der Kaufmänniſche Verein in Marienwerder (begründet 1891) zählt 
50 ordentliche und 3 außerordentliche Mitglieder. Vorſitzender iſt Herr 
J. Hirſchberg. 

Der Kaufmänniſche Verein in Rieſenburg (begründet 1896) zählt 
nach ſeiner Anfang 1901 auf Anregung der Handelskammer vorgenommenen 
Reorganiſation 33 Mitglieder aus allen kaufmänniſchen Branchen. Sitzungen 
77 find je nach Bedarf, in der Regel alle 3—4 Wochen einmal, in Ausſicht 

genommen. Der Verein hat aus ſeiner Mitte 2 Mitglieder für das 
Kuratorium der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule ernannt. Der Vorſtand 
beſteht aus den Herren Fabrikdirektor Kliewer, Mitglied der Handelskammer, 
1 H. Wiebe jr., Joh. Siewerth. 
Der Kaufmänniſche Verein in Dt.-Eylau iſt Anfang 1901 auf An⸗ 
regung der Handelskammer begründet worden. 
| Der Kaufmänniſche Verein in Schwetz (1898 begründet) zählt 
| 44 Mitglieder (Kaufleute und einige Gewerbetreibende). Vorſitzender ijt 
25 Herr Buchdruckereibeſitzer C. Büchner, Stellvertreter Herr B. Bukofzer. 
Der Gewerbe-Verein in Graudenz (begründet 1880), eingetragener 
| Verein, zählt etwa 200 Mitglieder aus allen Berufsklaſſen. Er bezweckt 
die Förderung allgemeiner und gewerblicher Bildung und hält jeden zweiten 
Montag Sitzungen ab, in denen über fachliche Gegenſtände verhandelt wird. 
Er hat 3 Abteilungen mit beſonderen Kuratorien gebildet: 1) für Volks- 
unterhaltungsabende, 2) für Knabenhandfertigkeitsunterricht, 3) für Volks⸗ 
bibliothek. Vorſitzender iſt Herr Juſtizrat Kabilinski, Stellvertreter Herr 
Stadtbaurat Witt. 
Der Gewerbe-Verein in Marienwerder (begründet 1875) zählt 240 Mit- 
glieder aus allen Berufskreiſen. Es wurden 1900 Vorträge gehalten über 
Venedig, Paris, China, die Alpenwelt und einen Ausflug in den Weltenraum; 
in mehreren Sitzungen wurde über das Unfallverſicherungsgeſetz und den 
Bau einer Waſſerleitung verhandelt. Vorſitzender iſt Herr Gewerberat 
| Fiſcher, Stellvertreter Herr Kaufmann C. Fiſcher. 
I Der Gewerbe-Verein in Schwetz (begründet 1901) zählt 70 Mitglieder 
aus allen Berufskreiſen. Vorträge wurden gehalten über Paris und ſeine 
Weltausſtellung, und die Anwendung der Elektrizität im Handwerksbetriebe. 
Vorſitzender iſt Herr Landrat Graßhoff, Stellvertreter Herr Bürgermeiſter 
Geißler. 
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3. Handels: und Gewerbegeſetzgebung. 


Die Novelle zur Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 30. Juni 1900 
iſt am 1. Oktober 1900 in Kraft getreten. 

Von ihren Beſtimmungen ſind für den Handel beſonders folgende 
zu erwähnen: 

§ 1390. In offenen Verkaufsſtellen und den dazu gehörenden 
Schreibſtuben (Komtoren) und Lagerräumen iſt den Gehilfen, Lehrlingen und 
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Arbeitern nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene 

Ruhezeit von mindeſtens zehn Stunden zu gewähren. 

In Gemeinden, welche nach der jeweilig letzten Volkszählung mehr 
als zwanzigtauſend Einwohner haben, muß die Ruhezeit in offenen Verkaufs- 
ſtellen, in denen zwei oder mehr Gehilfen und Lehrlinge beſchäftigt werden, 
für dieſe mindeſtens elf Stunden betragen; für kleinere Ortſchaften kann 
dieſe Ruhezeit durch Ortsſtatut vorgeſchrieben werden. 

Innerhalb der Arbeitszeit muß den Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern 
eine angemeſſene Mittagspauſe gewährt werden. Für Gehilfen, Lehrlinge 
oder Arbeiter, die ihre Hauptmahlzeit außerhalb des die Verkaufsſtelle ent⸗ 
haltenden Gebäudes einnehmen, muß dieſe Pauſe mindeſtens ein und eine 
halbe Stunde betragen. 

$ 139d. Die Beſtimmungen des § 139e finden keine Anwendung 
1) auf Arbeiten, die zur Verhütung des Verderbens von Waren unverzüglich 

vorgenommen werden müſſen, 

2) für die Aufnahme der geſetzlich vorgeſchriebenen Inventur ſowie bei 
Neueinrichtungen und Umzügen, 

3) außerdem an jährlich höchſtens dreißig von der Ortspolizeibehörde 
allgemein oder für einzelne Geſchäftszweige zu beſtimmenden Tagen. 

§ 1390. Von neun Uhr abends bis fünf Uhr morgens müſſen offene 
Verkaufsſtellen für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein. Die beim 
Ladenſchluß im Laden ſchon anweſenden Kunden dürfen noch bedient werden. 

Über neun Uhr abends dürfen Verkaufsſtellen für den geſchäftlichen 
Verkehr geöffnet ſein: 

1) für unvorhergeſehene Notfälle, 

2) an höchſtens vierzig von der Ortspolizeibehörde zu beſtimmenden Tagen, 
jedoch bis ſpäteſtens zehn Uhr abends, 

3) nach näherer Beſtimmung der höheren Verwaltungsbehörde in Städten, 
welche nach der jeweilig letzten Volkszählung weniger als zweitauſend 
Einwohner haben, ſowie in ländlichen Gemeinden, ſofern in denſelben der 
Geſchäftsverkehr ſich vornehmlich auf einzelne Tage der Woche oder auf 
einzelne Stunden des Tages beſchränkt. 

Die Beſtimmungen der $$ 139, und 139d werden durch die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 

Während der Zeit, wo die Verkaufsſtellen geſchloſſen ſein müſſen, iſt 
das Feilbieten von Waren auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder 
an anderen öffentlichen Orten oder ohne vorherige Beſtellung von Haus zu 
Haus im ſtehenden Gewerbebetriebe ($ 42 b Abſ. 1 Ziffer 1) ſowie im 
Gewerbebetriebe im Umherziehen ($ 55 Abſ. 1 Ziffer 1) verboten. Ausnahmen 
können von der Ortspolizeibehörde zugelaſſen werden. Die Beſtimmung des 
§ 55a Abi. 2 Satz 2 findet Anwendung. 

$ 139. Auf Antrag von mindeſtens zwei Dritteln der beteiligten 
Geſchäftsinhaber kann für eine Gemeinde oder mehrere örtlich unmittelbar 
zuſammenhängende Gemeinden durch Anordnung der höheren Verwaltungs- 
behörde nach Anhörung der Gemeindebehörden für alle oder einzelne 
Geſchäftszweige angeordnet werden, daß die offenen Verkaufsſtellen während 
beſtimmter Zeiträume oder während des ganzen Jahres auch in der Zeit 


zwiſchen acht und neun Uhr abends und zwiſchen fünf und ſieben Uhr 
morgens für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen. Die 
Beſtimmungen der §§ 139% und 139d werden hierdurch nicht berührt. 

Auf Antrag von mindeſtens einem Drittel der beteiligten Gejchäfts- 
inhaber hat die höhere Verwaltungsbehörde die beteiligten Geſchäftsinhaber 
durch ortsübliche Bekanntmachung oder beſondere Mitteilung zu einer 
Außerung für oder gegen die Einführung des Ladenſchluſſes im Sinne des 
vorſtehenden Abſatzes aufzufordern. Erklären ſich zwei Drittel der 
Abſtimmenden für die Einführung, ſo kann die höhere Verwaltungsbehörde 
die entſprechende Anordnung treffen. 

Der Bundesrat iſt befugt, Beſtimmungen darüber zu erlaſſen, in 
welchem Verfahren die erforderliche Zahl von Geſchäftsinhabern feſtzuſtellen iſt. 

Während der Zeit, wo Verkaufsſtellen auf Grund des Abſ. 1 geſchloſſen 
ſein müſſen, iſt der Verkauf von Waren der in dieſen Verkaufsſtellen 
geführten Art ſowie das Feilbieten von ſolchen Waren auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten oder ohne 
vorherige Beſtellung von Haus zu Haus im ſtehenden Gewerbebetriebe 
( 42 b Abſ. 1 Ziffer 1) ſowie im Gewerbebetrieb im Umherziehen (8 55 
Abſ. 1 Ziffer 1) verboten. Ausnahmen können von der Ortspolizeibehörde 
zugelaſſen werden. Die Beſtimmung des § 55a Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung. 

$ 139g. Die Polizeibehörden find befugt, im Wege der Verfügung 
für einzelne offene Verkaufsſtellen diejenigen Maßnahmen anzuordnen, 
welche zur Durchführung der im $ 62 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs ent- 
haltenen Grundſätze in Anſehung der Einrichtung und Unterhaltung der 
Geſchäftsräume und der für den Geſchäftsbetrieb beſtimmten Vorrichtungen 
und Gerätſchaften ſowie in Anſehung der Regelung des Geſchäftsbetriebes 
erforderlich und nach der Beſchaffenheit der Anlage ausführbar erſcheinen. 

Die Beſtimmungen im $ 120d Abſ. 2 bis 4 finden entſprechende 
Anwendung. 

$ 139 h. Durch Beſchluß des Bundesrats können Vorſchriften darüber 
erlaſſen werden, welchen Anforderungen die Laden-, Arbeits- und Lager⸗ 
räume und deren Einrichtung, ſowie die Maſchinen und Gerätſchaften zum 
Zwecke der Durchführung der im $ 62 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs ent- 
haltenen Grundſätze zu genügen haben. Die Beſtimmung im $ 120 e Abſ. 4 
findet Anwendung. 

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundesrats nicht erlaſſen 
ſind, können fie durch Anordnung der im § 120 Abſ. 2 bezeichneten 
Behörden erlaſſen werden. 5 

$ 139i. Die durch § 76 Abſ. 4 des Handelsgeſetzbuchs ſowie durch 
§ 120 Abſ. 1 begründete Verpflichtung des Geſchäftsinhabers findet an Orten, 
wo eine vom Staate oder der Gemeindebehörde anerkannte Fachſchule beſteht, 
hinſichtlich des Beſuchs dieſer Schule entſprechende Anwendung. 

Der Geſchäftsinhaber hat die Gehilfen und Lehrlinge unter 18 Jahren 
zum Beſuche der Fortbildungs- und Fachſchule anzuhalten und den Schul⸗ 
beſuch zu überwachen. 

§ 139k. Für jede offene Verkaufsſtelle, in welcher in der Regel 
mindeſtens zwanzig Gehilfen und Lehrlinge beſchäftigt werden, iſt innerhalb 
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4 Wochen nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder nach der Eröffnung des 
Betriebes eine Arbeitsordnung zu erlaſſen. 

In Graudenz iſt auf Grund der Beſtimmungen über den Laden⸗ 
ſchluß unter unſerer Mitwirkung für faſt ſämtliche Geſchäftszweige der 
8 Uhr⸗Ladenſchluß eingeführt worden. 

Die Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes wird nicht nur von den 
kaufmänniſchen Angeſtellten, ſondern auch von den meiſten Kaufleuten 
als eine große Erleichterung empfunden. 

über die Beſtimmungen über die Mittagspause, die für große 
Städte berechnet ſind, von den Kaufleuten der kleineren Städte jedoch — 
zumal an Markttagen, wo Ausnahmen nicht zuläſſig ſind, als ſehr läſtig 
empfunden werden, werden mannigfache Klagen laut. 

Bei der Feſtſtellung von Arbeitsordnungen (auf Grund des § 139 k) 
ſind wir Intereſſenten aus unſerem Bezirke behilflich geweſen. Gleichfalls 
haben wir an Intereſſenten eine große Anzahl gutachtlicher Auskünfte 
über die beim Ladenſchluß in Betracht kommenden Fragen erteilt. Auf 
Grund des § 139 h iſt vom Bundesrate eine Verordnung erlaſſen worden, 
wonach in den offenen Verkaufsſtellen und den dazu gehörenden Komtoren 


für die daſelbſt beſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge eine nach der Zahl 


dieſer Perſonen ausreichende geeignete Sitzgelegenheit vorhanden ſein muß. 
Von den die Induſtrie berührenden Beſtimmungen ſind insbeſondere 
die über die „Lohnbücher“ (für beſtimmte Gewerbe kann der Bundesrat 
Lohnbücher oder Arbeitszettel vorſchreiben, in die Art und Umfang der 
übertragenen Arbeit, bei Akkordarbeit die Stückzahl, die Lohnſätze, die 
Bedingungen für die Lieferung von Werkzeugen und Stoffen zu der über⸗ 
tragenen Arbeit einzutragen ſind; § 114 a) und über die Lohnzahlungs⸗ 
bücher zu erwähnen. 5 


Über die Lohnzahlungsbücher wird im § 134 Abf. 3 folgendes 
feſtgeſetzt: 

„In Fabriken, für welche beſondere Beſtimmungen auf Grund des 
§ 114 a Abſ. 1 erlaſſen ſind, iſt auf Koſten des Arbeitgebers für jeden 
minderjährigen Arbeiter ein Lohnzahlungsbuch einzurichten. In das Lohn⸗ 
zahlungsbuch iſt bei jeder Lohnzahlung der Betrag des verdienten Lohnes 
einzutragen; es iſt bei der Lohnzahlung dem Minderjährigen oder ſeinem 
geſetzlichen Vertreter auszuhändigen und von dem Empfänger vor der nächſten 
Lohnzahlung zurückzureichen. Auf das Lohnzahlungsbuch finden die Be— 
ſtimmungen des § 110 Satz 1 und des § 111 Abſ. 2 bis 4 Anwendung.“ 

Nach § 111 find die Eintragungen von dem Arbeitgeber oder dem 
dazu bevollmächtigten Betriebsleiter vorzunehmen. Dieſe Beſtimmungen 
werden als ſehr läſtig empfunden, und es iſt eine Milderung und 
Erleichterung dringend erwünſcht. 

Das neue Unfallverſicherungsgeſetz iſt am 30. Juni 1900 (neue 
Faſſung vom 5. Juli 1900), das Geſetz, betreffend die Abänderung des 


3 


Krankenverſicherungsgeſetzes gleichfalls am 30. Juni 1900, das 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetz (ſiehe Jahresbericht für 
1899/1900 Seite 29) unter dem 3. Juni 1900, das Geſetz, betreffend die 
Patentanwälte unter dem 21. Mai 1900, das Geſetz, betreffend die 
Entziehung elektriſcher Arbeit unter dem 9. April 1900, das Wein⸗ 


geſetz unter dem 24. Mai 1901, das Geſetz über die privaten Ver⸗ 


ſicherungs⸗ Unternehmungen unter dem 12. Mai 1901 erlaſſen worden. 

Gegenüber den Anträgen, für Saccharin eine hohe Steuer und 
Stellung unter Rezepturzwang einzuführen, haben wir die Beſteuerung 
des Saccharins mit 40 Mk. für 1 kg befürwortet, uns aber gegen jede 
Beſchränkung des freien Verkehres ausgeſprochen. 

Einer Eingabe der Handelskammer Kottbus, worin um eine 
Milderung des Entwurfes einer Polizeiverordnung vom 12. März 1900, 
betreffend Verkehr mit Mineralölen gebeten wird, haben wir uns an⸗ 
geſchloſſen. Der Entwurf iſt darauf einer Umarbeitung unterzogen worden. 

In der Frage der Bekämpfung von Auswüchſen beim Ausver⸗ 
kaufsweſen, in der wir ſeiner Zeit ein ausführliches Gutachten erſtattet 
hatten (abgedruckt im vorigen Jahresbericht), hat der Staatsſekretär des 
Reichsamts des Innern erklärt, daß zur Zeit eine entſprechende Abänderung 
des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes nicht beab— 
ſichtigt ſei; dagegen ſollten die Polizeibehörden und Staatsanwälte 
angewieſen werden, in der Richtung vorzugehen, daß bei der Bekämpfung 
ſchwindelhafter Ausverkäufe ein öffentliches Intereſſe anzunehmen und 
deswegen auch im öffentlichen Intereſſe und von Amtswegen einzuſchreiten 
ſei; ferner ſollten die Gerichtsvollzieher und Konkursverwalter darauf 
hingewieſen werden, zu den unreellen Ausverkäufen nicht irgendwie durch 
ihre Thätigkeit die Hand zu bieten. 

Das Gutſchein⸗Syſtem, das in der Hauptſache darin beſteht, daß 
dem Erwerber eines Gutſcheines die Lieferung eines im Werte erheblich 
über den Preis des Gutſcheines hinausgehenden Gegenſtandes in Ausſicht 
geſtellt wird, ſobald er von der Firma eine beſtimmte Anzahl von Gut⸗ 
ſcheinen käuflich erworben, dieſe an andere Perſonen abgeſetzt und jede 
von dieſen Perſonen wiederum auf ihren Gutſchein die gleiche Anzahl von 
Gutſcheinen von der Firma bezogen hat, hat auch dem Detailhandel 
unſeres Bezirkes nennenswerte Schädigungen zugefügt. Wir nahmen 
daher in unſerer Sitzung vom 4. September 1900 Stellung dagegen. 
Nachdem die zuerſt von dem Herrn Regierungs-Präſidenten öffentlich erlaſſene 
Warnung vor dem Ankauf von Gutſcheinen wenig Erfolg gehabt hatte, 
iſt der gewerbsmäßige Vertrieb von Gutſcheinen durch Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 14. Februar 1901 aus $ 286 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs 
und § 22 ff. des Reichsſtempelgeſetzes als ſtrafbar erklärt worden. Der 
Handelsminiſter hat die Regierungs-Präſidenten erſucht, gegebenenfalles 
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auf die Einleitung eines Strafverfahrens gegen die in Betracht kommenden 
Perſonen hinzuwirken. 

Vom Reichskanzler iſt auf Grund des Geſetzes zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes unter dem 20. November 1900 eine auch von 
uns befürwortete Verordnung über den Kleinhandel mit Garn erlaſſen 
worden, wonach die zum Einzelverkaufe aufgemachten baumwollenen 
und wollenen Garne aller Art nur in beſtimmten Einheiten des Gewichts 
und unter Angabe der Gewichtsmenge, baumwollene Garne bis zur Ge— 
ſamtlänge von 100 m jedoch auch in beſtimmten Einheiten der Länge und 
unter Angabe der Länge im Einzelverkehre gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden dürfen. 

Der Erlaß einer Verordnung über den Kleinhandel mit Kerzen, 
wonach Packungen mit Stearin-, Paraffin⸗ und Kompoſitionskerzen nur 
in beſtimmten Einheiten des Gewichtes und unter Angabe der Gewichts- 
mengen verkauft oder feilgehalten werden dürfen, iſt von uns befürwortet 
worden. 

Ein Antrag, die verbündeten Regierungen zu erſuchen, anzuordnen, 
daß Steintohlen, Braunkohlen und Koks im Einzelverkehre nur in 
vorgeſchriebenen Gewichts-Einheiten gewerbsmäßig verkauft oder feil- 
gehalten werden dürfen, iſt von dem Reichstage faſt einſtimmig angenommen 
worden. Der Staatsſekretär des Innern hat eine weitere Verfolgung 
und Prüfung dieſes Antrages zugeſagt. 


4. Beſondere Angelegenheiten 
von Handel und Induſtrie und deren 
einzelnen Zweigen. 


Wir haben uns einer Eingabe des Verbandes Deutſcher Eijen- 
warenhändler, die über die Ausſchließung des Handels bei Lieferungen 
für die Militärbehörden Beſchwerde führt, angeſchloſſen. Der Kriegs 
miniſter hat darauf die betreffende Behörde angewieſen, das Wettbewerbs— 
verfahren aufzuheben und eine nochmalige Ausſchreibung dieſer Lieferung 
unter Zulaſſung des Zwiſchenhandels eintreten zu laſſen. Bezüglich der 
gewünſchten allgemeinen Anderung der Lieferungsbedingungen — in der 
Richtung, daß bei Submiſſions-Ausſchreiben die Beſchränkung des Sub⸗ 
mittentenkreiſes auf Selbſtproduzenten unterlaſſen werde — ſeien die 
Erwägungen noch nicht abgeſchloſſen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat im Abgeordnetenhauſe 
erklärt, er ſei ſchon verſchiedene Male dafür eingetreten, daß die Händler 
bei den Submiſſionen der Staatsverwaltung zugelaſſen werden möchten, 
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und innerhalb der Grenzen der beſonderen Bedürfniſſe des beteiligten 
Reſſorts ſei ihm das auch von dem Kriegsminiſter zugeſichert worden. 
Er ſelbſt ſchließe den Zwiſchenhandel von den Submiſſionen keines⸗ 
wegs aus. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten hat erklärt, es ſtehe mit 
den von ihm wiederholt bekannt gegebenen Grundſätzen über das ſtaatliche 
Verdingungsweſen in Widerſpruch, wenn bei Ausſchreibungen von Lieferungen 
Angebote von Händlern nicht zugelaſſen würden; es ſolle der freie Wett— 
bewerb nicht in dieſer Weiſe erſchwert werden. 

Von den Getreidehändlern in mehreren Städten unſeres Bezirkes 
wird immer noch darüber Klage geführt, daß die Proviantämter Offerten 
des Handels grundſätzlich nicht berückſichtigten, wiewohl der Miniſter für 
Handel und Gewerbe uns im Einvernehmen mit dem Kriegsminiſter 
erklärt hat, daß der freie Wettbewerb zwiſchen Produzenten und Handel 
nicht nur zuläſſig, ſondern ſogar erwünſcht ſei. Aus mehreren Bezirken 
wird uns berichtet, daß die Proviantämter auch Offerten des Handels 
berückſichtigten. Wir werden dieſer Frage weiter unſer Augenmerk 
zuwenden. 

Die von mehreren Seiten uns mitgeteilten Klagen, daß Raiffeiſen⸗ 
Vereine dem Handel dadurch große und geſetzlich unſtatthafte Konkurrenz 
bereiteten, daß fie — über ihre Befugniſſe hinaus — regelrechte Handels- 
geſchäfte betreiben, haben uns zu weiteren Erhebungen über dieſe Frage 
veranlaßt. Wir werden dieſe Angelegenheit weiter verfolgen. 

Der ſeit dem 6. Februar 1901 eingeführte Ausnahmetarif für 
Futter- und Streumittel ſchließt den Handel ausdrücklich aus. Wir 
haben demzufolge den Miniſter der öffentlichen Arbeiten gebeten, den 
Tarif auch auf den Handel auszudehnen. (Näheres iſt in dem Abſchnitt 
Gütertarifweſen mitgeteilt worden.) 

Der Deutſche Handelstag beſchäftigte ſich auf Antrag mehrerer 
Handelsvertretungen mit der Frage, inwieweit für gewiſſe Waren die 
Beſeitigung der Brutto- für Nettoberechnung und die Einführung 
einer zutreffenden Taraberechnung zu erſtreben ſei. Der Ausſchuß des 
Deutſchen Handelstages beſchloß: 1) bei dem Syndikate der Raffinerieen 
einzutreten für reine Tara bei Zucker in Kiſten und Fäſſern und bei 
Kandis in Kiſten und Körben verpackt, für Feſtſetzung eines Maximal- 
taraſatzes bei Zucker in Broten und zwar bei Broten in blauem Papier 
4½ /%, in grauem Papier bis 3¼ % und für Beibehaltung des Verkaufs 
von Zucker in Säcken brutto für netto; 2) im übrigen von einem Vor⸗ 
gehen hinſichtlich der weiter in Frage kommenden Artikel als zur Zeit 
ausſichtslos abzuſehen, ſich vielmehr darauf zu beſchränken, durch eine 
Anregung bei den Handelskammern der Importplätze eine Beſſerung der 
betreffenden Taraſätze anzuſtreben. 
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Vielfachen Klagen über das Verfahren des Forſtſiskus bei 
den Holzverkäufen zufolge veranſtalteten wir hierüber nähere Erhebungen 
und beriefen die Intereſſenten zur einer Beſprechung. Auf Grund dieſer 
Beratungen haben wir dem Herrn Regierungs-Präſidenten eine Denkſchrift 
über die Beſchwerden der Intereſſenten hinſichtlich der Holzverſteigerungen 
eingereicht und ihn gebeten, daß den Intereſſen des Käufers in den Ver— 
kaufsbedingungen mehr als bisher Rechnung getragen würde und ihm 
durch eine frühzeitige Fertigſtellung des auf den öffentlichen Verſteigerungs⸗ 
terminen zu verkaufenden Holzes ſchon ungefähr eine Woche vor dem 
Verkaufe die Möglichkeit zu einer Beſichtigung des Holzes gegeben werde, 
ferner, daß die Forſtverwaltung ihren Organen, Beamten und Arbeitern 
die größte Sorgfalt bei der Aufarbeitung des Holzes und bei der Kenn 
zeichnung der kranken Stämme zur Pflicht mache. 


Ferner haben wir dem Herrn Regierungs-Präſidenten über die Klagen 
der Intereſſenten über das Verfahren bei den Holzſubmiſſionen auf dem 
Stamme (Verkauf von krankem Holze und von eee 25 Nutzholz) 
Bericht erſtattet. 


Die Handelskammer Thorn hat ſich dieſem Vorgehen angeſchloſſen. 
Der Herr Regierungs-Präſident hat darauf Abhilfe zugeſagt. 


Weitere Mitteilungen über dieſe Frage befinden ſich im 2. Teile 
beim Holzberichte (Seite 27ff.). 


Gegenüber den Anträgen, die bei den Getreidepreisnotierungen 
angewandten Benennungen der verſchiedenen Qualitäten mit „gut, mittel, 
gering“ durch die Benennungen „fein, gut, mittel“ zu erſetzen, haben wir 
die Beibehaltung der bisherigen Bezeichnungen, die den thatſächlichen 
Verhältniſſen am meiſten entſprächen, befürwortet. Die Erſetzung der 
bisherigen Bezeichnungen „gut, mittel, gering“ für die einzelnen Kategorien 
durch die Benennungen „fein, gut, mittel“ würde nur zur Folge haben, 
daß die einzelnen Benennungen in Zukunft mit anderen Begriffen als 
bisher und als ſie im allgemeinen üblich ſind, verbunden würden; zu 
einer derartigen willkürlichen Anderung, die naturgemäß auch nicht im 
Intereſſe der Landwirte liegen würde, da die einzelnen Kategorien ent— 
ſprechend niedriger bewertet werden würden, liege naturgemäß kein 
Anlaß vor. 


Die Beſtrebungen, einzelne Erwerbszweige in Kartelle zu vereinigen, 
haben ſich im Jahre 1900 weiter ausgedehnt, ſo daß gegenwärtig — 
abgeſehen von anderen Induſtriezweigen — beſonders eine große Anzahl 
von Rohmaterialien- und Halbfabrikaten-Induſtrien kartelliert ſind. Der 
Zuſammenſchluß von Angehörigen der einzelnen Erwerbszweige zu Kartellen 
hat in vielen Fällen zweifellos ſeine Berechtigung und volkswirtſchaftliche 
Bedeutung. Sobald jedoch die Kartelle eine ſolche Macht in ſich ver— 
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einigen, daß ſie den Markt völlig beherrſchen und ein Monopol erlangen, 
liegt die Gefahr nahe, daß ſie ihre Macht mißbrauchen und die Preiſe 
der von ihren Mitgliedern hergeſtellten Waren zu ſehr in die Höhe 
treiben. Werden hierdurch die Konſumenten von Fertigfabrikaten ſehr 
belaſtet, jo bedeutet eine zu ſtarke Steigerung der Preiſe der Roh— 
materialien und Halbfabrikate, beſonders wenn der Wettbewerb des 
Auslandes durch Schutzzölle erſchwert oder verhindert wird, geradezu eine 
Gefahr für die geſamte Volkswirtſchaft. Es ſei in dieſer Hinſicht nur 
daran erinnert, daß bei mehreren Artikeln große Mengen nach dem Aus— 
lande zu niedrigeren Preiſen als im Inlande verlangt wurden, abgeſtoßen 
worden ſind. Durch derartige Manipulationen wird die Verfeinerungs- 
und Fertigfabrikaten-Induſtrie, deren Förderung in Deutſchland bei ſeiner 
wachſenden Bevölkerung naturgemäß in erſter Linie erforderlich iſt, in 
ihren Grundlagen erſchüttert und auf die Dauer gegenüber dem Auslande 
leiſtungsunfähig gemacht. Es ſind uns im Berichtsjahre öfter Klagen 
unterbreitet worden, daß der Export aus unſerem Bezirke, beſonders 
nach Rußland für Eiſengeräte und Maſchinen, unter der Wirkung der⸗ 
artiger Maßnahmen außerordentlich erſchwert worden iſt. 


Damit über die Thätigkeit und die Wirkſamkeit der Kartelle völlige 
Klarheit geſchaffen wird, haben wir den übrigens auch von anderer Seite 
(ſo den Abgeordneten Gröber, Lieber, Pichler) gemachten Vorſchlag, daß 
eine Enquete über die Wirkungen der gewerblichen Kartelle, Syndikate 
und Ringe veranſtaltet werde, befürwortet. 


Das Reichsamt des Innern hat nach den Mitteilungen des Staats- 
ſekretärs des Innern im Reichstage eingehende Erhebungen über dieſe 
Frage eingeleitet. 


Die Abgeordneten Frhr. Heyl zu Herrnsheim, Münch-Ferber und 
Graf v. Oriola haben im Reichstage beantragt: 


„Der Reichstag wolle beſchließen, die verbündeten Regierungen zu 
erſuchen, einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen eine ſachgemäße 
Reichsaufſicht für ſolche Kartelle oder Syndikate eingeführt wird, deren 
Geſchäftsgebarungen einen nachweislich monopoliſtiſchen Charakter angenommen 
haben.“ — 


Vom Herrn Regierungs-Präſidenten ging uns folgende Zuſchrift zu: 


„Im Auftrage des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe wird 
Herr Profeſſor N. Holz aus Aachen im April d. Is. die Provinz Weſtpreußen 
zur Unterſuchung der Waſſerverhältniſſe bereiſen. Es ſollen dabei 
nicht nur die größeren Flußläufe, Radaune und Brahe, welche letztere an 
der Schleuſe in Mühlhof noch namhafte, bisher ungenutzte Waſſerkräfte 
beſitzt, berückſichtigt, ſondern auch die kleineren Waſſerläufe in den Kreis 
der Unterſuchung gezogen werden. Bei den letzteren iſt namentlich die 
Feſtſtellung erwünſcht, welche von ihnen ſich etwa zur Ausnutzung durch 
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Betriebe der Kleineiſeninduſtrie oder ähnlicher Gewerbe mit geringem 
Kraftbedarf beſonders eignen und welche Verbeſſerungen an den hierfür in 
Betracht kommenden Gefällſtrecken angebracht erſcheinen. 


Ich ſetze die Handelskammer hiervon mit dem Erſuchen ergebenſt in 
Kenntnis, die beteiligten induſtriellen Kreiſe des Kammerbezirks auf die 
Reiſe des Profeſſors Holz und deren Zweck aufmerkſam zu machen, ſowie 
bis zum 1. März d. Is. etwaige Wünſche hinſichtlich der Reiſe zu äußern 
und mir dort vorhandenes Material, welches für den fraglichen Zweck von 
Bedeutung ſein könnte, zur Verfügung zu ſtellen.“ 


Wir haben darauf erwidert: 
„Von den in unſerem Bezirke belegenen Waſſerläufen dürften die 


Oſſa, Gardenga, Liebe, Ferſe, das Schwarzwaſſer und die obere Brahe noch 
eine weitergehende Ausnutzung der Waſſerkräfte geſtatten. 


Dieſe bisher noch unausgebeuteten Waſſerkräfte dürften ſich unſerer 
Anſicht nach in der Hauptſache wohl nur für die Erzeugung elektriſcher 
Energie für Beleuchtungsanlagen und für kleingewerbliche Betriebe in 
kleinen Städten, ſowie hier und da für landwirtſchaftliche Betriebe verwerten 
laſſen. Eine Anſetzung von Betrieben der Kleineiſeninduſtrie, die in dem 
Erlaſſe vom 15. d. Mts. angedeutet wird, unter Benutzung der durch die 
Waſſerläufe gegebenen Kräfte, erſcheint uns jedoch wenig ausſichtsvoll, da 
die anderen Vorbedingungen, die für eine Errichtung derartiger Betriebe 
wichtiger als die billige Erzeugung der Betriebskraft ſind, insbeſondere die 
billige Anfuhr der Rohmaterialien, die Geſchicklichkeit der Arbeiter u. ſ. w., 
in unſerer Gegend fehlen. 

Eine Ausnutzung der Waſſerkräfte in dem Oſten wird überhaupt 
vielfach dadurch in hohem Grade erſchwert werden, daß die Stellen, an 
denen ſich die Waſſerkräfte ausnutzen laſſen, von den Verkehrsſtraßen, 
inſonderheit den Eiſenbahnen der Natur der Sache nach entfernt zu liegen 
pflegen, ſo daß die hohen Transportkoſten den Vorteil der billigen Kraft— 
erzeugung wieder aufheben. 

Eine Übertragung der Kraft auf weitere Strecken dürfte infolge der 
großen damit verbundenen Koſten gleichfalls nur teilweiſe und nur dort 
möglich ſein, wo die Waſſerkräfte beſonders groß ſind. 

Ferner ſteht einer rationellen Ausnutzung der Waſſerkräfte nach den 
bei uns gemachten Erfahrungen vielfach das Fehlen eines einheitlichen 
Vorgehens bei den landwirtſchaftlichen Meliorationen, die von einem eng 
begrenzten Kreiſe ohne Rückſicht auf die weiteren Intereſſengebiete des 
betreffenden Waſſerlaufes vorgenommen zu werden pflegen, hindernd 
entgegen. Hierdurch können die Abſichten auf eine Ausnutzung der Wajjer- 
kräfte häufig durchkreuzt werden; die Vorbedingung einer planmäßigen 
Ausnutzung der Waſſerkräfte, die Bildung von Reſervoirs, die das über— 
ſchüſſige Waſſer eines beſtimmten Gebietes in der regenreichen Zeit auf— 
nehmen und aufſpeichern und in der regenarmen Zeit abgeben und ſo eine 
gleichmäßige Ausnutzung der Waſſerkräfte das ganze Jahr hindurch ermög— 
lichen, wird dadurch häufig plötzlich zerſtört werden können. Es ſcheint uns 
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daher zunächſt eine einheitliche, ſich über ein größeres Gebiet erſtreckende 
Regelung der waſſerwirtſchaftlichen Verhältniſſe notwendig zu ſein. 

Wir geſtatten uns, eine Unterſuchung der Waſſerverhältniſſe der oben 
genannten Flüſſe gehorſamſt anheimzuſtellen.“ 


Dem Reichs-Verſicherungsamte haben wir auf ſeine Anfrage 
empfohlen, daß die Lagerungs-, Holzfällungs- und die der Beförderung von 
Gütern oder Perſonen dienenden Betriebe (§ 1 Abſ. 7 des Gewerbe— 
Unfallverſicherungsgeſetzes) folgenden Berufsgenoſſenſchaften zugeteilt 
werden: Die Holzfällungsbetriebe den Holz-Berufsgenoſſenſchaften, die 
Beförderungsbetriebe der Fuhrwerks-Berufsgenoſſenſchaft, die Lagerungs- 
betriebe, ſoweit mit ihnen ein den Zwecken des Handels dienender 
Fuhrwerksbetrieb verbunden iſt, der Fuhrwerks-Berufsgenoſſenſchaft, ſonſt 
der Speditions-, Speicherei- und Kellerei-Berufsgenoſſenſchaft. 


Wir haben beſchloſſen, an gewerbliche Arbeiter Ehrenurkunden 
zu verleihen, und in unſerer Sitzung vom 4. März 1901 folgende 
Beſtimmungen darüber erlaſſen: 


1. Die Handelskammer verleiht gewerblichen Arbeitern, Arbeiterinnen, 
Meiſtern und gewerblichen Hilfsperſonen, die längere Zeit in demſelben 
Betriebe des Handelskammer-Bezirkes thätig geweſen ſind und ſich durch 
befriedigende Leiſtungen und gute Führung ausgezeichnet haben, Ehren⸗ 
auszeichnungen und zwar bei fünfzehnjähriger Dienſtzeit in Geſtalt eines 
künſtleriſch ausgeſtatteten Diploms, nach fünfund zwanzigjähriger Dienſtzeit 
einer ſilbernen Medaille. 

2. Die Verleihung erfolgt auf Antrag. Antragsberechtigt iſt der 
Inhaber (Vorſtand) jedes im Bezirke der Handelskammer belegenen, im 
Handelsregiſter eingetragenen und zur Handelskammer wahlberechtigten 
Betriebes. Dem Antrage ſind Nachweiſungen beizugeben über die Zeit der 
Anſtellung und die Dauer der Beſchäftigung und über die Leiſtungen und 
Führung der auszuzeichnenden Arbeiter. 

3. Der Verwaltungs-Ausſchuß entſcheidet nach eigenem Ermeſſen über 
die eingegangenen Anträge. 

In dem Falle, daß der Ausſchuß hinſichtlich der Genehmigung eines 
Geſuches Zweifel hegt, bleibt die Entſcheidung der Plenar-Sitzung vorbehalten. 

4. Die Verleihung der Ehrenurkunden geſchieht in feierlicher Weiſe 
durch den Betriebsherrn eventl. auch durch Mitglieder der Kammer. 


Es iſt darauf bereits für mehrere Arbeiter die Verleihung von 
Ehrenurkunden beantragt worden. 

Dem Herrn Regierungs-Präſidenten haben wir im Herbſte 1900 einen 
eingehenden Bericht über die Lage der Induſtrie im Jahre 1900 erſtattet. 


Über die Geſamtzahl der in unſerem Bezirke belegenen, der Gewerbe— 
inſpektion unterſtellten induſtriellen Betriebe und der darin beſchäftigten 
Arbeiter im Jahre 1900 giebt folgende Tabelle Auskunft; ſpezielle An- 
gaben ſind im 2. Teil bei den Einzelberichten gemacht worden. 


Zahl der Anlagen 


— — — 


Zahl der Arbeiter 


Kreis mit 
zw | mit | fon» ohne] zu⸗ jugendliche 
ſam⸗ Dampf. ſtigen Mo- jam- erwachſene (unter 16 Jahren) 
men betrieb 525 tore] men N 
toren männl. weibl. männl. weibl. 
Graudenz Stadt 3606 | 3028 | 340 169 69 
Graudenz Land 705 609 89 Re 
Marienwerder 1151 || 1048 | 59 28 16 
Nojenderg . . 1517 || 1427 | 68 20 2 
Stuhm . 587 497 6426 — 
Schwetz 1642 1541 40 44 17 
Tuchel 376 348 . Es de! 
Konitz 1361 | 1117 128 91 25 
zuſammen 439 382 10945 9615 794 || 406 | 130 


5. Naufmänniſches Anterrichtsweſen. 


Das von uns im Einvernehmen mit der Königlichen Regierung 
aufgeſtellte und im vorigen Jahresberichte näher dargelegte Programm 
der Ausbildung des Fortbildungsſchulweſens in unſerem Bezirke iſt 
im Jahre 1900 zum Teile verwirklicht worden. 


Die Umgeſtaltung der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule zu 
Graudenz iſt im Sommer 1900 zum Abſchluſſe gekommen. Das im 
vorigen Jahresberichte mitgeteilte Ortsſtatut iſt vom Bezirksausſchuſſe 
unverändert genehmigt worden und in Kraft getreten. Über die Schule 
wird folgendermaßen berichtet: 


„Das verfloſſene Schuljahr begann am 19. April mit 79 Schülern. 
Lehrer unſerer Fortbildungsſchule waren Herr Rektor und Ortsſchulinſpektor 
Ambraſſat, gleichzeitig Anſtaltsleiter, und die Herren Blum, Eichſtaedt, Lindner, 
Nowakowski und Prahl. Die Unterrichtshonorare wurden gegen früher in 
einigen Fächern etwas erhöht; ſie ſtiegen von 1,75 Mk. auf 2 Mk. und für 
Buchführung und Handelslehre auf 2,50 Mk. Seit dem 18. April 1900 
beſitzt die Anſtalt ihr eigenes Ortsſtatut und hat ſomit für ihr Beſtehen 
und ihre gedeihliche Entwickelung ein feſtes Fundament erhalten. Am 
8. September fand in den Räumen der Handelskammer die erſte Sitzung 
des auf Grund des Ortsſtatuts ernannten neuen Schulvorſtandes ſtatt. Es 
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gehören demſelben folgende Herren an: Stadtrat Braun, Vorſitzender; 
Handelskammerpräſident Ventzki,ſtellvertretender Vorſitzender; Handelskammer⸗ 
ſyndikus Dr. Freymark, Kaufmann Karſten, Kaufmann Fritz Kyſer, Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher Mehrlein, Bankdirektor Strohmann, Stadtrat Tettenborn 
und der Anſtaltsleiter Rektor Ambraſſat. Das Sommerſemeſter ſchloß am 
27. September mit einer eingehenden Prüfung, zu welcher ſämtliche Mit- 
glieder des Kuratoriums erſchienen waren. Mit Beginn des Winterſemeſters 
wurde in Klaſſe III und IV ein neues Leſebuch, das ſpeziell für kaufmänniſche 
Unterrichtsanſtalten berechnet iſt, in Gebrauch genommen; es iſt dies das 
„Leſebuch für Handelsſchulen“ von Dr. L. Voigt. Am 22. Oktober beſuchte 
Herr Geheimer Oberregierungsrat Dr. Simon aus Berlin als Vertreter 
des Herrn Handelsminiſters in Begleitung des Herrn Geheimen Finanzrats 
Dr. Contze aus dem Finanzminiſterium, des Herrn Oberregierungsrats 
v. Gizycki und des Herrn Regierungs-Aſſeſſors Dr. Dſchenfzig, die beiden 
letztgenannten als Vertreter der Regierung zu Marienwerder, unſere Schule!) 
und wohnte in Klaſſe II und IV dem Unterrichte bei. In der Sitzung des 
Kuratoriums am 20. November wurde eine Schulordnung beraten, die das 
Verhalten der Schüler während ihres Aufenthalts in der Fortbildungsſchule 
regelt. Der erſte Schultag im Jahre 1901, der 7. Januar, wies eine Frequenz 
von 90 Schülern auf. Die Geſamtſchülerzahl betrug 133. 


Am 17. Januar wurde des 200 jährigen Beſtehens unſeres Königreichs 
in gebührender Weiſe gedacht. Jeder Klaſſenlehrer hielt in ſeiner Klaſſe eine 
Anſprache und wies auf die weltgeſchichtliche Bedeutung des Tages hin. Das Schul⸗ 
jahr ſchloß am 25. März ebenſo wie das Sommerſemeſter mit einer Prüfung. 
Drei Schüler der I. Klaſſe, die die Anſtalt abſolviert haben, erhielten als 
Erinnerungszeichen für Fleiß und Wohlverhalten eine Prämie in Geſtalt 
eines Buches. 


Es iſt das verfloſſene Schuljahr für die Entwicklung der Anſtalt von 
großer Bedeutung. Sie erhielt in demſelben ein Ortsſtatut, ein Kuratorium, 
eine Schulordnung, ein neues, zweckentſprechendes Leſebuch und endlich wurde 
auch der Lehrplan einer eingehenden Reviſion und Umgeſtaltung unterworfen. 
Sie hat nunmehr alle Grundlagen für eine gedeihliche Weiterentwicklung. 
Möge ihr dieſelbe für alle Zeit beſchieden ſein!“ 

Die Koſten der Schule beliefen ſich nach dem Voranſchlage auf 
2325 Mk., von denen 1200 Mk. durch Schulgeld, 700 Mk. durch einen 
Zuſchuß der Regierung und 425 Mk. durch einen Zuſchuß der Handels— 
kammer aufgebracht werden. Der Unterricht wird in 4 Klaſſen Montags 
1 und Donnerstags von 6% bis 9¾ Uhr erteilt. 


*) Anm. Die genannten Herren verhandelten ferner mit Vertretern der 
Stadtverwaltung über die Errichtung eines neuen Fortbildungsſchulgebäudes. 
Wir waren an dieſer Konferenz durch mehrere Vertreter beteiligt. Endgiltige 
Beſchlüſſe ſind über die dabei verhandelten Fragen bisher nicht gefaßt 
worden. 


— — 


Unterrichtsfächer find: 
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(Vorklaſſe) 


Handelslehre ER 
Verkehrslehre . . . 
Kaufmänniſches Rechnen 
Korrejpondenz . 
Buchführung 

Deutſch 

Schönſchreiben . 
Stenographie . 
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Das Kuratorium hat für das kommende Schuljahr die Einführung 
des Stenographie-Unterrichts als obligatoriſches Lehrfach in die zwei 
oberen Klaſſen beſchloſſen. Eine Verlegung des Unterrichtes auf die 
Tagesſtunden wurde mit Rückſicht auf die Einführung des obligatoriſchen 
8 Uhr-Ladenſchluſſes als unthunlich erachtet und die Verlegung auf 
mehrere Abende von ¼88—¼ö10 in Ausſicht genommen. 


Für die kaufmänniſche Fortbildungsſchule in Marienwerder iſt 
ein Ortsſtatut erlaſſen worden, das auf unſere Anregung nachträglich 
noch durch einen Zuſatz ergänzt worden iſt, in dem über die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Schulvorſtandes Beſtimmung getroffen worden iſt. Der Schul⸗ 
vorſtand beſteht danach aus einem von dem Herrn Regierungs-Präſidenten 
ernannten Vorſitzenden, dem Leiter der Schule und 5 Mitgliedern, von 
denen 1 der Magiſtrat, 1 die Stadtverordneten-Verſammlung, 1 die 
Handelskammer und 2 der kaufmänniſche Verein zu wählen hat. Der 

ö Vorſtand iſt im April 1901 noch nicht gebildet worden, ſondern beſtand 
| noch aus den bisherigen Mitgliedern: Landrat Dr. Brückner, Domprediger 
Grunau und den Kaufleuten Nötzel, Helm, Düſter, Schaenske und 
J. Hirſchberg. Durch die Ernennung eines Mitgliedes iſt uns eine Ein- 
wirkung auf die Verwaltung der Schule geſichert, und wir haben 
einen Zuſchuß zur Deckung der Koſten für das nächſte Jahr zu leiſten 
beſchloſſen. Die Koſten beliefen ſich im Jahre 1900 auf 1415,17 Mk., 
von denen ein Teil durch Schulgeld (16 Mk. jährlich) und der Reſt durch 
Staats⸗Zuſchuß aufgebracht wurde. Die Zahl der Schüler betrug 65, die 
in 3 Klaſſen, wöchentlich je 6 Stunden, in den Fächern: Handelslehre 
und Handelsrecht, Korreſpondenz, Rechnen, Deutſch, Buchführung und 
Schreiben unterrichtet wurde. Der Unterricht wurde am Montag, 
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag von 3—5 Uhr nachmittags und 
Dienstag, Mittwoch und Donnerstag von 7—9 Uhr abends erteilt. a 15 


Die Erfolge der Schule werden als gute bezeichnet. 


A: 


In Dt.⸗Eylau iſt auf Grund unſerer Vorſchläge ein Ortsſtatut 
erlaſſen worden, das dem Graudenzer nachgebildet worden iſt. Das 
Kuratorium beſteht danach aus dem Herrn Bürgermeiſter Grzywacz (vom 
Herrn Regierungs-Präſidenten ernannt), Beigeordneten Blum (Vertreter der 
Handelskammer), Ratsherr Neuhoff, Stadtverordneten-Vorſteher Seefeldt, 
Kaufmann Kühne, Kaufmann Schillkowski und dem Leiter, Rektor Rudloff. 
Der Unterricht wird von etwa 54 Schülern beſucht werden und ſoll (in 
2 Klaſſen) Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 7—9 Uhr 
nachmittags und Sonnabend von 2¼ —4½ Uhr ſtattfinden. 


1 225 


ee ee 


Deutſch . e 2 
Schdiſchreb enn ee 
Handelslehre . .. I — 
Kaufmänniſches Rechnen und wech. 2 
Buchführung . ANA A DE Here 
Kaufmänniſche Korreſpondenz e eee 
Handelsgeographie und Verkehrslehrnr et 2 


— — | 


In Mewe ſoll auf unſern Antrag bei der gewerblichen Fort- 
bildungsſchule eine geſonderte kaufmänniſche Klaſſe eingerichtet werden, 
in der die kaufmänniſchen Angeſtellten in Buchführung (1 Stunde), 
Handelslehre (1 Stunde), Handelsgeographie (1 Stunde), Korreſpondenz 
(1 Stunde) und Rechnen (2 Stunden) unterrichtet werden ſollen. Wir 
haben beſchloſſen, zu den Koſten dieſer Einrichtung einen Zuſchuß zu 
zahlen. Die Zahl der kaufmänniſchen Angeſtellten beläuft ſich auf 36. 


In Rieſenburg beſteht bei der gewerblichen Fortbildungsſchule 
eine beſondere kaufmänniſche Klaſſe, die von 20 Lehrlingen beſucht wird. Unter- 
richt wird erteilt in Buchführung, Korreſpondenz, Deutſch und Rechnen. 
Herr Direktor Kliewer, Mitglied der Handelskammer, iſt Mitglied des 
Kuratoriums. Wir haben in Ausſicht genommen, zu den Koſten dieſer 
Klaſſe in Zukunft einen Zuſchuß zu leiſten. 

In Neuenburg ſtellte ſich die Stadtverwaltung der Frage der 
Errichtung einer kaufmänniſchen Fortbildungsſchule ſympathiſch gegenüber, 
hat jedoch zur Zeit dieſe Frage bis zur Entſcheidung der Erbauung eines 
neuen Schulgebäudes vertagt. 

Der Magiſtrat in Schwetz hat es abgelehnt, auf unſere Anregung, 
betreffend Errichtung einer kaufmänniſchen Fortbildungsſchule, einzugehen, 
und erklärt, ſelbſt für ausreichende Fortbildung des wife ies Nach⸗ 
wuchſes Sorge tragen zu wollen. 


In Konitz haben ſich die Kaufleute für die Errichtung einer kauf⸗ 
männiſchen Fortbildungsſchule erklärt und vorläufig zur weiteren 
Verfolgung dieſes Projektes ein Komitee eingeſetzt. Wir haben bei dem 
Magiſtrate den Erlaß eines Ortsſtatuts beantragt. 

Nach der folgenden Überſicht über das gewerbliche Fortbildungs⸗ 
ſchulweſen beſteht noch in Roſenberg, Stuhm, Tuchel und Czersk das 
Bedürfnis nach der Errichtung von kaufmänniſchen Fortbildungsſchul⸗ 
klaſſen für die jungen Kaufleute. 


Über den Stand des gewerblichen Fortbildungsſchulweſens 
in den Städten unſeres Bezirks giebt folgende Tabelle Auskunft: 


Überfiht über den Stand des gewerblichen Fortbildungsſchulpeſens 
in den Städten des Kammerbezirks. 


(Die Koſten werden überall vom Staate getragen; Lehrfächer ſind Deutſch, Rechnen (evtl. Buchführung), 

Zeichnen; die Stundenzahl beträgt meiſt je 6 wöchentlich; die Schulpflicht erſtreckt ſich zumeiſt bis zum 

vollendeten 18., in Chriſtvurg und Neuenburg bis zum 17. Lebensjahre. Die Erfolge werden im all» 

gemeinen als befriedigende bezeichnet. Aus mehreren Orten wird über geringe Teilnahme und 
teilweije Antipathie der Gewerbetreibenden gegenüber der Schule Klage geführt.) 


Ort und Jahr Zahl Zahl der Bemerkungen über den Unterricht 
der Begründung der gl der kaufmänniſchen Angeſtellten und 
der Schule Schüler Klaſſen Zahl derſelben 
Graudenz 1877 bezw.] 625 5 Es beſteht eine beſondere kaufmänniſche 
4 ig. u. i 8 
1897 1 Lure Fortbildungsſchule. 
Leſſen | — Es beſteht keine Fortbildungsſchule. 
Rehden 1886 45 2 Die kaufm. Angeſtellt. nehm. an d. Unter⸗ 
| richte d. gewerbl. Furtbildungsich. teil. 
Marienwerder 1887 | 188 6 Es beſteht eine beſondere kaufmänniſche 
ONE SE, Fortbildungsſchule. 
5 Zeichenkl.) 
Mewe 1889 121 4 Für die kaufm. Angeſtellten (gegenwärtig 
außerdem 3 . 36) beſtand bisher ein Kurſus in Buch» 
Suafüpring | führung und wird in Zukunft eine be- 
ſondere Fachklaſſe eingerichtet werden. 
Garnſee 1890 30 | 1 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
| gewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 6. 
Roſenberg 1899 61 3 dto. Zahl: 16. 
u. 2 f. Zeichnen 
Rieſenburg 1887 96 4 Für die kaufm. Angeſtellten (20) beſteht 
u.nkaufmänn. eine beſondere Fachklaſſe mit Unter⸗ 
Unterricht richt in kaufmänniſcher Buchführung, 
| Korreſpondenz, Deutſch und Rechnen. 
Biſchofswerder 1891| 88 | 4 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
| gewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 10. 
Freyſtadt 1887 [ 59 | 4 dto. Zahl: 5. 
Stuhm 1886 68 2 dto. Zahl: 16. 


Chriſtburg 1891 60 3 dto. Zahl: 10. 


Pe, ich 


Ort und Jahr Zahl Zahl der Bemerkungen über den Unterricht 
der Begründung 5 Kl der kaufmänniſchen Angeſtellten und 
der Schule AAlaſſen 


Zahl derſelben 


Schwetz 1887 170 | 5 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
| gewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 33. 
| Daneben beſteht ein beſonderer Kurſus 
| für Buchführung und Wechjellehre. 


Neuenburg 1886 101 1 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
u. 1 Ergünz. ewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 25. 
Klaſſe (Die Errichtung einer bejonderen 
kaufm. Fortbildungsſchule iſt geplant.) 
Tuchel 1887 79 3 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
| gewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 20. 

Konitz 1884 200 | 7 dtv. Zahl; 35. 


„Deutch unb (Die Errichtung einer beſonderen kauf⸗ 
| nhingett, männiſchen Fortbildungsſchule iſt 
| 6eidentlafl. vorbereitet worden.) 

Czersk 1886 125 4 Die kaufm. Angeſtellten beſuchen die 
| gewerbl. Fortbildungsſchule. Zahl: 21. 

Sie erhalten aber gejondert von den 

anderen Unterricht in kaufmänniſchem 

Rechnen, Buchführung u. Wechjellehre. 


Der Deutſche Verband für das kaufmänniſche Unterrichts⸗ 
weſen hielt am 21. bis 23. Mai in Weimar eine Ausſchußſitzung ab, 
aus deren Verhandlungen folgende Punkte hervorgehoben ſeien: 


Beratung und Beſchlußfaſſung über die vom Verbande Deutſcher 
Gewerbeſchulmänner und dem Deutſchen Vereine für das Fortbildungs— 
ſchulweſen aufgeſtellten Statuten für die Begründung eines „Zentral- 
verbandes für gewerbliches und kaufmänniſches Unterrichtsweſen in 
Deutſchland“; die Einführung der Handelsbetriebslehre in den Lehrplan 
der kaufmänniſchen Unterrichtsanſtalten; die geſetzlichen Beſtimmungen 
bezüglich des Fortbildungsſchulzwanges, die ſich daraus ergebenden Rechts⸗ 
fragen und die von den Gerichten und Verwaltungsbehörden getroffenen 
Entſcheidungen; die Organiſationspläne der Städte Frankfurt a. M. und 
Mannheim und die ſonſtigen an verſchiedenen Orten hervorgetretenen 
Organiſationsbeſtrebungen. 


6. Poſtweſen. 


Der Poſtverkehr hat durch das Geſetz vom 20. Dezember 1899, 
betreffend einige Anderungen von Beſtimmungen über das Poſtweſen, von 
deſſen Beſtimmungen hauptſächlich die Herabſetzung der Gewichtsgrenze 
für den einfachen Brief von 15 auf 20 Gramm, die Ermäßigung der 


Gebühren im Ortsverkehre und die Verbilligung der Verſendung von 
Geſchäftspapieren hervorgehoben ſeien, eine weſentliche Erleichterung 
erfahren. 

Eine neue Poſtordnung iſt unter dem 20. März 1900 erlaſſen 
worden. 


Gleichfalls iſt die Verbilligung von Fernſprechgebühren, die 
durch das Geſetz vom 20. Dezember 1899 für kleine und mittlere Orte 
erfolgt iſt — die Anſchlußgebühr beträgt jetzt z. B. für Graudenz nur 
noch 120 Mk. — mit Freuden begrüßt worden. 


Von der durch § 6 des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung des 
Reichshaushaltsetats für das Jahr 1900, dem Reichskanzler erteilten 
Ermächtigung, den Poſtſcheckverkehr einzuführen, hat die Reichsregierung 
bisher keinen Gebrauch gemacht, da ſie die von der Reichstagskommiſſion 
dafür aufgeſtellten Bedingungen vom Standpunkte der finanziellen Intereſſen 
des Reiches aus — beſonders bei den durch die Poſtreformen hervor— 
gerufenen Ausfällen an Einnahmen der Poſtverwaltung — nicht erfüllen 
zu können glaubte. Der Staatsſekretär des Reichspoſtamtes hat jedoch 
im Reichstage erklärt, daß das Reichspoſtamt damit beſchäftigt 
wäre, für die Ausgeſtaltung des Poſtſcheckweſens eine neue Grundlage 
zu ſuchen. 


Laut Verfügung des Reichspoſtamtes vom 8. April 1901 (auf 
Grund des Geſetzes vom 11. März 1901) können bei den Poſtämtern 
nach Bedürfnis zur Erleichterung der Abholung der Poſtſachen ver— 
ſchließbare Poſtabholungsfächer eingerichtet werden, in die die ein— 
gehenden Poſtſachen gelegt werden; die Leerung der Fächer durch die 
Abholer kann auch außerhalb der Schalterdienſtſtunden geſtattet werden. 
Für die Überlaſſung eines Schließfaches nebſt 2 Schlüſſeln erhebt die Poſt 
eine Gebühr von 12 Mk. jährlich bei gewöhnlicher Größe (14 em Höhe, 
11 em Breite, 36 em Tiefe) und von 18 Mk. bei größerem Umfange. 
Aus Anlaß des in Graudenz vorzunehmenden Umbaues des Poſt— 
gebäudes iſt die Frage der Errichtung von Poſtabholungsfächern 
in Erwägung gezogen worden; wir haben Erhebungen darüber ein— 
geleitet, in welchem Umfange von dieſer Einrichtung Gebrauch gemacht 
werden würde. 


Von der Oberpoſtdirektion Frankfurt a. M. iſt vorgeſchlagen worden, 
daß Druckſachen, Warenproben und Geſchäftspapiere, die nach der Orts— 
taxe frankiert ſind, von der Nachſendung in den Fernverkehr aus- 
geſchloſſen und als unbeſtellbar behandelt werden möchten, weil die 
Einziehung des höheren Portos beim Fernverkehre den Poſtanſtalten 
große Umſtände bereite, ohne daß die Nachſendung in vielen Fällen 
erforderlich ſei. Um ein Gutachten erſucht, haben wir den Antrag im 
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allgemeinen befürwortet und empfohlen, daß nur dann die Nachſendung 
erfolgen ſolle, wenn dies durch einen bezüglichen Vermerk des Abſenders 
gewünſcht würde. 

Die Handelskammer Harburg führte darüber Beſchwerde, daß ſeit 
Einführung der Klopferapparate im Telegraphenverkehre viel häufiger 
als früher Verſtümmelungen der Telegramme vorkämen, und erſuchte 
uns um Unterſtützung ihres Vorgehens. 

Wir ſtellten feſt, daß auch in unſerem Bezirk mehrfach Verſtümmelungen 
der Telegramme infolge der Klopferapparate vorgekommen ſeien. Da 
der Klopferapparat keine ſichtbaren Zeichen hinterläßt und infolgedeſſen 
eine nähere Feſtſtellung unmöglich macht, an welcher Stelle die Ver— 
ſtümmelung erfolgt iſt, ſcheint die Befürchtung nicht unbegründet zu ſein, 
daß die Beamten in manchen Fällen leicht zu einer unachtſamen und 
ſorgloſen Behandlung der Telegramme verleitet werden könnten. Wir 
haben das Reichspoſtamt um Abhilfe hiergegen gebeten, jedoch den Beſcheid 
erhalten, daß die durch Einführung der Klopferapparate bewirkte größere 
Leiſtungsfähigkeit und Sicherheit in der Telegraphenübermittelung die 
etwa hervorgetretenen Mängel bei weitem aufwöge und daher eine 
Anderung der bisherigen Einrichtung unthunlich erſcheinen laſſe. 

Das durch Verfügung vom 29. März 1899 verſuchsweiſe angeordnete 
Verfahren, Privattelegramme im deutſchen Verkehre nur dann nach⸗ 
zuſenden, wenn dies entweder vom Aufgeber vorgeſchrieben oder vom 
Empfänger beantragt worden iſt, iſt nunmehr endgiltig eingeführt worden. 
Dasſelbe Verfahren hat auf Telegramme des außerdeutſchen Verkehres 
Anwendung zu finden, ſofern der Aufgabeort in Europa liegt. 

Das Reichspoſtamt veranſtaltete am 18. Februar 1901 mit Ver⸗ 
tretern der Handelskammern eine Konferenz zur Beratung einzelner 
Fragen des Poſt- und Telegraphenweſens. Es wurde hauptſächlich über 
folgende Gegenſtände verhandelt: Klopferapparate im Telegraphenbetriebe, 
Telegramm = Ankunftsformulare, Verzögerung der telegraphiſchen 
Korreſpondenz mit England, Wörterverzeichnis für Telegramme in ver- 
abredeter Sprache, Verſendung von Druckſachen unter einfachem Streif— 
band oder in offenem Umſchlage, Annahme von Einſchreibeſendungen, 
Briefumſchlagsformulare, Poſtſcheckweſen, Poſtabholungsfächer, Verſendung 
von Kalcium⸗Karbid durch die Poſt, Freimachen von Druckſachen durch 
Beklebung mit Briefmarken. 

Die Handelskammer Frankfurt a. O. beabſichtigte, bei der Poſt⸗ 
verwaltung die Beſchleunigung des Poſtvertehres Oſtdeutſchlands 
mit den weſtlich von Berlin belegenen Orten zu beantragen und erſuchte 
uns um Unterſtützung ihres Vorgehens. Da auch unſer Bezirk an dieſer 
Frage weſentlich intereſſiert iſt, erklärten wir uns zu einem gemein- 
ſchaftlichen Vorgehen bereit. 


I 


Klagen über Mängel im Graudenzer Fernſprechverkehre (ſowohl 
innerhalb der Stadt als auch außerhalb) veranlaßten uns, Erhebungen 
hierüber zu veranſtalten, deren Ergebnis wir der Poſt mit der Bitte 
um Abhilfe unterbreitet haben. 


Einem an uns gerichteten Antrage, daß im Graudenzer Bahn⸗ 
poſtamte auch zur Zeit der Abfahrt und der Ankunft der Züge der 
Fernſprechverkehr an der dortigen öffentlichen Fernſprechſtelle mit der 
Stadt ermöglicht werde, hat die Poſtverwaltung durch Aufſtellung eines 
Fernſprech-Automaten entſprochen. Auf unſern weiteren Antrag, daß der 
Verkehr am Bahnpoſtamte weiter ausgeſtaltet werden möge, insbeſondere 
in der Richtung, daß es zur Zeit der Abfahrt und der Ankunft der Züge 
ſtets für den öffentlichen Verkehr zugänglich ſei, hat die Poſtverwaltung 
Einrichtung getroffen, daß ein Beamter wochentägig während der Zeit 
von 8—12 Uhr vormittags und 3— 7 Uhr nachmittags ununterbrochen 
zur Abfertigung des Publikums am Schalter bereit iſt, und in der Zeit 
von 6—8 Uhr vormittags, 11—3 und 7—11 Uhr nachmittags wochen⸗ 
tägig Gelegenheit zur Auflieferung von Telegrammen und zu Fernſprech— 
anmeldungen geboten iſt. Ein von Intereſſenten geſtellter und von uns 
der Poſtverwaltung mitgeteilter Antrag, daß der Nachtzug 62 von 
Graudenz nach Bromberg einen Poſtwagen mit ſich führen möge, iſt mit 
Rückſicht darauf, daß die / Stunde vor Abgang des Zuges in die Brief⸗ 
kaſten gelegten Briefſchaften ſchon jetzt mit dem Zuge mitbefördert werden, 
abgelehnt worden; Wertſendungen werden allerdings mit dem Zuge 62 
nicht befördert. 

Für die Errichtung von neuen Poſtämtern in der Lindenſtraße 
und in der Culmer Vorſtadt in Graudenz hat ſich immermehr ein 
Bedürfnis herausgeſtellt. 

Unſer Antrag auf Beſchleunigung der Austragung der in Biſchofs⸗ 
werder 37 aus Dt.⸗Eylau und 43 aus Jablonowo ankommenden 
Briefſchaften iſt von der Poſtverwaltung abgelehnt worden, da das 
Bedürfnis hiernach nur ſehr gering ſei. 

Über den Umfang des Poſtverkehres bei den Poſtämtern des 
Bezirkes im Jahre 1900 giebt die folgende Tabelle Auskunft: 


Bemerkung: 


Überſicht über den Poſtverkehr der Poſt— 
(ausſchließlich der 


Die römiſchen Ziffern bedeuten den Rang des 


1 


Graudenz I 
Graudenz III. 
Leſſen III. 
Rehden III 
Melno III. 
Marienwerder I. 
Mewe II 
Garnſee III 
Czerwinsk III 
Biſchofswerder III. 
Dt.⸗Eylau I 
Freyſtadt III. 
Rieſenburg II 
Roſenberg II. 
Stuhm II 
Chriſtburg II. 
Nikolaiken III 
Rehhof III. 
Schwetz II. 
Neuenburg II. 
Grutſchno III. 
Laskowitz III. 
Lianno III. 
Oſche III 

Pruſt III 
Terespol III . 
Warlubien III 
Tuchel II 
Gr.⸗Schliewitz III 
Poln.⸗Czekzin III 
Konitz I. 

Bruß III 

Czersk III. 


Porto⸗ 
und 
Tele⸗ 


graph.⸗JPoſtkart, 


Ge— 


bühren⸗Geſchäfts⸗ 


Ein⸗ 
nahme 


je 1000 
Mt 


An Empfänger im Orts- oder 
Landbeſtellbezirke eingegangene 
portopflichtige und portofreie 

Briefe, | | 


Druck, Packete Briefe Packete 
ohne mit mit 


papiere u. | 
Waren⸗ | 
proben Wertangabe 
je 1000 


je 1000 | je 1000 | je 1000 
| Stück 


Stück 


Stück Stück 


2832 219 6 1,5 
11 Fa EN 
152 a RL N 
128 8 983 .— 
8² 4 0,2 =: 


91 77 % 08 — 
114 7 0,4 0,1 
156 16 0,6 0,1 
861 74 2 0,6 
164 15 0,6 0,1 
373 38 1 0,8 
329 23 09 | 02 


87 6 3 — 
HAN EB 
625 45 1/5 08 
301 28 08 01 
58 ol 
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324 25 0% 02 
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3 äz2 — - 
848 80 % 156 


Im 
aufgegebene 
und Porto» 

Briefe, 
Poſtkart, 
At Packete 
Geſchäfts⸗ ohne 
papiere u. 

Waren⸗ 

proben Wert- 

je 1000 je 1000 


Stück 


3007 
950 
117 

86 
74 
933 
209 
82 
94 
111 
710 
112 
305 
246 
198 
145 
68 


Stück 
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Be 


ämter des Bezirkes im Jahre 1900 
Poſtagenturen). 
Poſtamtes. Mengen unter 100 ſind nicht angegeben worden. 


Orte 


An Empfänger im 


portopflichtige [Orts- od, Landbeſtell“ Betrag der des von Telegramme 
freie bezirk eingegangeneſ _; den 
portopflichtige und | ein⸗ aus- Verlags⸗ 
Briefe Packete portofreie gezahlten gezahlten Poſt⸗ aufe ein⸗ 
mit mit Poſtnach⸗“ Poſt⸗ portopflichtigen und Ele ger gegan⸗ 
nahme | auftragss portofreien Zeitungs- | gebene gene 
angabe ſendung. briefe [ Poſtanweiſungen nummern 
je 1000 | je 1000 je 1000 je 1000 je 1000 | je 1000 je 1000 je 1000 ie 1000 
Stück Stück Mark Mark Stück Stück Stück Stück Stück 
Fe 
30 9408 7797 33 36 
a 06 154 122 a 2% jo. 
1 | 0,1 4 70% 1082 297 — 2 3 
0,5 | ar 3.02.08 616 289 101 1 2 
02 — 0,8 | = 243 113 A 05 1 
4 1 13 2 4841 5790 704 14 14 
1 0,2 BET 1609 585 N 
0,3 8 1738 472 193 — 08 1 
0,5 = 1 — 310 155 = 3174 
0,8 0,1 3 0,4 1214 369 — 2 3 
2 0,5 11 2 3265 1362 9 15 12 
0, ee 4 0,5 1061 426 = 3 3 
1 0,3 5 0,8 1906 | 912 14 6 5 
1 0,2 5 3 0,7 1825 963 17 5 4 
0,8 — 4 1 1177 479 22 2 
1 0,1 4... | .08 ] 1501 647 er 4 | 
0, = en 292 286 er 15769 
0,2 — 1 | 0,1 395 137 = 10% 
2 0,3 8 2 2908 | 1545 70 6 
1 90 | 1 2048. | 784207 4... 4 
98 n 175 85 05 . — 1.97 
053 — 1 8 181 107 797 gel 
En 2 1 0,1 2838 166 28 1 00 
0,4 * 2 0,3 488 | 240 % 1421 
0,3 u 1 0,1 186 115 59 17 
0,1 0,1 0,5 — 118 48 2 2 2 
0,4 — 3 0,2 612 579 191 2 
1 0, 7 1862 507 83 8 
0,1 — 2 0,2 249 212 60 ir 
us — 0,8 0,1 1 0, — 1:04 
+ 2 12 3 3756 2594 176 19 | 15 
1 0,1 7 0,1 1465 495 2 4 4 


— 


uno 


Der Verkehr der Poſtämter I unſeres Bezirkes entwickelte ſich 
in den letzten drei Jahren folgendermaßen: 


| 
%%». ORRER EST ba red: Dt. 


denz werder Eylau Konitz 


g N 1898 239 102 51 82 
Porto- und Telegraphengebühren-Einnahme 485 265 107 59 86 


je 1000 Mk. 1900 | 272 140 64 101 


Eingegangene Briefe, Poſtkarten, Druck N 2835 968 820 811 
ſachen, Geſchäfts-Papiere, Waren: 21899 | 2924 1020 876 877 
proben, Packete je 1000 Stück 1900 | 3058 1165 938 | 907 

ter 2930 926 650 | 926 

1899 | 3024 | 905 607 | 963 

1900 | 3141 1015 740 971 

5 1 1898 | 7395 4022 2296 2960 

Betrag e Poſtanweiſungen ] 1899 | 8464 4550 2895 3391 

72 38 1900 | 9408 | 4841 | 3265 3756 


3 1898 | 5674 4613 959 | 1862 
Betrag der ausgezahlten Poſtanweiſungen 5856 6852 5290 1239 


| 

I 
1000 Mek. 1900 | 7797 5770 1302 | 2594 
1898 | 8824 | 669 8,4 154 

Abgeſetzte Zeitungsnummern in 1000 Stück His 9888 | 675 9,1 
f 1900 13182 704 9,2 176 
1898 61 27 20 24 
Augekommene und aufgegebene Telegramme 11885 67 27 23 30 
in 1000 Stück 1900] 6s 28 27 34 


Ausgegangene dto. 


An Fernſprecheinrichtungen ſind im Berichtsjahre neu hergeſtellt 
worden: 

Stadt⸗Fernſprecheinrichtungen in Leſſen, Czerwinsk, Mewe, Biſchofs⸗ 
werder, Dt.⸗Eylau, Rieſenburg, Roſenberg, Chriſtburg, Laskowitz, Neuenburg, 
Schwetz, Konitz; Umſchalteſtellen (Ortsfernſprechnetze mit weniger als fünf 
Teilnehmern) in Melno, Rehden, Wiederſee, Sedlinen, Tiefenſee, Bukowitz, 
Lianno, Sartowitz, Terespol, Warlubien; öffentliche Fernſprechſtellen in 
Gr.⸗Plauth, Königl. Neukirch und Kl.⸗Klonia; neue Fernſprechverbindungs⸗ 
anlagen: Marienwerder-Rieſenburg-Roſenberg-Dt.⸗Eylau-Weißenberg⸗ 
Neumark; Dirſchau-Pelplin-Mewe-Czerwinsk-Neuenburg; Marienburg⸗ 
Chriſtburg; Danzig-Graudenz; Graudenz-Leſſen-Biſchofswerder; Schwetz⸗ 
Laskowitz; Konitz⸗Krojanken-Kgl.⸗Neukirch-Rittel. 
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Ferner ſind das Amt Stuhm in die Doppelleitung Danzig-Dirſchau— 
Marienburg-Stuhm-Marienwerder-Graudenz-Schwetz-Bromberg, und 
das Amt Rehden in die Doppelleitung Graudenz-Rehden-Jablonowo— 
Chriſtburg-Lautenburg eingeſchaltet worden. 


7. Eiſenbahnweſen. 


a) Zahn verbindungen und Allgemeines. 


Die in unſerem letzten Jahresberichte ausgeſprochene Hoffnung, daß 
den dringendſten Verkehrsbedürfniſſen unſeres Bezirkes allmählich Rechnung 
getragen werden würde, hat ſich zum Teile verwirklicht. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich auf die von uns und den anderen 
Intereſſenten erhobenen dringenden Vorſtellungen zur Umwandlung der 
Strecke Marienburg-Thorn in eine Vollbahn entſchloſſen. Gleichwohl 
harren noch eine große Anzahl Wünſche auf dem Gebiete des Eiſenbahn— 
weſens ihrer Erledigung. 

Die Vorlage, betreffend Umwandlung der Strecke Marienburg⸗ 
Thorn in eine Vollbahn, iſt in den Staatshaushaltsetat aufgenommen 
worden. 


Für den Umbau iſt von der Regierung eine Summe von 2400000 Mk. 
und als erſte Rate für das Jahr 1901 der Betrag von 500000 Mk. 
gefordert worden. Die Staatsregierung beabſichtigt mit der Vorlage 
nicht, die Bahn auf die volle Leiſtungsfähigkeit der Vollbahnen zu bringen, 
ſondern will ſie eingeleiſig belaſſen und auch die Steigungs- und Krümmungs⸗ 
verhältniſſe nur teilweiſe den an die Hauptbahnen zu ſtellenden Bedingungen 
anpaſſen; die Schnelligkeit der Hauptbahnen dürfte daher auch nicht voll 
erreicht werden. Gleichwohl bedeutet die Vorlage den beſtehenden Ver— 
hältniſſen gegenüber einen großen Fortſchritt, da die Schnelligkeit 
der Züge ungefähr verdoppelt werden wird, und die Bahn bei der 
Regelung der Anſchlüſſe zweifellos größere Berückſichtigung als bisher 
finden wird. 

Wenn daher die Vorlage die Wünſche auf eine Verbeſſerung der 
Bahnverbindungen nur teilweiſe befriedigt, ſo erſchien es doch in Rückſicht 
auf eine möglichſt ſchnelle Fertigſtellung des Umbaues angezeigt, die 
weitergehenden Wünſche zurückzuſtellen. Dagegen haben wir nachdrücklichſt 
darauf hingearbeitet, daß der Umbau nicht verzögert, ſondern möglichſt 
beſchleunigt würde. Wir haben uns mit den zuſtändigen Stellen dieſerhalb 
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in Verbindung geſetzt und von mehreren Seiten die Verſicherung erhalten, 
daß der Umbau beſtimmt in 2 bis 3 Jahren zu Ende geführt werden 
ſoll. Gleichfalls hat der Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Abge— 
ordnetenhauſe eine möglichſte Beſchleunigung des Umbaues und Fertig: 
ſtellung in zwei Jahren zugeſagt. 

Eine Reihe von Abgeordneten haben unſere Forderungen nach— 
drücklichſt unterſtützt. — 

Unſere Anträge auf Einführung des Vollbahnbetriebes auf der 
Strecke Laskowitz⸗-Graudenz⸗Jablonowo ſind bisher ergebnislos 
geblieben. 


Gleichfalls hat unſer Antrag, betreffend Erbauung einer ſtaatlichen 
Nebenbahn Mewe-Morroſchin bisher keinen Erfolg gehabt; wir hegen 
jedoch die Hoffnung, daß dieſe Strecke in der nächſten Nebenbahnvorlage 
enthalten ſein wird. 

Anträge auf Erbauung einer ſtaatlichen Nebenbahn Culm⸗-Miſchke 
als Fortſetzung der Bahn Unislaw-Culm, die von den Landwirten der 
Culmer Niederung geſtellt wurden, ſind von uns im Intereſſe einer 
beſſeren Verbindung der Städte Graudenz und Culm miteinander, ſowie 
der Stadt Graudenz mit der Fordoner Gegend, unterſtützt worden. 


Die Vorbereitungen zur Erbauung von Kleinbahnen in den Kreiſen 
Graudenz, Marienwerder, Stuhm, Schwetz, Tuchel ſind im Jahre 1900 
weitergeführt worden, ſodaß die Eröffnung mehrerer Bahnen, ſo z. B. 
der Marienwerderer Kleinbahn, ſowie der Bahn Melno-Culmſee, in Kürze 
zu erwarten ſteht. 


Die im Kreiſe Schwetz projektierten Kleinbahnen haben wir 
angeregt, nicht ſchmal-, ſondern normalſpurig auszuführen; auf jeden Fall 
erſcheint uns aber der Ausbau einer normalſpurigen Bahn von Neuenburg 
nach Hardenberg erforderlich. In der bezüglichen Eingabe haben wir 
folgendes ausgeführt: 

„Wie uns mitgeteilt worden iſt, iſt von mehreren Seiten — aus 
Erſparnisrückſichten — empfohlen worden, die Kleinbahnſtrecke Hardenberg— 
Neuenburg-Michelau-Schwetz-Supponin nicht normalſpurig, ſondern ſchmal⸗ 
ſpurig auszubauen. Wenn ſich auch die Koſten für die Anlage einer ſchmal⸗ 
ſpurigen Bahn weſentlich niedriger ſtellen würden, als für die einer 
normalſpurigen, ſo ſcheinen uns doch gewichtige wirtſchaftliche Intereſſen für 
die Erbauung einer normalſpurigen Bahn zu ſprechen. 

Während den ſchmalſpurigen Kleinbahnen im allgemeinen die Aufgabe 
zuzuweiſen iſt, ländliche Bezirke mit den Städten, nach denen ſie gravitieren, 
zu verbinden und an das Bahnnetz anzuſchließen, ſo ſcheint uns die geplante 
Bahnſtrecke darüber hinaus von größerer Bedeutung zu ſein. 

Die Bahnſtrecke Hardenberg-Neuenburg-Michelau-Schwetz⸗Supponin, 
die bei einer Länge von vielleicht ungefähr 10 Meilen ein fruchtbares, be⸗ 
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völkertes Gebiet durchſchneiden würde, iſt dazu berufen, den in der Niederung 
belegenen Teil des Kreiſes Schwetz, der bisher nur zum geringſten Teile 
Bahnverbindung hat, zu erſchließen und mit den Städten Schwetz, Neuenburg 
und Graudenz zu verbinden; ſie ſoll ferner eine Verbindung der 3 Städte 
Schwetz, Neuenburg und Graudenz untereinander herſtellen und die Stadt 
Neuenburg überhaupt erſt an das Bahnnetz anſchließen. Dieſen Aufgaben 
kann eine ſchmalſpurige Bahn bei weitem nicht in dem Maße, wie eine 
normalſpurige, gerecht werden. 


Daß zunächſt eine ſchmalſpurige Kleinbahn nicht leiſtungsfähig genug 
iſt, um dem Perſonenverkehr im erforderlichen Umfange nutzbar gemacht zu 
werden, kann keinem Zweifel unterliegen. 


Gleichfalls aber würde der Güterverkehr bei der Anlage einer ſchmal— 
ſpurigen Bahn durch die infolge der Umladung entſtehenden Koſten ſehr 
erſchwert werden. Dieſe Erſchwerniſſe würden ſich ganz beſonders bei den 
vielfachen Beziehungen des linksſeitigen Weichſelufers mit der Stadt Graudenz 
fühlbar machen, da alsdann bei den Transporten nach und von Graudenz 
jedesmal eine Umladung in Michelau nötig ſein würde, während die Waggons 
bei Anlage einer normalſpurigen Bahn direkt nach dem Bahnhöfe Graudenz 
übergeführt bezw. von dort direkt nach den einzelnen Stationen des Kreiſes 
Schwetz verſandt werden könnten. 

Die Anlage eines Rollbockſyſtems, deſſen Errichtung nach unſeren 
Juformationen empfohlen worden iſt, kann dieſe Erſchwerniſſe in keinem 
Falle bejeitigen. 

Das Rollbockſyſtem hat ſich unſeres Wiſſens bisher in Forſt NR. 
gut bewährt, doch liegen die Verhältniſſe dort ganz anders, als hier, da die 
Staatsbahnwaggons vermittelſt der Rollböcke in Forſt nur von dem Bahn⸗ 
hofe nach den einzelnen Fabrikgebäuden und ſonſtigen Etabliſſements — 
bei einer Entfernung von 1 km bis höchſtens ca. 3 km — übergeführt 
werden. Bei den großen Entfernungen, um die es ſich hier handelt, erſcheint 
es fraglich, ob die Staatsbahnverwaltung darauf eingehen werde, eine 
derartig weite Verſendung ihrer Waggons zu geſtatten; in jedem Falle aber 
würde ſeine Benutzung den Betrieb infolge der Inanſpruchnahme doppelter 
Betriebsmittel und der Beförderung der durch das Gewicht der Waggons 
auf mindeſtens das Doppelte erhöhten Laſt weſentlich verteuern. 


Dazu kommt, daß ein Rollbockſyſtem einen beſonders ſtarken und 
ſoliden Unterbau erheiſcht, deſſen Anlage die durch die geringere Spurweite 
erzielten Erſparniſſe zum guten Teile, wenn nicht ganz abſorbieren würde 
— oder gar noch höhere Koſten erfordern würde, als die Anlage einer 
normalſpurigen Bahn. — 

Die Anlage einer normalſpurigen Bahn iſt von ganz beſonderer 


Wichtigkeit für die Stadt Neuenburg. Wenn der Staat es auch im allge⸗ 
meinen grundſätzlich ablehnt, bei derartigen kleinen Entfernungen Neben⸗ 


bahnen anzulegen, ſo erſcheint es uns doch weiterer Bemühungen wert zu 


ſein, den Staat zu bewegen zu verſuchen, dieſe Strecke als Nebenbahn aus⸗ 
zubauen, zumal, da ſie bei Anlage des Kleinbahnſyſtems nicht allein den 
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Zweck verfolgen würde, Neuenburg an die Oſtbahn anzuſchließen, jondern 
das Kleinbahnſyſtem in höherem Grade zu befähigen, ſeine befruchtende 
Wirkung auf das Wirtſchaftsleben der davon durchzogenen Gegenden aus— 
zuüben; bei Erbauung der projektierten Kleinbahnen würde naturgemäß die 
Verzinſung einer Nebenbahn in höherem Grade gewährleiſtet werden. — 
Zum mindeſten ſcheint es uns aber erforderlich zu ſein, daß die Strecke 
Neuenburg-Hardenberg als normalſpurige Kleinbahn angelegt wird. 


Wenn für die Kleinbahn eine Schmalſpur gewählt werden ſollte, ſo 
würde ſich das unſeres Wiſſens in Ausſicht genommene 3⸗Schienenſyſtem, 
das neben dem Betriebe der ſchmalſpurigen Bahn die direkte Überführung 
der Staatsbahnwaggons nach Neuenburg ermöglichen würde, wohl 
empfehlen.“ 


Aus dem Antwortſchreiben des Landrates des Schwetzer Kreiſes 
folgendes mitgeteilt: 


„Aus der gefl. Zuſchrift vom 15. Juni d. Is., betreffend die projektierte 
Schwetzer Kreisbahn, haben wir in erſter Linie den Wunſch der Handels- 
kammer erſehen, die wirtſchaftlichen Intereſſen des Handelskammerbezirks 
und ſomit auch des Kreiſes Schwetz zu fördern, und der Kreisverwaltung 
Anregung und Material zur genauen Prüfung der für die Entwickelung und 
Rentabilität der Kreisbahn, ſowie für die Intereſſen des Kreiſes Schwetz 
und der benachbarten Gebiete äußerſt wichtige Frage zu geben, welche 
Spurweite für die Kreisbahn zweckmäßig zu wählen ſei. Es liegt uns 
deshalb zunächſt am Herzen, der Handelskammer für das gefällige Schreiben 
freundlichſt und aufrichtig zu danken. Wir brauchen nicht zu verſichern, daß 
die angeregte Frage bereits den Gegenſtand eingehender Erwägungen 
gebildet hat. Bei dieſen Erwägungen ſind auch bereits diejenigen Ge— 
ſichtspunkte erörtert, auf welche die Handelskammer beſonders hinge— 
wieſen hat. 8 


Wenn die bisherigen Erwägungen dahin geführt haben, daß wir die 
Vorarbeiten für die Kreisbahn mit 1 m Spurweite in Auftrag gegeben 
haben, ſo hat doch der Wunſch, den beſonderen Verhältniſſen der Stadt 
Neuenburg nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, uns veranlaßt, für die 
Strecke Hardenberg-Neuenburg gleichzeitig eine 3. Schiene projektieren zu 
laſſen, welche, auf Normalſpur angelegt, den Transport von Staatsbahn⸗ 
wagen auch im Kleinbahnbetriebe ermöglichen würde. 


Für unſere endgiltige Stellungnahme werden demnächſt weſentlich die 
techniſchen und finanziellen Geſichtspunkte maßgebend ſein, und wir fürchten 
allerdings, daß nach beiden Richtungen ſich der Normalſpur ſchwer zu über⸗ 
windende Hinderniſſe entgegenſtellen werden. Sollte ſich herausſtellen, daß 
alle Schwierigkeiten ſich durch erhöhte Geldaufwendungen beſeitigen laſſen 
werden, ſo würde die Entſcheidung weſentlich davon abhängen, inwieweit 
ſich das außerhalb des Kreiſes Schwetz liegende Intereſſengebiet, alſo in 
erſter Linie die Stadt Graudenz, an der Finanzierung unſeres Unternehmens 
beteiligen würde. 


Es führt zu weit, alle dieſe Fragen ſchon jetzt eingehend zu beſprechen. 
Wir haben zunächſt das Schreiben der Handelskammer dem Negierungs- 
Baumeiſter K., welcher die Vorarbeiten für uns ausführt, zur gutachtlichen 
Außerung übergeben. 

Die Außerung lautet: 

(Die Außerung kann hier übergangen werden.) 

Wenn demnächſt nach Fertigſtellung der Vorarbeiten das geſamte 
zur Beurteilung notwendige techniſche und Zahlenmaterial vorliegen wird, 
werden wir zu der angeregten Frage endgiltig Stellung nehmen und nicht 
unterlaſſen, der Handelskammer weitere Mitteilung zukommen zu laſſen.“ 

Eine endgiltige Entſcheidung iſt noch nicht gefällt worden. 

Von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt an Seine Majeſtät 
den Kaiſer und König ein ausführlicher Bericht über die Verwaltung 
der öffentlichen Arbeiten in Preußen 18901900 erſtattet worden. 
Der Miniſter hat uns ein Exemplar dieſes Berichtes überwieſen, das 
unſerer Bibliothek einverleibt worden iſt. 3 

Als unſern Vertreter im Bezirts-Eiſenbahn⸗Rate haben wir, 
wie für die vergangene, ſo auch für die gegenwärtige Wahlperiode, unſern 
Präſidenten und als deſſen Vertreter unſer Mitglied Herrn Stadtrat 
Braun gewählt. 

Der Bezirts⸗Eiſenbahn⸗Rat hielt am 22. Juni 1900 eine Sitzung 
ab, aus deren Verhandlungen folgendes hervorgehoben ſei: Einſtellung 
eines Kurswagens im Schnellzugsverkehre zwiſchen Graudenz und Berlin; 
Einrichtung der Ein- und Ausgänge auf den Bahnhöfen mit Bahnſteig⸗ 
ſperre nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe und des Verkehres; 
Geſtellung von Güterwagen bei Privatanſchlußgeleiſen; Einrichtung von 
Telephonverbindungen zwiſchen den Güterabfertigungsſtellen und den 
öffentlichen Fernſprechſtellen; Aufhebung der ermäßigten Kohlenaus⸗ 
fuhrtarife; Erweiterung des Getreideausnahmetarifes vom 13. De⸗ 
zember 1897. 

Aus der Sitzung vom 27. November 1900 ſeien folgende Verhand⸗ 
lungsgegenſtände hervorgehoben: Aufhebung der Kohlenausfuhrtarife (der 
Antrag auf Aufhebung wird angenommen); Verfrachtung von Spiritus 
und Sprit zur Ausfuhr nach Hamburg, Stettin und Neufahrwaſſer unter 
Aufhebung der per mare-Klauſel zu den Sätzen des Spezialtarifs III; 
Einführung von Staffeltarifen für Wagenladungsgüter, Einführung eines 
Notſtandstarifes für Heu, Stroh und Torfſtreu für die Provinz Weſt⸗ 
preußen; Herſtellung einer Tagesſchnellzugsverbindung Königsberg-Breslau 
über Bromberg. 

Der Umfang des Eiſenbahnverkehres der zu unſerem Bezirke 
gehörenden Stationen im Jahre 1900/1901 geht aus der nachfolgenden 
Tabelle hervor: 
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Stationen 


Ifde. Nr. 


1[Graudenz 
Woſſarken 
3JRoggenhauſen 
Garnſee 
Schönbrück 
Wiederſee 
Leſſen 

81 Sedlinen 
Marienwerder 


10 Rachelshof 


110 Rehhof 
12 Stuhm 
13 Braunswalde 


144 Buchwalde Wpr. 


150 Scharnhorſt 
160 Adl. Schönau 
17 Sawdin 
Freyſtadt 

19 Wilkau 

20) Gr.⸗Roſainen 
211 Kröxen 

22 Gr.⸗Plauth 
Polken⸗Seeberg 
24 Rieſenburg 
25 [Nitzwalde 


Lindenau 
Fürſtenau 
Biſchofswerder 


Ober⸗Gruppe 
Gruppe 
Dubelno 
Jezewo 
Laskowitz 


Verſonen- 


Überſicht über den Eifenbahn- 


verkehr Güterverkehr Einnahmen ab⸗ 
—— LEN I ee aus dem aus Bent) u⸗ gefertigte 
Zahl Stückgut⸗ | ae: Teint Ach. a Fracht⸗ 
verkauften Verkehr 8 — 1 men briefe 
Fahrkarten Em- | ber. Em. Ver. IT f | NN 
pfang jand pfang | jand je 1000 je 1000 je 1000| Em⸗ Ver⸗ 
(ie 1000 Stck. P to | to to to 1. A | AM pfang ſand 
257 7350 10752 96002 52272] 409 745 1154/75978 62796 
9 30 26 2960 1664| 4 6 10 443 363 
11 145 61 2445 234600 7 10 17 1120| 804 
26 594 216 3196 2504] 20 28 48 4569 2221 
6 70 331401 22660[( 2 5 7 533 504 
6 145 58 4398 8041 4 10 14 1243 1218 
16 1089 311 9817 9079| 16 76 92 8974 3872 
18 211 236 3539 5904| 12 19 31 2033 2423 
117 3400 2251 69343 36074] 181 | 322 50335178 23847 
FC „ a | 
32628 400 6319 6169] 21 27 48 4414 3003 
33 1386 525 9980 7878] 33 59 9210522 4869 
9 8. 48 2476 2708| 4 EX 11| 983 674 
4 38 30 2239 12900 22 6 8/370 221 
7 162 82 3043 61144 6 9 15 1585 869 
9 131 74 4723 4845| 10 17 27 1198| 1458 
4 42 34 1951 4763] 4 7 11 6230 670 
24 [1171 527 12028 7663| 26 79 10510862 6011 
7 53 17 5286 2372 4 21 251 876 490 
7 144 67 6016| 1078| 5 20 25 1430 592 
6 83 36 1565 1172 3 7 10 501 360 
5 7 34 4716| 5212] 2 13 151 729 477 
4 89 22 7640 3803] 2 21 23] 558 499 
13 302 222 19973 6629| 15 | 56 71 3866| 1907 
14 111 68 2476 3446| 6 8 14 1376| 757 
29 1517 512 45321 27113] 25 152 17721605 5015 
5 102 156 3908 5208| 4 10 14 758 715 
11 412 246 12901 135251 11 28 39 3621| 2320 
N | ch 4— — 
25 1621 632 13376 11060] 45 111 1561011778 5994 
13 610 187 4952| 2109| 10 23 33 1591 991 
53 2323 1965 24606 7268| 132 189 3211970011064 
22 97 118 4078 2406| 9 | 21 30 1043) 1201 
10 a Baal n 5 - . 
39 285 79 2045 1706| 13 9 221950 866 
11 121 161 — | — 4 1 5 395] 145 
16 701 185 — — 9 4 13 2530 1044 
35 612 429 5379 7071] 62 49 | 111] 5566 2518 
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Verkehr der Stationen des Bezirkes. 
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Stationen 


Efde. Nr. 


3 Poln. Cekzin 
Tuchel 
Sehlen 
Frankenhagen 
Konitz 
Nittel 
Czersk 

Long 

Brust 

52] Barlin 

3l Terespol 
Schönau 
Schwetz 
Warlubien 
Hardenberg 
Scherwinsk 


62] Groß-Waplitz 
63] Chriſtburg 

64 Nikolaiken 

65 Rieſenburg 

66 Roſenberg 

671 Charlottenwerder 
Sommerau 

69] Dt.⸗Eylau St. 
700 Dt.⸗Eylau 

711 Alteiche 


Verſonen 
verkehr 


Güterverkehr 


verkauften 
Fahrkarten 
(ie 1000 Stck.) 


— de ue 
1 © 


— e 


— m © 
S 


S 92 
D 


pfang 


to 
468 
536 
447 


563 | 


2083 


22 


148 


3626 


246 
2320 


970 
549 
402 


192 
2127 
52¹ 


1231 
1040 
1412 
343 
249 


154 


1623 
590 
1540 


1292 
260 


473 
764 


3 


Ve 


ſand 
to 


*. 
Em- Ver- 


Stückgut⸗ | 


| 6025 


Einnahm 


Wagen⸗ haus dem aus dem 


ladungs⸗ 
kehr 

. | Vers 

jand 

to 


3838 | 9256 
2491 4025 

769 5644 
1141 6623 
8301 | 13210 

621 1044 
2807 3470 


38320 17423 


3382 | 11877 


22971 17157 


2525 2351 


55395 13583 


5413 6727 
9915 6204 


12802 15460 


12741 8238 
7877 9625 
5347 4646 
3018 33964 
7477 7763 
6616 10296 


34717 16100 


25638 9232 


4600 
6613 
3820 
3315 


9521 
10814 
40 


Perſon. Güter: | 
8 (einſchl. 
Gepäck⸗„ Vieh⸗) 
Verkehr Verkehe 
je 1000 je 1000 
dl, 


1. 


16 30 
055 — 
15 48 
galt 
12 12 
54 126 
8 3 8 
8 20 
230 379 
10 16 
75 287 
8 ER 
26 63 
18 32 
47 42 
4 16 
65 186 
50 38 
51 80 
41 80 
43 | 101 
a KR tie 
6 16 
7.12.88 
33 8 
14 30 
41 | 148 
29 96 
4 23 
5 2 
25 49 
34 35 
0,09 | 0,6 


je 1000 


en 
zus 
ſam⸗ 
men 


de 


ab» 

gefertigte 

Fracht⸗ 

briefe 

Ems» 
pfang 
3182 
— 
3386 
2281 
2926 
16872 
390 


Ver⸗ 
jand 


1917 


1737 
1197 
2208 
10635 
444 
1350 1103 
37783 30544 
1841 1944 
21382 13310 


7357 3704 
3336 2095 
3152 2215 
1098 560 

20679 10641 
4282 3022 

12325 7575 
7117 4570 

12278 4621 
2990 2150 
2015 1565 
1360 3459 

12293 9337 
4021 3530 

12322 7197 
9084 6092 
1640 1539 
4239 
7728| 
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3656 
6322 
262 


Anmerkung. Die Stationen 1-59 gehören zur Eiſenbahndirektion Danzig, 
60—63 zu Königsberg, 64— 71 zur Marienburg-Mlawkaer Bahn. 
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Der Verkehr der größeren Orte des Bezirkes entwickelte ſich 
danach in den letzten Jahren folgendermaßen: 


— — —uy— — — —[— Z —fäß — 


Grau- Na | Dt. 
Jahr rien Eylau Schwetz Konitz Czersk 
denz werder JJJJJJVVVVVVCTCCC IN 


200 78 44 50 100 31 
251 97 81 56 107 40 


,, der 1895 
verkauften 1899 


de 1000 Mt) 1900 


Fahrkarten 2 8 PP 80 
Perſonen⸗ (je 1000 Stück 1900 257 117 53 50 119 41 
verkehr 5 5 
Einnahme 199 | 293 12 10 48 | 19 54 
1899 | 396 | 164 133 63 229 77 
(je 1000 Mk.) 1900 | 409 | 181 132 65 239 eee 
o Re T URREer ern Ira ee Bora ne 87 36 10 59 32 12 
Güterverkehr] (; 1 1899 | 104 61 31 58 36 209 
je 0 27 5 2 25 
(Städgut- || 1900 104 783 27 58 42 25 
und Wagen⸗“ 9 7 1895 31 18 5 34 16 7 
ladungs⸗ FOR 189 | 63 34 7 16 20 18 
verkehr? dei die 1000 to) 1900] 6s 29 9 16 21 10 

Einnahme I 

inkl. des 1895 471 192 121 233 349 130 
Viehverkehrs)] Einnahme 1899 666 304 199 167 380 252 


745 322 189 186 380 287 


Geſammt⸗ | 1895 | 765 325 231 281 541 184 
Einnahme | 1899 | 1052 468 322 230 589 329 
ge 1000 Mt.) 1900 [1153 503 321 251 618 | 362 


) Zugverbindungen und Vexſonenverliehr. 


Der von unſerem Vertreter im Bezirks-Eiſenbahn-Rate eingebrachte 
und von dieſem angenommene Antrag, daß beim Nachtverkehre von 
Graudenz mit Berlin und umgekehrt Kurswagen eingeſtellt werden 
möchten, iſt von der Eiſenbahndirektion abgelehnt worden. 


Unſer Antrag, daß an das Tages-D-Zug⸗ Paar auf der Strecke 
Inſterburg⸗Thorn-Poſen-Verlin für Graudenz anſtatt wie bisher in 
Jablonowo in Thorn ein direkter Anſchluß geſchaffen werden möchte, iſt 
auch in dieſem Jahre von der Eiſenbahnverwaltung nicht durchgeführt 
worden. Der D-Zug nach Berlin kann alſo von Graudenz ſowohl bei 
der Hin- als der Rückfahrt nach wie vor nur in Jablonowo erreicht werden. 


Unſerem Antrage entſprechend ſind Rückfahrtarten Graudenz⸗ 
Berlin auch über Jablonowo eingeführt worden. 


9 
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Vom 1. Mai 1901 wird auf der Strecke Königsberg-Breslau 
ein D-Zug -Paar mit folgendem Fahrplane eingelegt: 
72 ab Königsberg an 1% 
92 ab Danzig an 12% 
10% ab Dirſchau ab 1101 
1119 ab Laskowitz ab 94 
— ab Terespol ab 926 
12% ab Bromberg ab 88 
1256 ab Inowrazlaw ab 738 
24 ab Poſen ab 64 
520 an Breslau ab 3% 

Von Graudenz aus beſtehen an den D-Zug Breslau-Königsberg 
in beiden Richtungen, ſowie bei dem Zuge Königsberg-Breslau in der 
Richtung nach Graudenz, direkte Anſchlüſſe, dagegen nicht an den Zug 
Königsberg-Breslau von Graudenz aus. Denn Zug 752 (ab Graudenz 
928, an Laskowitz 101), der den Anſchluß an den D-Zug vermitteln ſoll, 
trifft bereits ungefähr 1 Stunde vor Abfahrt des D-Zuges (11%) in 
Laskowitz ein. Infolge dieſes langen Aufenthalts wird den von Graudenz 
kommenden Reiſenden die Benutzung des D-Zug-Paares faſt völlig 
unmöglich gemacht, da bei Reiſen nach Bromberg naturgemäß der 
Perſonenzug 376 (ab Laskowitz 10%, an Bromberg 1130) und bei Reiſen 
nach Inowrazlaw, Gneſen, Poſen u. ſ. w. die Verbindung über Thorn, 
die nicht mehr Zeit erfordert, dagegen bedeutend weniger Fahrgeld koſtet 
(ab Graudenz 9, an Thorn 1186, Inowrazlaw 1231, Poſen 254), benutzt 
wird. Um den von Graudenz kommenden Reiſenden die Benutzung des 
D-Zuges Königsberg-Breslau zu ermöglichen, würde daher die Später⸗ 
legung des Zuges 752 um % bis 1 Stunde erforderlich ſein. Es würde 
alsdann ein direkter Anſchluß an den D-Zug gewonnen und jo die Ver⸗ 
bindung von Graudenz mit Inowrazlaw, Poſen, Breslau u. ſ. w. 
bedeutend verbeſſert werden. Eine derartige Verlegung des Zuges 752 
iſt im Intereſſe der anderen Anſchlüſſe unbedenklich, ja ſogar ſehr 
erwünſcht. Die Vormittags-Verbindung von Graudenz mit Konitz und 
Dirſchau (Danzig), die bisher infolge des einſtündigen Aufenthalts in 
Laskowitz (Zug 752 an Laskowitz 1014, Zug 706 nach Konitz ab 1113, 
Zug 373 ab nach Dirſchau 1113) ſehr ungünſtig iſt, würde dadurch 
gleichfalls erheblich verbeſſert werden, da die Züge nach Konitz und 
Dirſchau direkten Anſchluß an einen ungefähr 10 ¼ Uhr aus Graudenz 
abzulaſſenden Zug haben würden. Die bisher bei Benutzung dieſer Ver⸗ 
bindung von Graudenz nach Danzig 4½ Stunden und nach Konitz 
4 Stunden währende Fahrt würde dann nur noch ungefähr 3½ bezw. 
3 Stunden dauern. 

Der Anſchluß an den Zug 376 von Dirſchau nach Bromberg (ab 
Laskowitz 10%) würde allerdings bei Späterlegung des Zuges 752 auf⸗ 
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gegeben werden. Der Zug 376 iſt aber für Graudenz und die anderen 
an den Strecken Marienwerder-Graudenz, Kornatowo-Graudenz und 
Jablonowo⸗-Laskowitz liegenden Stationen in der Hauptſache nur für den 
Verkehr mit Bromberg (und darüber hinaus mit Schneidemühl- Berlin) 
von Bedeutung. Die Verbindung mit Bromberg würde aber bei Später⸗ 
legung des Zuges 752 und bei Benutzung des D-Zuges ebenſo günftig, 
wie bei der bisherigen Perſonenzugverbindung ſein, die Verbindung von 
Graudenz mit Berlin würde dagegen eine bedeutende Verbeſſerung und 
Beſchleunigung erfahren, da der jetzt in Bromberg 13/, Stunden dauernde 
Aufenthalt dann auf die Hälfte reduziert werden würde. 

Allen dieſen weſentlichen Vorzügen, die die Späterlegung des 
Zuges 752 für den Verkehr mit Danzig, Konitz, Berlin, Poſen, Breslau 
u. ſ. w. gewähren würde, würde allein der Nachteil gegenüberſtehen, daß 
die bisherige Vormittagsverbindung zwiſchen den Stationen der Strecke 
Graudenz-Laskowitz einerſeits mit den zwiſchen Laskowitz und Bromberg 
belegenen Stationen (Parlin, Pruſt, Klarheim und Maximilianowo) 
andererſeits aufgehoben würde. Doch iſt der Lokalverkehr mit dieſen 
Stationen, die vollſtändig nach Bromberg gravitieren, von ganz geringer 
Bedeutung und wird durch die anderen Verbindungen (3. B. des Morgens) 
in völlig ausreichender Weiſe bewältigt. Eine Störung würde allerdings 
der Verkehr mit Schwetz erleiden, falls der D-Zug nicht in Terespol 
anhält. Im Intereſſe der zuſammen mehr als 20000 Einwohner 
zählenden Städte Culm und Schwetz, für die die Anſchlußſtation an den 
D-Zug Terespol iſt, iſt jedoch auch ein Anhalten des D- Zuges in Terespol 
erforderlich. 

Trotzdem alſo die Verlegung des Zuges 752, die die bisher ſehr 
ungünſtigen Verbindungen Graudenz nach verſchiedenen Richtungen 
weſentlich verbeſſern würde, unbedenklich iſt, hat die Eiſenbahndirektion 
zu Danzig unſern Antrag auf Verlegung des Zuges 752 „wegen der 
alsdann eintretenden erheblichen Schädigung des Nahverkehres“ abſchlägig 
beſchieden. 

Wir haben darauf die Anträge, 

1. daß Zug 752 ungefähr ½ bis 1 Stunde jpäter aus Graudenz 
abgelaſſen werde, ſo daß er einen direkten Anſchluß an den 
D-Zug Königsberg-Breslau, ſowie an die Züge Laskowitz⸗ 
Dirſchau und Laskowitz-Konitz erhält, und mit der größten 
zuläſſigen Geſchwindigkeit von Graudenz nach' Laskowitz 
durchgeführt wird, 
2. daß das D-Zug -Paar auch in Terespol hält, 
an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten gerichtet, ſind jedoch darauf 
gleichfalls abſchlägig beſchieden worden. 

Der von anderer Seite geſtellte Antrag, Zug 703, der jetzt 

940 vormittags aus Konitz geht und 1% in Laskowitz eintrifft, bereits 


ungefähr 85 aus Konitz abgehen zu laſſen und jo zu bejchleunigen, daß 


er in Laskowitz um 11 Uhr eintrifft und Anſchluß an den D-Zug 
Königsberg- Breslau gewinnt, iſt von uns befürwortet worden. 


Die beantragte Verlegung des Zuges 703 wird nicht nur für Konitz 
und die an der Strecke Konitz-Laskowitz belegenen Stationen einen 
Anſchluß an den neuen D-Zug Königsberg-Breslau, ſowie an den Zug 
Bromberg-Dirſchau gewähren und eine günſtigere Verbindung mit Graudenz 
und damit mit der Regierungshauptſtadt Marienwerder, mit Thorn und 
dem öſtlichen Teile Weſtpreußens ſowie dem mittleren und ſüdlichen 
Teile der Provinz Oſtpreußen ſchaffen, ſondern auch durch die Vermittlung 
eines direkten Anſchluſſes von Dirſchau, Nakel und beſonders Neuſtettin her 
eine bei der Lage der Dinge verhältnismäßig günſtige Verbindung der nach 
Neuſtettin zu gravitierenden Teile Hinterpommerns und der um Konitz 
belegenen Gegenden mit dem mittleren und öſtlichen Teile Weſtpreußens 
und dem größeren Teile Oſtpreußens ermöglichen. 


Welche Verbeſſerung die Verbindung der Konitzer Gegend mit der 
Regierungshauptſtadt beiſpielsweiſe durch dieſe Zugverlegung erfahren 
würde, geht aus folgender Vergleichung der Verbindung von Schlochau mit 
Marienwerder hervor: 

DA TE Er ER Eee Tee a ̃ ̃ ̃ͤ K ———— 


bei der beantragten 
bisher Verlegung 
des Zuges 703 


Entfernung 
in km 


15 ab Schlochau . 813 813 
oa ontb 839 839 
ab ee 940 850 

5 | an Laskowitz - 140 ungefähr 11 
2 | „ 250 1116 
an Graudenz - 340 1210 
38 ab 5 Nd 426 1955 
a \| an Marienwerder .. 539 214 


Dieſem großen Vorteile, der die Einrichtung einer direkten Tages- 
verbindung des Weſtens der Provinz und der angrenzenden Gegenden mit 
dem Oſten Weſtpreußens und der Provinz Oſtpreußen bietet, ſteht allerdings 
der Nachteil gegenüber, daß der Anſchluß vom Zug 305 Schneidemühl⸗Konitz 
an den Zug 703 verloren gehen würde. Dieſe Verbindung ſcheint uns aber 
für den Verkehr der an der Strecke Schneidemühl-Konitz belegenen Stationen 
mit der Tucheler Gegend von ſehr geringer Bedeutung zu ſein und nur für 
den Verkehr von Berlin mit der Tucheler Gegend in Betracht zu kommen. 
Das Intereſſe an dieſer Verbindung iſt aber bei der ſchwachen 
Bevölkerung des Tucheler Kreiſes gleichfalls gering. Erfahrungs— 
gemäß wird dieſe Verbindung von Berlin mit Tuchel hauptſächlich zur 
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Herbjt- und Winterszeit von den heimkehrenden „Sachſengängern“ benutzt, 
die dann nichts zu verſäumen haben und, wenn ſie bei Nacht von Berlin 
nach Konitz fahren wollen, zur Weiterfahrt nach Tuchel ebenſo den Mittags⸗ 
zug benutzen können. Für die Benutzer der drei oberen N 
kommt dieje Verbindung überhaupt nicht in Betracht. 
Der Antrag iſt von der Eiſenbahndirektion abgelehnt n 


Der Zentralausſchuß Berliner kaufmänniſcher, gewerblicher und 
induſtrieller Vereine erſuchte uns um Unterſtützung ſeiner hinſichtlich der 
Reform der Perſonentarife gemachten Vorſchläge, daß innerhalb des 
Gebietes der preußiſchen Verkehrsverwaltung eine Fernzone für Fahrten 
über 300 km eingerichtet werde, dergeſtalt, daß für Reiſen, die eine 
Länge von 300 km überſteigen, nur der Fahrpreis für 300 km erhoben 
wird. Bei völliger Anerkennung des Grundgedankens dieſes Antrages, 
daß die Tarife bei weiteren Reiſen verbilligt werden möchten, haben wir 
von einer Unterſtützung dieſes Antrages abgeſehen. 


Die regelmäßigen Einheitsſätze der preußiſchen Staatseiſenbahnen 
betrugen am 1. April 1900: 


— 


I. Kl. II. Kl. III. KI. IV. Kl. 


Bezeichnung FF 
für die Perſon und 
das km in Pfg. 


Einfache Fahrkarten. . Schnellzug 6,67 4,67 
0 Perſonenzug . 4,0 
Gewöhnliche Rückfahrkarten und An⸗ 
ſchlußrückfahrkarten, jedes km . 
Sonntagskarten jedes km Perſonenzug 
Sommerkarten und feſte Rundreiſekarten: 
fa) mit 45 Tagen Geltungsdauer. 
| Zuſchlag zum Fahrpreis 
b) mit geringerer als 45 tägiger Geltungs⸗ 
dauer, ſofern ſie diejenige der ge— 
gewöhnlichen Rückfahrkarten über- 
jteigt . 

Zuſchlag aim Fahrpreis 2 Mk. 1,5 Mk. 
Vereinsfahrſcheine . 6,3 4,67 
Arbeiterfahrkarten . . . - — — 
Auf einfache und Rückfahrtarten Werden 

25 kg Gepäck frei befördert. 
Die Gepäckfracht beträgt 0,5 Pfg. für 
je 10 kg und 1 km. 
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Die Weiterführung des 9 aus Jablonowo nach Freyſtadt ab⸗ 
gehenden und dort 105% eintreffenden Zuges nach Marienwerder und 
Rieſenburg wird lebhaft gewünſcht. 

Während die Direktion der Marienburg-Mlawktaer Eiſenbahn 
im Sommer 1900 den Bedürfniſſen des reiſenden Publikums durch Ein⸗ 
legung eines weiteren Zugpaares zwiſchen Marienburg und Dt.-Eylau 
Rechnung getragen hatte, iſt dieſe Einrichtung bei Aufſtellung des Sommer- 
fahrplans für 1901 unterblieben. Die Verkehrsverhältniſſe, beſonders 
der Städte Roſenberg und Rieſenburg, ſind dadurch recht ungünſtig 
geworden. Der letzte Zug geht von Dt.-Eylau in der Richtung nach 
Marienburg bereits um 5 Uhr 5 Minuten nachmittags ab, ſo daß den 

ſpäter ankommenden Reiſenden ein Weiterkommen unmöglich iſt. 


Die Wiedereinlegung des früheren Zugpaares iſt ſehr erwünſcht. 


c) Güterverkehr. 


Die Einführung von Staffeltarifen für Holz, ſowie für Getreide 
und Mühlenfabrikate beim Verſand von dem Oſten nach Mitteldeutſchland 
und dem Weſten iſt für eine Hebung der Land- und Forſtwirtſchaft des 
Oſtens und der damit zuſammenhängenden Gewerbe eine Notwendigkeit 
und wird von uns entſchieden befürwortet. 


Die ſchädigenden Wirkungen der Getreideausnahmetarife vom 
23. Dezember 1897 nach den Hafenplätzen, die in neueſter Zeit auch auf 
die Nachbarorte z. B. von Danzig ausgedehnt worden ſind, haben ſich auch 
im Berichtsjahre in unſerem Bezirk wiederum fühlbar gemacht. Die Anträge, 
die Ausnahmetarife auf alle Plätze auszudehnen, in denen ſich Handelsmühlen 
befinden, ſind bisher abgelehnt worden. Gleichfalls erſcheint unſere An⸗ 
regung, die ermäßigten Tarife nur für das thatſächlich zum Export 


gebrachte, nicht aber auch für das in den Hafenplätzen und ihrer Umgegend 


verbleibende Getreide anzuwenden, als wenig ausſichtsvoll, nachdem die 
Ausnahmetarife auch auf die in den Nachbarorten der Seeplätze belegenen 
Mühlen ausgedehnt worden ſind. Wir werden daher für die Aus⸗ 
dehnung der Ausnahmetarife auf ſämtliche Plätze in dem Geltungs— 
bereiche des Tarifs, in denen ſich Handelsmühlen befinden, auch in 
Zukunft eintreten. 


Für das Jahr 1901 wird die Frage der Einführung von 
Staffeltarifen für Getreide und der Ausdehnung der Ausnahme— 
tarife vom 13. Dezember 1897 weniger brennend ſein, da die Brot- 
getreideernte im Jahre 1901 in unſerm Bezirke zum größten Teile 
ausfallen wird. 


Zur Erleichterung des Bezuges des Getreides und des Saatgutes 
aus anderen Gegenden haben wir die Einführung von Ausnahme⸗ 
tarifen für Getreide für die Zeit des Notſtandes in folgender Eingabe 
beantragt: 


„Die durch die ungünſtige Witterung im Herbſt und Winter verurſachte 
Zerſtörung der Winterſaaten, die einen großen Teil der Landwirte zur Um— 
ackerung und Neubeſtellung ihrer Felder mit Sommerfrucht zwingt, und 5 
der infolgedeſſen zu erwartende faſt völlige Ausfall der Ernte an Brotgetreide 
in dem größten Teile unſeres Bezirkes und der angrenzenden Gebiete wird 
in dieſem Jahre den Bezug von großen Mengen Brotgetreide nach unſerem 
Bezirke erforderlich machen. 


Es wird von ſachverſtändiger Seite vielfach angenommen, daß die 
Ernte an Brotgetreide in unſerem Bezirke nicht einmal für den Bedarf der 
Landwirtſchaft ausreicht, ſo daß alſo nicht nur das für die Ernährung 
der ſtädtiſchen, ſondern auch eines großen Teiles der ländlichen Be— 
völkerung erforderliche Brotgetreide, gleichwie ein großer Teil des zur 
Winterbeſtellung benötigten Saatgutes aus anderen Gegenden bezogen 
werden muß. 


Zur Deckung dieſes Bedarfes iſt ſowohl im Intereſſe der Allgemeinheit 
als auch im beſonderen der Müllerei und der Landwirtſchaft unſeres 
Bezirkes die Einführung ermäßigter Bahntarife für die Zeit des Not- 
ſtandes erforderlich. 


Die Müllerei unſeres Bezirkes iſt hinter den in und bei den See— 
ſtädten gelegenen Mühlen durch die Ausnahmetarife vom 13. Dezember 1897, 
die, urſprünglich nur für das zum Exporte kommende Getreide beſtimmt, 
auch auf das von den Mühlen in den Hafenplätzen und den Nachbarorten 
zum einheimiſchen Bedarfe bezogene Getreide angewandt werden und dieſen 
Mühlen einen verhältnismäßig weit billigeren Bezug des Getreides als den 
Binnenmühlen ermöglichen, ſchwer benachteiligt worden. Die ſchädlichen 
Folgen dieſer ungleichen Behandlung haben ſich für einen Teil der Binnen⸗ 
mühlen bisher um deswillen nicht in vollem Umfange fühlbar gemacht, weil 
dieſe in Mitten einer Gegend belegen ſind, die Getreide in größeren Mengen 
hervorbringt, und daher das erforderliche Getreide zum Teil aus der 
näheren Umgebung beziehen können. Wenn ihnen dieſer Vorzug verloren 
geht, wie es in dieſem Jahre der Fall iſt, ſo wird ihnen die Konkurrenz 
mit den Hafenmühlen, die nicht nur das etwa zur Verfügung ſtehende 
einheimiſche Getreide, ſondern auch das ausländiſche Getreide billig beziehen 
können, auf das äußerſte erſchwert. Es würde daher bei den jetzigen 
Frachtverhältniſſen zu erwarten ſein, daß die Binnenmühlen das zum 
Betriebe erforderliche Getreide nicht erhalten können, oder doch nur zu 
unverhältnismäßig hohen Preiſen, die eine Konkurrenz mit dem in den Hafen⸗ 
mühlen gewonnenen Mehl kaum mehr ermöglichen. Hierdurch wird die 
Müllerei unſeres Bezirkes in ihrem Beſtande ernſtlich gefährdet. 


Dies aber würde auch für die Landwirtſchaft eine große Gefahr 
bedeuten, da eine leiſtungsfähige Müllerei, die der Landwirtſchaft einen 
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leichten und vorteilhaften Abſatz ihrer Produkte ermöglicht und die ſonſt 
von weiterher zu beziehenden Futtermittel billig liefert, eine der wichtigſten 
Stützen für das Gedeihen der Landwirtſchaft iſt. 

Hat die Landwirtſchaft Schon aus dieſem Grunde das gleiche Intereſſe 
wie die Müllerei an einer Frachtherabſetzung für Brotgetreide, ſo kommt 
noch hinzu, daß die Landwirtſchaft infolge des Ausfalls der Winterung auf 
Bezug von Saatgut aus anderen Gegenden angewieſen iſt. Um den Bezug 
des Saatgetreides zu erleichtern, iſt es jedoch erforderlich, daß die ermäßigten 
Tarife nicht allein, wie es bei den Notſtandstarifen für Futter- und Streu- 
mittel der Fall iſt, für die Bezüge der landwirtſchaftlichen Betriebe bezw. 
Genoſſenſchaften, ſondern auch des Handels eingeführt werden. Denn ein 
großer Teil der landwirtſchaftlichen Betriebe iſt ſchon ſonſt auf die 
Vermittelung des Zwiſchenhandels angewieſen; ganz beſonders aber 
trifft dies bei der gegenwärtigen Notlage zu, wo ein großer Teil der 
Landwirte nicht die Mittel zum Ankaufe des Getreides zur Verfügung 
hat und daher auf die Gewährung auf Kredit bei dem Kaufmann 
reflektieren muß. 

Ew. Excellenz unterbreiten wir daher ehrerbietigſt die Bitte, die 
Einführung ermäßigter Tarife für Brotgetreide beim Bezuge aus anderen 
Gegenden nach unſerem Bezirke ſowie den anderen Notſtandsgebieten mit 
allgemeiner Geltung für die Zeit des Notſtandes hochgeneigteſt baldigſt 
anordnen zu wollen.“ 


Gleichfalls haben wir für die Zeit des Notſtandes die Einführung 
von Staffeltarifen für Sommergetreide bei der Ausfuhr aus unſerem 
Bezirke befürwortet. — 


Zucker aller Art in Ladungen von mindeſtens 10000 kg zur 
Ausfuhr über See oder über Umſchlagsplätze an binnenländiſchen Wafjer- 
ſtraßen oder über die Landgrenzen iſt aus Spezialtarif I in Spezial⸗ 
tarif III verſetzt worden; die gleiche Vergünſtigung kann dem von den 
Raffinerien bezogenen Zucker pro rata der zum Exporte gebrachten 
Raffinade auf Antrag und bei Erfüllung der geſtellten Bedingungen 
gewährt werden. 


Der ſeit dem 6. Februar 1901 eingeführte Ausnahmetarif für 
Futter⸗ und Streumittel, der eine Frachtermäßigung von 25 % 
gewährt, kommt nur bei Bezügen der landwirtſchaftlichen Betriebe bezw. 
Genoſſenſchaften, nicht aber auch der Kaufleute zur Anwendung. Die 
den Handel ausſchließenden Anwendungsbeſtimmungen des Tarifes ſetzen 
nicht nur den Handel zurück und ſchädigen ihn ſchwer, ſondern ſchließen 
auch die auf die Vermittelung des Handels angewieſenen — insbeſondere 
kleineren — Landleute von den Vergünſtigungen der Frachtherabſetzung 
aus. Wir haben daher bei dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
beantragt, daß die den Handel ausſchließenden Anwendungsbeſtimmungen 
des Tarifes aufgehoben werden; leider ſind die von der Mehrzahl der 
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Handelsvertretungen in dieſer Richtung eingebrachten Vorſtellungen 
erfolglos geblieben. . 


Einen von der Zentrale für Spiritus-Verwertung geſtellten Antrag, 
daß von einer Reihe nordöſtlich gelegener Stationen für die Verfrachtung 
von Spiritus und Sprit zur Ausfuhr nach Hamburg, Bremen, 
Stettin und Neufahrwaſſer der Spezialtarif III in Anwendung gebracht 
würde, haben wir unter der Bedingung befürwortet, daß die ermäßigten 
Tarife nur für den zur Ausfuhr kommenden, nicht etwa auch für den in 
den Hafenplätzen verbleibenden oder von dort wieder landeinwärts ver⸗ 
ſandten Spiritus zur Anwendung kommen. 

Auf Beſchluß des Staatsminiſteriums iſt in Anbetracht der Schwierig⸗ 
keiten bei der Kohlenverſendung zur Erleichterung der Zufuhr ausländiſcher 
Kohlen der Rohſtofftarif für die Zeit des Weiterbeſtehens der damaligen 
Verhältniſſe, mindeſtens aber für 2 Jahre, eingeführt worden. Wir 
haben dieſen Beſchluß mit Freuden begrüßt, wenn auch eine durchgreifende 
Einwirkung auf die Geſtaltung des Kohlenmarktes davon nicht zu 
erwarten ſtand. 

Die Einführung ermäßigter Tarife, vielleicht des Ausnahmetarifes 5, 
für Transporte von Pflaſterſteinen, iſt von uns befürwortet worden. 

Die Detarifierung von Feldſpath und Quarz haben wir im 
Intereſſe der Glas- und Ofenfabrikation, ſowie der Emaillefabrikation 


unſeres Bezirkes empfohlen. Gleichfalls haben wir die Verſetzung von 
Kaltſpath, Marmormehl und Kreide in den Rohſtofftarif angeregt. 


Die Einführung eines Ausnahmetarifes für Metallzement von 
Zürich- Wollishofen nach Leipzig haben wir befürwortet. 

Von einer Unterſtützung des Antrages des Vereins deutſcher 
Papierfabrikanten auf Frachtherabſetzung für Papier haben wir ab- 
geſehen, da wir uns bei dem Zuſammenſchluß der Papierfabriken zu einem 
Ringe von einer Frachtherabſetzung keinen Vorteil für die Papier⸗ 
konſumenten verſprechen konnten. 

Der Verein der Fabrikanten landwirtſchaftlicher Maſchinen und 
Geräte hat mehrere Anträge, betreffend Frachtherabſetzung der land 
wirtſchaftlichen Maſchinen, an die Eiſenbahnverwaltung gerichtet, die 
ſich hauptſächlich auf die Verſetzung landwirtſchaftlicher Maſchinen und 
Geräte in Wagenladungen aus Spezialtarif I mit der Nebenklaſſe A 2 
nach Spezialtarif III mit der Nebenklaſſe II, oder wenn dies nicht zu 
erreichen ſein ſollte, auf die Einführung eines Ausnahmetarifes, nach dem 
wenigſtens nicht höhere Frachtſätze von Ladungen à 5000 kg, als die des 
Spezialtarifs 1, und von Ladungen à 10000 kg, als die des Spezial- 
tarifs II erhoben werden, erſtrecken. 

Dieſe Anträge werden von uns befürwortet. 


4 
Den Druckſachen des Landeseiſenbahnrates ſei folgender Güter— 
transporttarif entnommen: 
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Die Eiſenbahndirektion zu Danzig macht darauf aufmerkſam, daß 

die Friſt für den Aufbrauch der in den Anlagen C und D der Ver— 
kehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 15. November 1892 
vorgeſchriebenen Frachtbriefformulare, die durch die Eijenbahn-Ver- 
kehrsordnung vom 26. Oktober 1899 verſchiedene Anderungen erfahren haben, 
vom Reichs⸗Eiſenbahnamte bis zum 31. Dezember 1901 ausgedehnt worden iſt. 
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Die Eiſenbahnverwaltung macht auf folgende Beſtimmungen der 
Eiſenbahn⸗Vertehrsordnung aufmerkſam ($ 53, 1 und 8 58, 4 u. 5). 
§ 53, 1. „Der Abſender haftet für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Er⸗ 
klärungen und trägt die Folgen, welche aus unrichtigen, 

ungenauen oder ungenügenden Erklärungen entſpringen.“ 
$ 58, 4 u. 5. „Die Stückgüter find in haltbarer, deutlicher und Ver— 
wechſelungen ausſchließender Weiſe, genau übereinſtimmend 
mit den Angaben im Frachtbriefe, äußerlich zu bezeichnen 
(ſignieren). Die Eiſenbahn iſt berechtigt zu verlangen, daß Stück⸗ 
güter vom Abſender mit der Bezeichnung der Beſtimmungs— 
ſtation in dauerhafter Weiſe verſehen werden, ſofern deren 
Beſchaffenheit dies ohne beſondere Schwierigkeiten geſtattet.“ 

Die Güterabfertigungsſtellen ſeien angewieſen, Entjchädigungsan- 
ſprüche bei Verſtößen hiergegen unbedingt abzulehnen. 

Unſer Antrag auf Aufſtellung eines ſtärkeren Ladekrahnes und 
Anbringung einer Rampe auf Bahnhof Hardenberg iſt, wie vordem 
von der Eiſenbahndirektion, ſo auch von dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten abgelehnt worden. 

Unſer Antrag, daß die Güterwagen den Inhabern von Privat⸗ 
anſchlußgleiſen zur Zeit der verkürzten Be- und Entladefriſten auf Wunſch 
mehrfach des Tages — und zwar morgens und mittags — geſtellt 
werden möchten, iſt von dem Bezirks-Eiſenbahn-Rate angenommen worden. 
Die Eiſenbahnverwaltung erklärte eine Beſtellung der Wagen für eine 
beſtimmte Tageszeit für unzuläſſig, erklärte jedoch, die Wünſche der 
Intereſſenten nach Möglichkeit berückſichtigen zu wollen. 

Auf Grund der wiederum von den Intereſſenten erhobenen Klagen 
hat unſer Vertreter im Bezirks-Eiſenbahn⸗Rate den Antrag geſtellt, daß 
die Ladefriſten für die Inhaber von Anſchlußgleiſen auch zu Zeiten des 
geſteigerten Güterverkehres keinesfalls unter 6 Arbeitsſtunden herabgeſetzt 
werden und zu ſeiner Begründung folgendes angeführt: 

„Die Eiſenbahnverwaltung hat am 18. März folgenden Plan der Be— 
dienungszeiten und Ladefriſten der Anſchlüſſe auf Station Schwetz feſtgeſetzt: 


Die Abholung 
der 
Wagen erfolgt 


Ankunft Zuführung Die Ladefriſt 
der Wagen der Wagen endet um 
mit Zug Uhr Uhr 


ER 


Danach beträgt die Zeit, die der hier in Betracht kommenden Zuder- 
fabrik Schwetz zum Be- und Entladen der Wagen zur Verfügung ſteht, 
z. B. bei dem Zuge 351 und 353 rechnungsmäßig 4 bezw. 5 Stunden, that⸗ 
ſächlich jedoch, da von 12—1 Uhr Mittagspauſe iſt, nur 3 bezw. 4 Stunden. 
In dieſem kurzen Zeitraume einen größeren Transport Wagen zu be- oder 
entladen, iſt naturgemäß unmöglich, zumal, wenn die für einen Tag ver- 
langten Wagen ſämtlich oder zum größeren Teile des Morgens auf einmal 
angeliefert werden. 

Die Fabrik kann daher die Ent- und Beladung der Wagen ohne 
größere Störung des Betriebes nicht in der vorgeſchriebenen Zeit vornehmen 
und muß daher Standgeld zahlen, ohne daß die Eiſenbahnverwaltung ihren 
Zweck, den Wagenumlauf möglichſt zu beſchleunigen, erreicht. In jedem 
Falle aber bedeutet eine ſo weit gehende Einſchränkung der Ladefriſten für 
die Fabrik eine Beläſtigung, die in keinem Verhältniſſe zu den der Eijen- 
bahnverwaltung etwa erwachſenden Vorteilen ſteht. 

Es iſt daher zum mindeſten erforderlich, daß die Ladefriſt auch zu 
Zeiten des geſteigerten Güterverkehres auf 6 Arbeitsſtunden verlängert 
wird, wenn den Intereſſen der Fabriken auch hiermit in vielen Fällen noch 
nicht Genüge geſchieht, zumal da die Eiſenbahnverwaltung es abgelehnt hat, 
eine Beſtellung nicht nur für einen Tag, ſondern auch für 2 Tageszeiten 
(morgens und mittags) zuzulaſſen.“ 


Klagen über unzureichende Geſtellung der Güterwagen werden 
von verſchiedenen Seiten geführt; ſo iſt z. B. in dem Berichte über die 
Glasfabriken im einzelnen Mitteilung darüber gemacht worden; gleichfalls 
wird von Holzhändlern darüber Klage geführt, daß die 10 m langen, 
offenen Wagen häufig nicht rechtzeitig zu erhalten ſeien. 


Über unvorſichtiges Handhaben und Rangieren der Eijenbahn- 
wagen, die mit zerbrechlichen Waren beladen ſind, wird aus den 
Intereſſentenkreiſen lebhafte Klage geführt. 

Eine Anzahl von Anderungen hinſichtlich der Tariſierung und, 
Klaſſiſizierung einzelner Waren ſind in der Sitzung der Generalkonferenz 
der deutſchen Eiſenbahnverwaltungen vom 19. Dezember 1900 beſchloſſen 
worden. 


Bei der Eiſenbahndirektion Danzig haben wir die Aufnahme einer 
Reihe von Gütern (wie Petroleum, Deſtillate daraus, Malztreber, Melaſſe, 
Gaswaſſer, Teer, Solaröle, Steinkohlenteer, Sprit, Spiritus, Holzgeiſt 
u. ſ. w.) in das Verzeichnis der Güter, die auf Grund des § 35 der 
allgemeinen Tarifvorjchriften zur Beförderung in Keſſelwagen zuzulaſſen 
find, befürwortet. 
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8. Schiffahrt. 


Die waſſerwirtſchaftliche Vorlage, die dem Abgeordnetenhauſe 
am 10. Januar 1901 zugegangen iſt, iſt von uns freudig begrüßt worden. 

Die Vorlage forderte, abgeſehen von der urſprünglichen Kanalvorlage 
und ſonſtigen Maßnahmen zum Ausbau von Kanälen und Flußläufen im 
Intereſſe des Schiffahrtsverkehres und der Landeskultur, insbeſondere 
auch die Verbeſſerung der Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichſel (für 
400 t0-Schiffe) und entſprach ſomit den von uns bereits gelegentlich der 
früheren Kanalvorlage ausgeſprochenen Wünſchen. 

Die vom Zentralvereine für Hebung der Fluß- und Kanalſchiffahrt 
unermüdlich verfolgten Beſtrebungen, das Zuſtandekommen der Kanal— 
vorlage zu fördern, haben wir nach Kräften unterſtützt. Wenn die 
Vorlage vor der Hand auch geſcheitert iſt, ſo hegen wir doch die Hoffnung, 
daß die Erkenntnis von dem Nutzen dieſes großen nationalen Werkes ſich 
ſtetig Bahn brechen und in abſehbarer Zeit zur Annahme der Kanal- 
vorlage führen wird. 

Eine von der Handelskammer Bromberg zur Kanalvorlage an das 
Abgeordnetenhaus gerichtete Petition, betreffend Beſeitigung der Karls⸗ 
dorfer Schleuſe in der unteren Brahe, haben wir befürwortet. 

Dem Magiſtrate Graudenz, der von dem Herrn Regierungspräſidenten 
um einen Bericht über die Frage eines Weichſel-Oſt-Kanals erſucht 
worden war, haben wir folgendes Gutachten erſtattet: 

„In der Begründung der Waſſerwirtſchaftlichen Vorlage heißt es 
(bei Sympher, d. W. W. V.): 

„Insbeſondere dürfte die deutſche Landwirtſchaft des Oſtens den 
gebotenen Vorteil (se. der Durchführung der waſſerwirtſchaftlichen 
Vorlage) erkennen, nachdem der Rhein-Elbe-Kanal zu einem Nhein- 
Weichſel-Kanal werden ſoll, der dem deutſchen Getreide und Holz einen 
ununterbrochenen Weg bis zu dem aufnahmefähigen Weſten bietet und 
fie dadurch in den Stand ſetzt, den ausländiſchen Erzeugniſſen mit der- 
ſelben Waffe, der billigen Waſſerbeförderung, zu begegnen, die bisher 
allein dem überſeeiſchen Getreide und Holz zur Verfügung ſtand. In 
gleicher Weiſe wird auch der nicht landwirtſchaftliche Teil des Oſtens 
den Ausbau ſeines Waſſerſtraßennetzes und den Anſchluß an den Weſten 
begrüßen, denn für die wirtſchaftliche Hebung der Oſtprovinzen haben 
niedrige Transportkoſten weſentliche Bedeutung.“ 

Wenn in dieſen Worten eine Ermäßigung der Transportkoſten 
als eine weſentliche Vorbedingung für die Hebung der Oſtprovinzen 
bezeichnet wird, ſo iſt dies durchaus zutreffend; für die Oſtprovinzen iſt bei 
ihrer geographiſchen Lage, bei der weiten Entfernung ſowohl von den 
Gegenden, die die induſtriellen Rohſtoffe hervorbringen, als auch von denen, 
die die überſchüſſigen Produkte der Land- und Forſtwirtſchaft und die daraus 
hergeſtellten Fabrikate des Oſtens aufnehmen können, eine Verbilligung 
der Transportkoſten von geradezu vitaler Bedeutung. 
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Die Aufhebung der Staffeltarife für Getreide und Mühlenfabrikate 
hat die vordem ſehr lebhafte Ausfuhr von dieſen Produkten aus den Oſt— 
provinzen nach Mittel- und Weſtdeutſchland zum größten Teile aufgehoben, 
jo daß gegenwärtig ein Transport von dieſen Gütern nach Mittel- und 
Weſtdeutſchland nur noch bei Benutzung des Waſſerweges über See in 
geringem Umfange ſtattfindet. 

Die Aufhebung des Identitätsnachweiſes hat allerdings der Ausfuhr 
von Getreide ins Ausland eine wejentliche Stütze gegeben; gegenwärtig 
jedoch, wo eine Erhöhung der Getreidezölle nicht ausgeſchloſſen erſcheint 
und eine Wiedereinführung des Identitätsnachweiſes wieder in den Bereich 
der Möglichkeit gerückt iſt, iſt eine Verbilligung der Transportkoſten für 
Getreide und Mühlenfabrikate beim Verſand aus dem Oſten nach Mittel- 
und Weſtdeutſchland erforderlich, um den Oſten in den Stand zu ſetzen, 
ſeine Produkte nach dorthin abſetzen zu können. 

Gleichfalls iſt eine Verbilligung der Transportkoſten für Holz 
erforderlich, wenn anders die Oſtprovinzen in Mittel- und Weſtdeutſchland 
gegenüber dem ausländiſchen Holze wettbewerbsfähig gemacht werden ſollen; 
die erbetene Einführung von Staffeltarifen für Holz iſt bisher nicht erfolgt. 
Wenn auch für Eiſen, Kohlen, Düngemittel u. ſ. w. beim Verſand von den 
Gewinnungsſtätten nach dem Oſten billige Tarife erſtellt worden ſind, ſo 
ſind die Frachtkoſten für dieſe für die Induſtrie und die Landwirtſchaft 
unentbehrlichen Roh- und Hilfsſtoffe zu hoch, jo daß eine weitere Fracht- 
verbilligung erforderlich iſt. Gleichfalls bedürfen eine große Anzahl anderer 
Rohſtoffe und Fabrikate einer weiteren Transportverbilligung. 

Die anfangs erwähnte Bemerkung der waſſerwirtſchaftlichen Vorlage, 
daß der Oſten bei Durchführung der waſſerwirtſchaftlichen Vorlage der 
erſehnten Frachtverbilligung teilhaftig werde, trifft für den größten Teil 
unſeres Bezirkes, insbeſondere ſoweit er an der Weichſel belegen iſt, zu. 
Die weiter von der Weichſel entfernt gelegenen Orte werden jedoch dieſe 
Frachtverbilligung nur noch zum Teile genießen, da die hohen Anſchluß— 
frachten von der Binnenwaſſerſtraße bis zu den betreffenden Orten die 
Fracht auf dieſem Wege wieder zu ſehr verteuern würden. 

So wird z. B. die Fracht für Getreide (1 to) von Dt.⸗Eylau nach 
Herne, die jetzt beim Bahntransporte (958 km) = 41,40 Mk. koſtet, nach 
Durchführung der Kanalvorlage rund 15 Mk. für den Waſſertransport von 
Graudenz nach Herne und 3,90 Mk. Anſchlußfracht von Dt.⸗Eylau nach 
Graudenz, zuſammen alſo über 19 Mk. betragen. Bei einer Preis- 
differenz von 20 Mk. für eine to Roggen ſowohl als auch Weizen, die für 
den Durchſchnitt der letzten Jahre berechnet worden iſt, zwiſchen Dt. Eylau 
und Herne würde die Verfrachtung auf dieſem Wege alſo noch Rechnung 
geben. Die Anſchlußfracht (3,90 Mk.), wozu noch die Nebengebühren und 
die Umſchlagsſpeſen in Graudenz hinzukommen, macht bei der verhältnis- 
mäßig geringen Strecke des Bahntransportes (66 km Bahntransport gegen 
1053 km Waſſertransport) einen unverhältnismäßig hohen Teil der geſamten 
Fracht aus und erreicht ungefähr den Betrag, den z. B. die Waſſerfracht 
von Rotterdam bis Mannheim (499 km) bei 8 mal ſo weiter Entfernung 
ausmacht. 
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Die Fracht für Kartoffeln (1 to) beträgt von Dt.-⸗Eylau nach Berlin 
jetzt mit der Bahn (468 km, Rohſtofftarif) 10,10 Mk., die Fracht bei 
Benutzung der weſt⸗öſtlichen Binnenwaſſerſtraße würde betragen rund 
6 Mk. für den Waſſertransport von Graudenz nach Berlin und 2,20 Mk. 
Anſchlußfracht von Dt.⸗Eylau, zuſammen alſo ungefähr 8,50 Mk. bei Berück⸗ 
ſichtigung der anderen hinzutretenden Speſen. Die Anſchlußfracht würde 
alſo in dieſem Falle beinahe die Hälfte der Waſſerfracht von Graudenz nach 
Berlin ausmachen. 

Die Vorteile der großen weſt⸗öſtlichen Binnenwaſſerſtraße würden 
daher Dt.⸗Eylau bei weitem nicht mehr in dem Grade, wie den an der 
Waſſerſtraße belegenen Orten, zu gute kommen. 

Dt.⸗Eylau jedoch liegt hart an der Peripherie des Kreiſes, für den die 
Benutzung der Binnenwaſſerſtraße noch wirtſchaftlich iſt. Die wenige Meilen 
öſtlich von Dt.⸗Eylau belegenen Orte, wie Oſterode und vollends Allenſtein, 
werden den Anſchluß an die Binnenwaſſerſtraße überhaupt nicht mehr 
erreichen können und entweder den bisherigen Weg über See zu Transporten 
nach Mittel- und Weſtdeutſchland benutzen oder überhaupt auf den Verkehr 
mit dieſen Gegenden verzichten müſſen. 

Da eine entſprechende Herabſetzung der Bahnfracht — wenn auch 
nicht für Getreide, ſo doch für Eiſen, Kohlen, Düngemittel u. ſ. w. — aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint, ſo wird, um auch dieſen Gegenden, die, wie gezeigt, 
einer Ermäßigung der Transportkoſten dringend bedürfen, an dem Vorzuge 
der billigen Verfrachtung der weſt⸗öſtlichen Binnenwaſſerſtraße Anteil 
nehmen zu laſſen, die Fortführung der Rhein-Weichſel-Waſſerſtraße mitten 
durch Weſtpreußen hindurch bis in das Herz Oſtpreußens hinein erforderlich ſein. 

Die Erbauung eines derartigen „Mittelland-Kanals“ quer durch 
Weſtpreußen hindurch würde die Anſchlußfracht bis zur Weichſel auf 
ungefähr ½—½ der bisherigen Koſten herabſetzen und jo die Benutzung 
der weſt⸗öſtlichen Waſſerſtraße auch weiteren Kreiſen Weſt- und insbeſondere 
Oſtpreußens ermöglichen. 5 

Es liegt auf der Hand und ſoll hier nicht näher ausgeführt werden, 
daß die Erbauung eines derartigen „Mittelland-Kanals“ nicht nur im 
Intereſſe des Verkehrs mit den großen Konſumtionsgebieten Mittel- und 
Weſtdeutſchlands und den Erzeugungsſtätten der induſtriellen Rohſtoffe, 
ſondern auch für den Verkehr der einzelnen Teile der Provinzen Oſt- und Weſt⸗ 
preußen miteinander von großer Bedeutung ſein würde. Sie würde auch die 
Transportkoſten insbeſondere für Maſſengüter beim Naheverkehre (ſo z. B. für 
Steine u. ſ. w.) bedeutend herabſetzen und zur Belebung der Volkswirtſchaft 
der davon durchzogenen Gegenden in hohem Grade beitragen können. 

Ein Kanal, der dieſe Funktionen erfüllen ſoll, kann naturgemäß nur 
mitten durch Weſt- und Oſtpreußen hindurch geführt werden. Eine 
Kanaliſierung der Drewenz, die im ſüdlichen Teile Weſtpreußens hier und 
da wohl gewünſcht wird, kann dieſen Aufgaben nicht gerecht werden. Denn 
ganz abgeſehen davon, daß die Regulierung eines Grenzfluſſes mit großen 
Schwierigkeiten verbunden iſt, würde ein derartiger Kanal nur einem ganz 
beſchränkten Gebiete Weſtpreußens — das übrigens ſich zum größten Teile 
die Rhein-Weichſel-Waſſerſtraße unter Benutzung der Bahn bis Thorn hin 
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nutzbar machen kann — zu gute kommen; ferner würde gerade auf einen 
Grenzfluß der von der Landwirtſchaft gegen die Waſſerſtraßen erhobene 
Vorwurf, daß ſie Einfallsthore für die ausländischen Produkte ſeien, 
anzuwenden ſein. Weiteren Kreiſen Weſt- und Oſtpreußens kann nur ein 
„Mittelland-Kanal“ dienen, der von der Weichſel vielleicht bei Graudenz aus⸗ 
gehend — unter Benutzung der Oſſa zunächſt bis zum Oberländiſchen 
Kanale (Dt.⸗Eylau— Oſterode) geführt wird und dann ſpäter vielleicht in 
Verbindung mit dem projektierten Maſuriſchen Schiffahrtskanal unter 
Benutzung der Alle bis zum Pregel weitergeführt wird. Vom Standpunkte 
der Intereſſen unſeres Bezirkes aus und im Intereſſe des Anſchluſſes 
weiterer Teile Weſt- und Oſtpreußens an die weſt⸗öſtliche Binnenwaſſer— 
ſtraße wird zunächſt und vor allen Dingen die Erbauung eines Kanals bis 
zum Gebiete des Geſerichſees erforderlich ſein. Es würde ſich alsdann der 
Kreis, der die weſt-öſtliche Binnenwaſſerſtraße erreichen und benutzen kann, 
bis weit in den Süden und Oſten Oſtpreußens ausdehnen. 

Die Fortſetzung der Rhein-Weichſel-Binnenwaſſerſtraße bis in das 
Herz Weſt⸗ und Oſtpreußens hinein würde daher, wenn die geſetzgebenden 
Faktoren die Schaffung eines einheitlichen Waſſerſtraßennetzes in Preußen 
beſchließen, als ein integrierender Beſtandteil dieſer Pläne anzuſehen ſein. 

Was die Tracierung dieſer Waſſerſtraße anlangt, jo würde jeine 
Erbauung dem Laufe der Oſſa folgend, von Gr.-Plowenz aus bis zum 
Oberländiſchen Kanal wohl auf keine beſonderen Schwierigkeiten ſtoßen. 
Von Plowenz bis Klodtken dürften ſich allerdings wohl einige Schwierig⸗ 
keiten ergeben, da die Oſſa auf dieſer Strecke in einem tief eingeſchnittenen 
Thale läuft; auch die Höhendifferenz iſt nicht unerheblich. Von Klodtken 
aus würde es nicht zweckmäßig ſein, dem Laufe der Oſſa weiter zu folgen, 
da die Mündung alsdann zu weit nördlich liegen und auch Graudenz nicht 
berührt werden würde. Es würde wohl am zweckmäßigſten ſein, von 
Klodtken aus einen Kanal durch die Ebene zwiſchen den Pfaffenbergen und 
der Stadt Graudenz hindurch zu graben, einen Ladehafen im Anſchluß an 
den Graudenzer Güterbahnhof zu errichten und den Kanal kurz oberhalb 
von Graudenz in die Weichſel münden zu laſſen. 

Das Projekt eines Weichſel-Oſt⸗Kanals iſt bereits im Jahre 1893 
Gegenſtand eingehender Erwägungen ſeitens des Graudenzer Magiſtrats 
geweſen. Der Magiſtrat beantragte damals bei dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten die Einleitung der nötigen Vorarbeiten, erhielt jedoch darauf einen 
ablehnenden Beſcheid. N 

Gelegentlich der Beratungen über die Kanalvorlage wurde dieſe Frage 
wieder öffentlich erörtert. Ein Vertreter der Regierung ſprach ſich ſchon 
damals im Abgeordnetenhauſe dahin aus, daß die Fortſetzung der weit» 
öſtlichen Binnenwaſſerſtraße bis in das Herz Weſt- und Oſtpreußens eine Konſe— 
quenz der Kanalvorlage ſein würde. Sodann wurde dieſes Projekt von dem 
Grafen Mirbach als Kompenſationsobjekt für die Kanalvorlage befürwortet. 

Wir haben dieſe Angelegenheit damals mit regem Intereſſe verfolgt, 
es jedoch für angezeigt gehalten, Wünſche in dieſer Richtung bei der 
Beratung der Kanalvorlage nicht geltend zu machen, da wir bei der Lage 
der Dinge nur eine Gefährdung der Kanalvorlage darin erblickten und da 
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ferner auch keinerlei eingehende Vorarbeiten vorlagen. Außerdem jchien es 
uns zweckmäßig zu ſein, zunächſt auf den Ausbau des Eiſenbahnnetzes hin— 
zuwirken. 


Im Winter 1899/1900 wurde alsdann die Frage bei uns aus den Kreiſen 
der oſtpreußiſchen Großinduſtrie angeregt; wir wurden damals angegangen, 
in dieſer Frage die Initiative zu ergreifen. Wir erklärten uns dazu bereit, 
wenn der Wunſch dazu an uns aus weiteren Kreiſen herantreten jollte. 

Nachdem jetzt die Schaffung eines einheitlichen Waſſerſtraßennetzes in 
Preußen von der Regierung der Volksvertretung vorgeſchlagen worden iſt, 
halten wir es für angezeigt, daß auch dieſem Projekte, deſſen Durchführung, 
wie gezeigt, die Volkswirtſchaft weiter Kreiſe Weſt- und Oſtpreußens 
befruchten und der Schlußſtein des Weſt-Oſt-Kanalprojektes ſein würde, 
näher getreten wird. 

Wir befürworten daher die Einleitung der nötigen Vorarbeiten, 
ſowohl was die techniſche Durchführbarkeit, als auch was die wirtſchaftliche 
Bedeutung dieſer Waſſerſtraße im einzelnen anlangt.“ 

Die von den Intereſſenten vorgetragenen Klagen über die Ver— 
ſandung der Weichſel am Fährplatze zu Graudenz veranlaßten uns, 
an den Herrn Oberpräſidenten, als den Chef der Weichſelſtrombauverwaltung, 
eine Eingabe zu richten, in der wir die mißlichen Verhältniſſe und deren 
nachteilige Folgen für das Wirtſchaftsleben der Stadt Graudenz und ſeiner Um⸗ 
gebung eingehend darlegten, und ihn um Hilfe hiergegen zu bitten. Im Auf⸗ 
trage des Herrn Oberpräſidenten kam darauf der Strombaudirektor umgehend 
nach Graudenz und veranſtaltete mit Vertretern von Magiſtrat und 
Handelskammer eine Beſprechung über dieſe Frage. Das Ergebnis war, 
daß die Strombauverwaltung in entgegenkommender Weiſe der Stadt 
einen Bagger mit Spülapparat gegen Berechnung der Selbſtkoſten zur 
ſofortigen Verbeſſerung des Anlegeplatzes zur Verfügung ſtellte. Ferner 
wurde die Errichtung eines Parallelwerkes am Fährplatze von der Trinke⸗ 
mündung an bis zum Fuße des Schloßberges in Erwägung gezogen, wobei 
die Strombauverwaltung weitgehende Förderung dieſes Projektes zuſagte. 
Mit dem Bau des Parallelwerkes wird wahrſcheinlich bereits im 
Sommer 1901 begonnen werden. — Gleichfalls iſt eine Verbeſſerung der 
Verhältniſſe am Lagerplatze durch den Magiſtrat geſchaffen worden. 

Das Projekt einer Uferbahn und eines Handelshafens in Graudenz 
iſt fertig geſtellt worden. Zur Nachweiſung der Ausbauwürdigkeit der 
Anlage haben wir dem Magiſtrate in Graudenz über den zu erwartenden 
Verkehr ein Gutachten erſtattet, aus dem folgendes hervorgehoben ſei: 

Das Gebiet, das von der Anlage einer Uferbahn in Graudenz Vorteil 
haben wird, ſetzt ſich zuſammen aus dem Kreiſe Graudenz (Stadt und Land) 
und aus Theilen der Kreiſe Marienwerder, Roſenberg, Brieſen, Strasburg, 
Löbau, Thorn, Culm, Schwetz und Tuchel. Die Grenzen dieſes Gebietes 
werden bei den einzelnen Gütern verſchieden ſein. So wird z. B. der Um⸗ 
kreis, der die Uferbahn bei Frachttransporten benutzen wird, beim Bezuge 
von Kolonialwaren aus Danzig bis weit nach Südoſt (Lautenburg), dagegen 
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weniger weit nach Norden reichen, während diejer Kreis ſich beim Bezuge 
von Materialwaren aus Bromberg (Berlin, Magdeburg, Stettin) weiter 
nach Norden ausdehnen wird. Beim Verſand von Getreide nach Danzig 
wird dieſes Gebiet im Norden und Oſten eingeſchränkt werden, beim Be- 
zuge von ruſſiſchen Futtermitteln ſich nach Norden weiter ausdehnen. Im 
weſentlichen wird das Intereſſengebiet der Uferbahn, wie bereits früher 
die Handelskommiſſion feſtgeſtellt hat und wie es auch jetzt noch für die 
meiſten Güter zutrifft, von den Orten Garnſee, Lautenbürg, Culmſee, Tuchel 
und Warlubien begrenzt werden. Bei Durchführung der waſſerwirtſchaft⸗ 
lichen Vorlage und der Schaffung einer leiſtungfähigen Waſſerſtraße von 
der Weichſel bis zur Oder werden hierin natürlich einige Abänderungen 
eintreten; bei der bedeutenden Steigerung des Waſſerverkehres, die dann 
erfolgen wird, iſt aber mit Sicherheit zu erwarten, daß das Intereſſen⸗ 
gebiet der Graudenzer Uferbahn noch weiter ausgedehnt werden wird. Es 
ſei in dieſer Hinſicht nur daran erinnert, daß alsdann eine große Anzahl 
Transporte, die jetzt aus Weſtpreußen nach Mittel- und Weſtdeutſchland 
über See gehen und bis Danzig die Bahn benutzen, alsdann mit den 
Binnenwaſſerſtraßen befördert werden und auf dieſe in Graudenz übergehen 
würden und umgekehrt. Graudenz wird dann der Umſchlagsplatz für das 
geſamte öſtlich der Weichſel belegene Gebiet Weſtpreußens (mit Ausnahme 
des ſüdlichen Zipfels) bis nach Dt.⸗Eylau und Oſterode werden. 

Da die Grenzen des Intereſſengebiets der Graudenzer Uferbahn für 
die einzelnen Güter verſchieden ſind, laſſen ſich beſtimmte Angaben über 
den auf der Uferbahn zu erwartenden Verkehr nicht gewinnen, zumal da 
bisher auch keine zuverläſſige Statiſtik über den bei Graudenz ſich voll- 
ziehenden Waſſer- bezw. Umſchlagsverkehr vorhanden iſt. Man iſt daher 
im weſentliche auf Mutmaßungen und Schätzungen angewieſen. 

Einen Anhalt über den zu erwartenden Verkehr dürften die Nach⸗ 
weiſungen des Verkehres auf der Thorner Uferbahn geben. Wenn man 
Graudenz und Thorn hinſichtlich ihrer Bedeutung als Umſchlagsplatz mit 
einander vergleicht, ſo hat Thorn allerdings vor Graudenz den Vorteil 


voraus, daß es direkt an der Grenze belegen iſt und daher für mehrere 


aus Rußland kommende Artikel, hauptſächlich Futtermittel, der Ankunftsort 
iſt, von dem die Waren nach den verſchiedenen Richtungen — zumeiſt mit 
der Bahn — weiter verſandt werden. 

Hingegen hat aber Graudenz in anderer Hinſicht als Umſchlagsplatz 
bedeutende Vorzüge vor Thorn. Zunächſt iſt das Fahrwaſſer der Weichſel 
unterhalb Graudenz weit günſtiger, als auf der Strecke Graudenz- Thorn, 
was für den Verkehr mit Danzig von großer Wichtigkeit iſt. Der Schiff⸗ 
fahrtsverkehr auf der Strecke Graudenz-Danzig iſt daher weniger Störungen 
unterworfen, als oberhalb von Graudenz. Sodann liegt Graudenz im Herzen 
der Provinz, hat ein weit ausgedehnteres Hinterland als Thorn, hat eine 
ſchon jetzt recht beachtenswerte Induſtrie, die Thorn in dem Umfange fehlt. 
Die Vorzüge, die Thorn als Handelsplatz für den Verkehr mit Rußland 
hat, dürften durch die günſtige Lage Graudenz im Mittelpunkte der Provinz 
zum mindeſten aufgewogen werden, jo daß man für die Graudenzer Ufer 
bahn ſicherlich zum mindeſten denſelben Verkehr wie in Thorn erwarten kann. 
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Dieſe Annahme wird auch durch die Nachweiſungen der amtlichen 
Eiſenbahnſtatiſtik geſtützt. 

Eine Zuſammenſtellung des Verkehrs der Güter, die für den Verkehr 
der Uferbahn in Betracht kommen, für Thorn und Graudenz, ergiebt die 
in der Anlage beigefügte Tabelle. (Von dem Abdrucke dieſer Tabelle wird 
hier abgeſehen.) 

Nach dieſer Tabelle iſt der Verkehr Thorns beim Empfange allerdings 
um rund 56000 to, beim Verſand um 62000 to größer, als in Graudenz. 
Dieſes Plus auf Seiten Thorns wird aber beim Empfange durch den 
Umfang des Verkehres in Kleie, Oelkuchen, Rübenſyrup und Zucker, beim 
Verſande gleichfalls durch den Verkehr in Kleie und Oelkuchen hervorgerufen. 
Nun iſt aber in Betracht zu ziehen, daß gerade dieſe Maſſengüter, in denen 
ſich auch in dem Hinterlande von Graudenz ein bedeutender Verkehr voll— 
zieht, der dem Thorner ungefähr entſprechen dürfte, in der Statiſtik bei 
Graudenz nicht zum Ausdrucke kommen, weil ſie jetzt ſeitwärts vorbei oder 
durch Graudenz durchgehen, nicht aber hier umgeſchlagen werden. Nach der 
Erbauung der Uferbahn in Graudenz würden aber die ſehr bedeutenden 
Transporte an dieſen Gütern über die Graudenzer Uferbahn gehen. Zieht 
man daher dieſe Güter auch bei dem Thorner Verkehre nicht in Betracht, 
ſo ergeben ſich für den Verkehr in Thorn und Graudenz ungefähr gleiche 


Zahlen. Es iſt ferner zu beachten, daß in Graudenz zugleich mit der 


Uferbahn mehrere Anſchlußgeleiſe für induſtrielle Unternehmungen, wie für 
Herzfeld & Victorius, geſchaffen werden würden, die bei ihren Transporten 
nach und von der Bahn die Geleiſe der Uferbahn mit benutzen müßten und 
daher den Verkehr der Uferbahn und die Einnahmen daraus bedeutend 
ſteigern würde. 

Nach allem ſcheint uns die Annahme berechtigt zu ſein, daß die 
Graudenzer Uferbahn zum mindeſten denſelben Verkehr wie die Thorner 
erreichen wird. a 


Der Verkehr der Thorner Uferbahn geſtaltete ſich folgendermaßen: 


Verkehr 
zuſammen 
Waggons 


Es gingen 5 


1899 6066 3059 9125 
1898 5371 2663 8034 
1897 4835 2819 7654 
1896 4954 2238 7192 
1895 5420 2786 8206 
1894 4410 | 3499 7909 
1893 4182 3893 8075 
1892 3234 | 2056 5290 
1891 3673 2857 6530 
1890 3030 1907 4937 
1889 2417 574 2991 


Von den größeren gewerblichen Anlagen, die von der Graudenzer 
Uferbahn Vorteil haben würden, ſind folgende zu nennen: Zuckerfabrik 
Melno, Zuckerfabrik Culmſee, Syrupfabrik Boguſchau (ſpeziellere Angaben 
über den Umfang des Verkehres dieſer Fabriken werden nachher angeführt 
werden). Lederfabrik J. Aſcher Söhne in Lautenburg. In Graudenz: 
Herzfeld & Victorius. Die Fabrik würde durch ein Anſchlußgeleiſe mit der 
Uferbahn verbunden werden. Die zu Waſſer kommenden Rohmaterialien, 
wie Kohle und Roheiſen, würden allerdings wohl direkt mit Fuhrwerken 
in die Fabrik gebracht werden. Dagegen würden die nach dem Bahnhofe 
gehenden und von dort kommenden Transporte die Uferbahn benutzen. 
Dieſer Verkehr hatte im Jahre 1900 folgenden Umfang: 

Empfang (Kohle, Koks, e e Fe 

ne. W Ti 7 . N 3700 to 
Verſand (fertige Fabrikate) rer RT RR 2500 „ 
zuſammen 6200 to 

— 620 Waggons. 

Aktiengeſellſchaft A. Ventzki. Die zu Waſſer von Danzig kommenden 
Rohmaterialien und Waren (Pflugſchare und Streichbleche, Stabeiſen, 
Schmiedekohlen, Gießereikoks, Eiſenwaren) würden vorausſichtlich vermittelſt 
der Uferbahn auf das zu errichtende Anſchlußgeleiſe transportiert werden. 
Der Verkehr an dieſen Gütern erreichte im Jahre 1900 einen Umfang von 
2000 to = 200 Waggons. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß die Fabrik 
im Jahre 1900 einen großen Theil des Bedarfes ſtatt wie ſonſt bei weſt⸗ 
fäliſchen, bei ſchleſiſchen Werken decken mußte. Der Bezug von Materialien 
aus Weſtfalen, die über Danzig gehen und von dort aus zu Schiff nach 
Graudenz gebracht werden, pflegt ſonſt weit größer zu ſein. 

Von den am Bahnhofe belegenen Fabriken dürften die von Max 
Falk & Co. (Theer, Kohle, Thonwaren), Meißner & Wüſt (Kohle und 
Thonwaren), Kampmann & Co. (Zementwaren, Kohle), Mühlenwerke 
Hoffnung & Liebert gleichfalls die Uferbahn benutzen. Gleichfalls dürfte 
M. Schulz vielleicht ein Anſchlußgeleiſe unter Benutzung der Uferbahn errichten. 

Für den Verkehr der Uferbahn würden hauptſächlich folgende Waren 
in Betracht kommen: 

1. Futtermittel (Empfang). In den nächſten Umkreis von Graudenz 
(im Süden bis Gottersfeld, im Norden bis Miſchke) ſind im Jahre 1899 
10000 to ruſſiſche Futtermittel per Bahn eingeführt worden. Außerdem 
find größere Mengen ſchon jetzt zu Schiff nach Graudenz verfrachtet und 
von hier aus in die nächſte Umgegend mit Fuhrwerk verſandt worden. 
Alle dieſe Futtermittel würden in Zukunft aller Vorausſicht nach zu Waſſer 
nach Graudenz kommen und von hier aus über die Uferbahn auf die Bahn 
übergehen. Der Umkreis, der auf dieſem Wege Futtermittel bezieht, würde 
ſich aber noch bedeutend weiter nach Norden, wie nach Oſten erſtrecken, als 
hier angenommen iſt. Der Verkehr an ruſſiſchen Futtermitteln dürfte daher 
zum mindeſten auf 15000 to 1500 Waggons anzunehmen ſein. 

2. Mais (Empfang). In den unter 1 beſchriebenen Umkreis ſind im 
Jahre 1899 rund 1300 to = 130 Waggons Mais von Danzig aus per 
Bahn eingeführt worden. Dieſe Transporte würden ebenſo wie die be— 
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deutenden Mengen, die ſchon jetzt zu Waſſer nach Graudenz kommen, in 
Zukunft ſämtlich über die Uferbahn gehen. Der Verkehr dürfte mit 250 
Waggons nicht zu hoch geſchätzt ſein. 

3. Düngemittel (Empfang). In den unter 1 beſchriebenen Kreis 
ſind im Jahre 1899 zu Bahn 16000 to Düngemittel eingeführt worden. 
Davon dürfte die Hälfte auf Kali und Kainit, das aus Staßfurt per Bahn 
kommt, und Superphosphat, das per Bahn aus Poſen kommt, und die 
andere Hälfte auf Chiliſalpeter und Thomasmehl, das über Danzig ein— 
geführt wird, entfallen. Die Transporte an Thomasmehl und Chiliſalpeter 
(ungefähr 8000 to = 800 Waggons) dürften zum Teil über die Uferbahn 
gehen. Nach dem projektierten Ausbau einer leiſtungsfähigen Waſſerſtraße 
von der Weichſel bis zur Elbe dürften vielleicht auch Kali und Kainit zu 
Waſſer nach Graudenz kommen und alsdann gleichfalls über die Uferbahn gehen. 

4. Roheiſen, Walzeiſen, Koks, Eiſen waren und Schienen 
(Empfang). Roheiſen und Walzeiſen dürfte in den bei der Maſchinenfabrik 
A. Ventzki, A.⸗G., angegebenen Mengen über die Uferbahn gehen. Schienen, 
die in den letzten Jahren in großen Mengen zu Waſſer nach Graudenz ge— 
kommen ſind, wüden gleichfalls vermittelſt der Uferbahn auf die Bahn um⸗ 
geſchlagen werden. Eiſenwaren dürften für das Hinterland von Graudenz 
in großen Mengen aus Danzig über Graudenz bezogen werden und gleich— 
falls die Uferbahn benutzen. 

5. Holz (Empfang). Die Provinz Weſtpreußen iſt in immer 
wachſendem Umfange auf den Bezug von galiziſchem und ruſſiſchem Holze 
angewieſen. Graudenz, inmitten der Provinz belegen, iſt dazu vor allen 
berufen, dieſes Holz den einzelnen Orten des mittleren Teiles Weſtpreußens 
zuzuführen. Ein großer Teil dieſer Mengen dürfte über die Uferbahn gehen. 

6. Kohlen (Empfang). Eine Anzahl von Fabriken (jo die Zucker- 
fabriken, Maſchinenfabriken) beziehen per Schiff aus Danzig engliſche Kohle, 
die die Uferbahn benutzen wird. Gleichfalls dürfte die steam small Kohle, 
die die Eiſenbahnfracht von Danzig aus nicht trägt, nach Erbauung der 
Uferbahn von einem größeren Umkreiſe über Graudenz (und zwar unter 
Benutzung der Uferbahn) bezogen werden. Die Kohlentransporte würden 
einen bedeutenden Umfang annehmen. 

7. Kalk, Theer, Pech (Empfang). Der Bezug von dieſen Gütern iſt 
bedeutend; beiſpielsweiſe bezieht die Firma Falck & Co. jährlich ungefähr 
1000 to Theer aus Danzig, die vom Schiff in die Fabrik vermittelſt der 
Uferbahn transportiert werden würden. 

8. Materialwaren und Drogen, raffinierter Zucker, Heringe, 
Petroleum (Empfang). Dieſe Waren werden ſchon jetzt in großen Mengen 
zu Schiff von Danzig nach Graudenz bezogen und von hier aus in die Um- 
gegend im Umkreiſe von vielleicht 10 Meilen verſandt. Gleichfalls kommen 
eine Anzahl Güter (wie Zichorien, Papier u. ſ. w.) von Bromberg her zu 
Schiff nach Graudenz, um von hieraus in die Umgegend weiter verſandt 
zu werden. Dieſe Bezüge, die naturgemäß ſämtlich über die Uferbahn 
gehen würden, würden dann ſehr bedeutend zunehmen. In größeren Mengen 
werden auf dieſem Wege auch Stapelartikel, wie Soda, Schlemmkreide, 
Oele u. ſ. w. bezogen. - 


Die Rhederei Johannes Ick transportierte im 9 
5 Jahre 1898 7500 to, 10 80 
1 „ 1899 8600 to, 
Wr „ 1900 10000 to 
15 Güter nach Graudenz. Ein Teil — vielleicht die Hälfte hiervon — beſteht j 
aus Maſſengütern, die andere Hälfte aus Stückgütern, zumeiſt der eben an- N 
: gegebenen Art. Die Bromberger Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft und die 
705 anderen Schiffer dürften ungefähr die gleiche Menge Stückgüter nach Grau- 
N denz bringen, ſodaß der Geſamtverkehr an Stückgütern ſich auf 12000 to 
belaufen dürfte. Ein Teil von dieſer Ware bleibt allerdings in Graudenz. N 
9. Roh⸗Zucker, Rübenkreude-Melaſſe. (Verſand.) Der von 7 
der Melnber Zuckerfabrik produzierte Zucker wird nach Erbauung der Ufer- 
bahn zu Bahn nach Graudenz gehen und hier in das Schiff umgeſchlagen 
werden. Gleichfalls dürfte die Zuckerfabrik Culmſee einen großen Teil * 
ihrer Produktion über Graudenz verſenden. N 
Die Melnver Fabrik verjendet jährlich im Durchſchnitt ungefähr ö 
5000 to (ſie empfängt außerdem größere Mengen Säcke, Eiſen, Oele, Kohlen 
auf dieſem Wege), die Culmſeeer 23000 to. 
Gleichfalls verladet die Rübenkreude-Fabrik Boguſchau einen großen 
a Teil ihrer Produktion über Graudenz nach Danzig; es dürfte ſich dabei um 
RS mehrere hundert to handeln. ö 
4 Melaſſe dürfte auch von dieſen Zuckerfabriken auf dieſem Wege 1 
7 verſand werden. 79 
ö 10. Getreide, Mehl, Mühlenfabrikate, Kartoffeln, Spiritus. 5 
x (Verſand.) Der Verſand von dieſen Waren nach Danzig dürfte nach Er- 
* bauung der Uferbahn aus einem größeren Umkreiſe über Graudenz erfolgen. 
* Der Verſand von dieſen Waren erreicht einen bedeutenden Umfang. 8 
11. Geſchnittenes Holz (Verſand) wird über die Uferbahn zu Ni 
; Schiff nach Danzig verſandt werden. 8 
* 12. Leder und Häute (Empfang und Verſand). Die Lautenburger 1 
Lederfabrik bezieht ſchon jetzt große Mengen Häute aus Danzig zu Schiff 
über Graudenz: dieſe Transporte dürften ſpäter bedeutend zunehmen. 
13. Thonwaaren. (Verſand.) Die Firma Max Falck & Co. ver⸗ 905 


N ladet große Mengen Steine, Ornamente u. ſ. w. nach Danzig ſowohl als 9 
we. auch nach Warſchau. Die neue Fabrik, die Dachwerk herſtellt, wird große 79 
4.5 5 Mengen zum Export bringen, die ihren Weg über die Uferbahn nehmen ; 4 

werden. Gleichfalls dürfte Meißner & Wüſt auf dieſem Wege bejjere 4 


Ziegelfabrikate verſenden; ebenſo dürfte die Zementwaren-Fabrik Kamp⸗ 
5 mann & Co. beim Verſenden der Fabrikate die Uferbahn benutzen. 

** a Von einer Anzahl Intereſſenten wird gegenüber dem von Thorn 
> aus verfolgten Projekte eines Holzhafens unterhalb Thorns die Anlage 
1 eines Holzhafens bei Schulitzbetrieben. Von dem Herrn Regierungspräſidenten 
um ein Gutachten über dieſe Frage erſucht, beriefen wir eine Verſammlung 
der Intereſſenten und berichteten dem Ergebniſſe dieſer Verhandlungen Be 
zufolge, daß der Holzhandel und die Holzindustrie unſeres Bezirkes an EAN 
dem Bau eines Holzhafens ſowohl bei Thorn als auch bei Schulitz nicht Vo 
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direkt intereſſiert ſei, ſo daß ſich eine weitere Stellungnahme zu einem 
von den beregten Projekten erübrige. 

In Sachen der Neueinführung einer Binnenſchiffahrtsabgabe 
im Danziger Hafen und der Erhöhung der Seeſchiffahrtsabgabe 
richteten wir an den Miniſter der öffentlichen Angelegenheiten folgende 
Eingabe: 

„Die Neueinführung einer Binnenſchiffahrts-Abgabe und die Erhöhung 
der Seeſchiffahrts-Abgabe, die in dem Entwurfe eines Tarifes für die Er⸗ 
hebung der Hafenabgaben in Danzig-Neufahrwaſſer vom 7. Januar 1901 
vorgeſehen iſt, iſt dazu angethan, die wirtſchaftlichen Intereſſen unſeres 
Bezirkes, wie überhaupt ganz Weſtpreußens ſchwer zu ſchädigen. 

Unſer Bezirk iſt bei ſeiner gebgraphiſchen Lage, der weiten Entfernung 
ſowohl von den Gegenden, die die induſtriellen Rohſtoffe, wie Kohlen, Eiſen 
u. ſ. w. erzeugen, als auch von denen, die die überſchüſſigen Produkte der 
Land- und Forſtwirtſchaft des Oſtens aufnehmen können, auf die Waſſer⸗ 
verfrachtung in hohem Grade angewieſen. Er verſendet nicht nur Güter, 
wie Getreide und Zucker, die ins Ausland gehen, zu Waſſer über Danzig, 
ſondern muß auch den Waſſerweg über Danzig zur Verſendung von Getreide 
u. ſ. w., das die hohe Bahnfracht ſeit Aufhebung der Staffeltarife nicht 
mehr tragen kann, nach Weſt-, teilweiſe auch nach Mitteldeutſchland benutzen. 
In gleicher Weiſe dient Danzig für die Provinz Weſtpreußen nicht nur als 
Importhafen für ausländiſche Materialien und Waren, wie z. B. engliſche 
Kohlen, Roheiſen, Materialwaren, ſondern auch für Erzeugniſſe anderer 
Teile Deutſchlands, insbeſondere des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebietes, 
wie z. B. Koks, Eiſen u. ſ. w., die über See nach Danzig eingeführt und 
von dort aus zu Waſſer — hochwertige Güter teilweiſe auch zu Bahn — 
ins Binnenland weiter transportiert werden. 

Gleichfalls iſt der Waſſerweg für die Provinz Weſtpreußen für den 
Binnenverkehr mit Danzig, z. B. für den Verſand von Thonwaren, Mehl 
und Mühlenfabrikaten u. ſ. w. nach Danzig, ſowie für den Bezug von 
raffiniertem Zucker, Materialwaren u. ſ. w. von Danzig, von großer 
Bedeutung. 

Die Neueinführung einer Binnenſchiffahrts-Abgabe in Höhe von 
8 Pf. für die Tonne, die den größten Teil des Binnenſchiffahrtsverkehres 
unſerer Provinz mit Danzig treffen würde, ſowie die Erhöhung der See— 
ſchiffahrts-Abgabe von 20% würde die Koſten des Transports über Danzig 
erheblich ſteigern, da die Schiffer und Rhedereien, wie es naturgemäß iſt 
und auch bei Einführung der Abgabe beabſichtigt wird, darnach trachten 
werden, die Abgabe auf die Verfrachter abzuwälzen. 

Was insbeſondere die Binnenſchiffahrts-Abgabe anlangt, ſo bedeutet 
dieſe eine Erhöhung der bisherigen Fracht um mehrere Prozente. Beifpiels- 
weiſe betrug im Durchſchnitte der letzten Jahre die Fracht für Eiſen und 
Schienen ſowie andere Maſſengüter 2 Mk., für Zucker und Stückgüter 4 Mk. 
für die Tonne; die Binnenſchiffahrtsabgabe würde alſo die Fracht um 4 
bezw. 2% und bei Berückſichtigung der Erhöhung der Seeſchiffahrts-Abgabe 
außerdem noch um ½ % verteuern. Eine derartige Erhöhung der Transport- 
koſten würde aber für den Schiffahrtsverkehr ſehr ins Gewicht fallen. 


Die Weichſelſchiffahrt hat ſich bisher infolge der ungünſtigen Waſſer⸗ 
verhältniſſe, die durch die Regulierungsarbeiten bisher nur zum Teile 
verbeſſert worden ſind und den Schiffahrtsverkehr ſehr erſchweren und 
unregelmäßig geſtalten, ſowie infolge des Fehlens geeigneter Umſchlagsplätze 
im Verhältniſſe zu der Schiffahrt auf den anderen großen deutſchen Strömen 
nur wenig entwickelt und wird zur Zeit nur von 2 Rhedereien, hauptſächlich 
mit Dampfern, und von einzelnen Privatſchiffern mit Segelſchiffen — im 
allgemeinen ohne Anwendung des modernen Schleppverkehres — betrieben. 

In den letzten Jahren hat die Weichſelſchiffahrt infolge des Aufblühens 
der großgewerblichen Thätigkeit in dem ganzen Weichſelthale und hauptſächlich 
in einzelnen Städten (jo z. B. der Zuckerfabrikation, der Mühleninduſtrie, 
der Eiſengießerei und Maſchinenfabrikation, des Holzverarbeitungsgewerbes, 
der Ziegeleiinduſtrie) den Anlauf zu einer modernen Ausbildung genommen. 
Sie bedarf jedoch zur Zeit noch einer nachhaltigen Förderung, wie ſie von 
der Staatsregierung nicht nur durch die Regulierungsarbeiten, ſondern 
auch durch den in der waſſerwirtſchaftlichen Vorlage enthaltenen Ausbau 
der Bromberger Waſſerſtraßen, ſowie von den Kommunalverbänden z. B. 
durch das Projekt eines Handelshafens und einer Uferbahn in Graudenz 
geplant wird, wenn ſie ſich weiter entwickeln ſoll und der Provinz Wejt- 
preußen die dringend notwendige Verbilligung des Gütertransportes 
verſchaffen und damit den Impuls zu einer Förderung des geſamten 
Wirtſchaftslebens geben ſoll. Die Belaſtung der Schiffahrt mit neuen 
Abgaben läuft dieſen Beſtrebungen entgegen. 

Im Sommer v. Is. mußten die Rhedereien infolge der ungünſtigen 
Waſſerverhältniſſe eine Erhöhung ihrer Frachten eintreten laſſen; die Folge 
davon war, daß ein großer Teil der bisher zu Schiff beförderten Güter, 
wie z. B. Walzeiſen, Mehl, Getreide u. ſ. w., auf die Bahn übergingen. 
Hieraus geht hervor, daß die Schiffahrt an der Grenze ihrer Leiſtungs— 
fähigkeit angelangt iſt. Eine Erhöhung der Transportkoſten zu dem jetzigen 
Zeitpunkte wird die weitere Entwicklung der Schiffahrt ungünſtig beeinfluſſen 
müſſen und dadurch unſerem Bezirke empfindliche Schädigungen zufügen. 

Sollte die Erhöhung der Danziger Schiffahrtsabgabe etwa als eine 
Gebühr für die Erweiterung der Danziger Hafenanlagen gedacht ſein, ſo 
geſtatten wir uns ſchließlich noch darauf hinzuweiſen, daß dieſe Gebühr doch 
in der Hauptſache das Hinterland, das von dem Ausbau des Danziger 
Hafens keinen direkten Vorteil hat, treffen würde. 

Ew. Excellenz bitten wir daher gehorſamſt, in Rückſicht auf die 
ſchwierige Lage, in der ſich ſchon jetzt ſämtliche Erwerbszweige Weſtpreußens 
befinden, hochgeneigteſt von der Erhöhung der Seeſchiffahrtsabgabe, ganz 
beſonders aber von der Einführung der Binnenſchiffahrtsabgabe in Danzig 
abſehen zu wollen.“ 


Die Einführung der Binnenſchiffahrtsabgabe in dem fiskaliſchen Hafen 
iſt bis zum 1. Oktober 1901 verſchoben worden, um Zeit für eine nochmalige 
Prüfung der Tariffrage zu gewinnen; es iſt in Ausſicht genommen, das 
ſchon jetzt erhobene ſtädtiſche Stromgeld und die ſtaatliche Hafenabgabe auf 
einheitlicher Grundlage zu regeln und für gemeinſame Rechnung einzuziehen. 


„ . 


Die Staatsregierung hat mehrere Entwürfe zur Neuregelung der 
Schiffahrtsabgaben auf den märtiſchen Waſſerſtraßen aufgeſtellt, 
die eine bedeutende Erhöhung der bisherigen Abgaben enthalten, und 
außerdem die Erhebung der Abgaben durch eine zuweitgehende Speziali- 
ſierung in verſchiedene Tarifklaſſen ſehr erſchweren und ſomit der Schiff— 
fahrt große Schädigungen zufügen. Da die Intereſſen unſeres Bezirkes 
hierdurch gleichfalls berührt werden, haben wir gegen die neuen Entwürfe 
Stellung genommen und den Intereſſenten erklärt, uns ihrem Vorgehen 
gegen die Einführung dieſer Tarife anſchließen zu wollen. 

Dem Herrn Regierungs-Präſidenten haben wir von neuem ein eingehendes 
Gutachten über das Projekt der Einrichtung einer regelmäßigen Per⸗ 
ſonendampfer⸗Verbindung auf der Weichſel erſtattet, worin wir 
die Einführung einer Perſonendampfer-Verbindung als wünſchenswert, 
an der Hand von eingehenden Berechnungen jedoch als koſtſpielig und 
riskant für den Unternehmer bezeichneten, ſodaß eine Beihilfe ſeitens der 
intereſſierten Kommunalverbände bezw. des Staats erforderlich ſein würde. 
Wir erklärten uns zu einer weiteren Mitarbeit an der Durchführung 
dieſes Projektes bereit. Beſonders wieſen wir dabei noch auf die Not⸗ 
wendigkeit hin, daß der Gütertransport auf der Weichſel durch weitere 
Regulierung des Flußbettes und vor allem durch die Herſtellung geeigneter 
Anlege- und Umſchlagsplätze erleichtert werde; wenn ſich auf der Weichjel 
in größerem Umfange ein regelmäßiger und pünktlicher Güterverkehr ver- 
mittelſt Dampfer entwickeln würde, ſo würde dieſer — wie es in ähnlicher 
Weiſe auch in dem Unterlaufe der Oder der Fall iſt — auch dem Per⸗ 
ſonenverkehre nutzbar gemacht werden können. 

Bei der Weichſelbereiſung, die in der Zeit vom 3. bis 5. Juli 
1900 durch die Stromſchiffahrts⸗Kommiſſion vorgenommen wurde, waren 
wir durch unſern Präſidenten vertreten. g 

Die Frage der Pflaſterung des Anlegeplatzes bei Neuenburg 
ſowie des von dort nach der Stadt zu führenden Weges iſt weiter gefördert 
worden; hinſichtlich einer Verbeſſerung des Fährbetriebes der Fähre 
zwiſchen Neuenburg und Gr. Nebrau iſt eine Einigung zwiſchen der Stadt 
und dem Fährbeſitzer bisher nicht erzielt worden; die Verhandlungen 


ſchweben zur Zeit noch. Es iſt dringend erforderlich, daß die mißlichen 


Fährverhältniſſe baldigſt verbeſſert werden. 

Dem Herrn Ober- und dem Herrn Regierungspräſidenten haben wir ein ein⸗ 
gehendes Gutachten über die Beſeitigung der Maſtenträhne beiden Weichjel- 
brücken erſtattet. Vorausgeſetzt, daß ſich die Anbringung von Vorrichtungen 
zum Legen und Stellen der Maſte auf den Schiffen ſelbſt techniſch ermög⸗ 
lichen ließe — zu dem Ergebniſſe kamen wir —, würden die Schiffer bei 
dem Umbau von Krähnen ſich vielleicht durch Gewährung von Prämien zur 
Anbringung derartiger Vorrichtungen bewegen laſſen, ſo daß dann eine 
Beſeitigung der Maſtenkrähne erfolgen könne. Übrigens würde bei einem 
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weiteren Anwachſen des Verkehres auf der Weichſel der Segelbetrieb durch 
den modernen Schleppbetrieb immer mehr erſetzt werden. 

N Den von mehreren Intereſſenten ausgehenden Klagen zufolge, daß 
ſich bei Getreideverladungen nach Danzig zu Schiff häufig Mankos 
ergäben, haben wir mit den intereſſierten Kreiſen Verhandlungen ange— 
knüpft, die hoffentlich dazu führen werden, daß dieſe Klagen in Zukunft 
Bi verſtummen. 
| Dem Herrn Oberpräſidenten haben wir aufſein Erſuchen folgendes 

Gutachten, betreffend Vorſchläge zur beſſeren Verhütung von Schiffs⸗ 

N unfällen auf See durch Zuſammenſtoß, erſtattet: 


Die unterzeichnete Handelskammer wird von der in Rede ſtehenden 
Frage materiell zwar nicht berührt, weil ſich in ihrem Bezirke keine über— 
ſeeiſchen Rhedereien befinden. Es ſollen die nachſtehenden Ausführungen auch 
9 keinen Anſpruch darauf erheben, ein auf rein fachmänniſche Erfahrungen 
1 RS gegründetes abgeſchloſſenes Gutachten darzuſtellen; vielmehr ſollen es Be— 
IE trachtungen allgemeiner Art fein, die vielleicht doch in der einen oder 
| anderen Richtung der Sache förderlich fein können. 
Mit der ſtetigen Zunahme des Seeverkehrs wird naturgemäß ein 
| | Begegnen der in entgegengeſetzter Richtung fahrenden und ſich auf ihren 
Kurſen kreuzenden Schiffe immer häufiger und dadurch die Gelegenheit von 
| Zuſammenſtößen immer größer. Ein ganz beſonderer Faktor für die 
N Kolliſionsgefahr iſt aber die fortlaufende Steigerung der Geſchwindigkeit der 
| Dampfſchiffe, beſonders der Paſſagierdampfer. 
3 Es ſcheint faſt, als ob mit Zunahme dieſer Gefahren die Mittel zu 
deren Abwendung nicht gleichen Schritt gehalten haben. 
Be Wie die Erfahrung lehrt, und wie übrigens ganz ſelbverſtändlich 
1 erſcheint, iſt 
| 1. die Kolliſionsgefahr am größten bei Nebel und in finſterer Nacht 
bei dickem Wetter; 
2. wird der Möglichkeit einer Kolliſion erheblich Vorſchub geleiſtet, 
wenn Schiffe von verſchiedener Geſchwindigkeit und beſonders 
I bei Nacht ſich kreuzen. 
7 ‘ Das noch in lebhafter Erinnerung ſtehende furchtbare Schiffsunglück 
\ des Lloyddampfers „Elbe“ iſt bekanntlich dadurch verurſacht, daß der Kapitän 
des engliſchen Schiffes „Krathie“, welches mit etwa acht Knoten Geſchwin⸗ 
digkeit dampfte, die Schnelligkeit der mit ca. 15 Knoten fahrenden „Elbe“ 
unterſchätzte und der Meinung war, noch rechtzeitig vor dem Bug der 
letzteren vorbeizukommen. 

Aus dieſen Erſcheinungen wären daher vielleicht folgende Lehren 
1 zu ziehen: 

Zu 1. Zur Verringerung der Kolliſionsgefahr bei Nebel und dickem 
Wetter dürfte eine Vervollkommnung namentlich der in ihrer Entwickelung 
offenbar zurückgebliebenen akuſtiſchen Signale geboten erſcheinen. Insbe- 
ſondere aber müßten durchgreifende Vorſchriften erlaſſen werden, welche 
auch eine ordnungsmäßige Handhabung und Inbetriebſetzung dieſer Signale 
gewährleiſten. 
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Zu der Handhabung dieſer akuſtiſchen Signale, wie ſie gegenwärtig 

1 geübt wird, ſei bemerkt, daß die im Artikel 12 der „deutſchen und engliſchen 

H Verordnungen zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See“ i 

} vorgeſchriebene Anwendung der Schallſignale in Zeitintervallen von ‚ 
mindeſtens zwei Minuten kaum genügend jein dürfte, weil bei ſtürmiſchem ö 

Wetter, wenn der Schall mit dem Winde fortgeriſſen wird, das Signal unter 5 


0 Umſtänden kaum weiter zu hören iſt, als ein ſchnellfahrender Dampfer in 1 

F diejer Zeit an Weg zurückzulegen vermag. Kommt nun noch hinzu, daß die 1 

IR vorgeſchriebenen Intervallen auf ſolchen Schiffen, wo die Apparate mit der . 

I Hand bedient werden, durch Unachtſamkeit des bedienenden Mannes viel- ä 

1% leicht nicht einmal immer richtig innegehalten werden, jo dürfte dieje Art j 
der Signaliſierung doch oft unzureichend fein. 


Insbeſondere ſei auch noch darauf hingewieſen, daß die beſtehenden 
Schallſignale, ſeien es Nebelhörner, Dampfpfeifen oder Glocken mit nur 
einem Ton beſſer durch zweitönige Inſtrumente erſetzt werden würden, 
weil unter Umſtänden ein einzelner Ton ſich leicht mit dem Sturmgebraus RE 
oder mit dem Ton des eigenen Signal-Apparates verſchmelzen und jo für 1 
den Intereſſierten unvernehmbar werden kann. N 

Es dürfte daher in erſter Linie darauf hinzuwirken fein, daß ſämt⸗ 
liche Seeſchiffe, namentlich aber ſchnellfahrende Dampfſchiffe, mit Schall- 
Signalen ausgerüſtet werden, welche während des Nebels und bei dickem 
Wetter automatiſch durch motoriſche Kraft betrieben und weitſchallende 
doppeltönige Signale geben, die in Zeitintervallen von nicht mehr als 
einer halben Minute ſtattzufinden haben. | 4 

Für die Schaffung und zweckmäßige Ausgeſtaltung ſolcher Apparate N 
würde es ſich wohl empfehlen, daß die deutſche Regierung einen inter⸗ * 
nationalen Preis⸗Wettbewerb veranſtaltete. 4 

Die Frage, ob eine hierdurch zu erzielende techniſche Vervoll— 
kommnung des elektriſchen Signalweſens zu allgemeiner Anwendung kommen Ei. 
und bei den ſchiffahrttreibenden Nationen allgemein einzuführen wäre, joll AB 
hier nicht weiter erörtert werden. Wenn das Deutſche Reich hier führend 3 
vorginge, dürfte aber eine ſpätere internationale Regelung diejer wichtigen 
Angelegenheit um ſo leichter werden. 

Aber wenn auch ſelbſt zunächſt nur für die deutſchen Schiffe beſſere, 0 
als die beſtehenden veralteten akuſtiſchen Signalapparate zur Einführung . * 
kämen und eine Verordnung für deren zuverläſſige Handhabung geſchaffen 2 
würde, ſo dürfte auch ſchon hierdurch zum mindeſten ein erheblicher Schutz 4 
für die deutſchen Schiffe und diejenigen ausländiſchen, die mit dieſen in . 
Kolliſionsgefahr kommen könnten, erreicht werden, weil dadurch doch das 97 
fremde Schiff von dem Herannahen des mit einem entſprechenden Apparate al 
ausgerüſteten deutſchen Schiffes zeitig genug unterrichtet würde. 

Zu 2. Um die Gefahr zu mindern, welche durch die große Geſchwindig⸗ 
keit der Schiffe, namentlich aber dadurch entſteht, daß die Geſchwindigkeit 25 
1 des entgegenkommenden bezw. den eigenen Kurs kreuzenden Schiffes und 1 0 
H 5 beſonders bei Nachtzeit nicht richtig taxiert wird, würde ſich die Herbei⸗ 

j führung einer möglichſt international einzuführenden Beſtimmung empfehlen, 
daß jedes Dampfſchiff, welches bei Nebel, dickem Wetter oder in der Nacht 


N 
1 
5 
N 
! 
N 
| 


P * N * 8 5 XL 
x Wr 
3 


BERNER 


eine größere Geſchwindigkeit als acht Knoten hat, ſeine Fahrt ſofort auf 
etwa acht Knoten reduzieren muß, ſobald ihm das Herannahen eines anderen 
Schiffes durch irgend ein Signal, ſei es ein optiſches oder akuſtiſches, 
bekannt wird. 

Wenn alle Dampfſchiffe, welche ſich einander ſo nähern, daß ſie in 
Kolliſionsgefahr kommen könnten, in dieſem Augenblick mit annähernd der- 
ſelben Geſchwindigkeit fahren, jo können die Führer natürlich die gegen- 
ſeitige Bewegung beſſer taxieren. 

Eine Herabminderung der Geſchwindigkeit bei Nebel ꝛc. dürfte ſich 
dann wohl erübrigen, zumal wenn erſt beſſere und zuverläſſige akuſtiſche 
Signalapparate geſchaffen ſind. Eine generelle Herabmindernng der 
Schiffsgeſchwindigkeit würde auch zu tief in die geſamten wirtſchaftlichen 
und Verkehrsverhältniſſe einſchneiden. — 

Wenn wir nun in Vorſtehendem, ſoweit es von unſerem Standpunkte 
aus möglich iſt, diejenigen Fragen berührt haben, inwieweit die Kolliſions— 
gefahr von Schiffen auf offener See verhindert werden kann, ſo ſei es uns 
noch geſtattet, darauf hinzuweiſen, wie überhaupt den Gefahren für Leben 
und Geſundheit von Menſchen bei Seereiſen noch weiter vorgebeugt werden 
kann, wenn nun trotz aller erdenklichen Vorſichtsmaßregeln doch noch 
Zuſammenſtöße vorkommen. ö 


Hier muß die Schiffsbautechnik und der ernſte Wille der Rhedereien, 
vielleicht aber auch nach einer hier anzudeutenden Richtung die Aufſicht der 
Staatsbehörden eingreifen. 

Die Schiffsbautechnik darf zu gar keinen neuen Mitteln greifen, damit 
ſolche ſchrecklichen Unfälle, wie z. B. beim Untergang der „Elbe“, gänzlich 
vermieden werden. 

Der Schiffsbautechniker braucht nur bekannte Mittel und Erfahrungen 
in geeigneter Weiſe zur Anwendung zu bringen, wenn auch mehr oder 
weniger unter Hintenanſetzung ſolcher Erwägungen, welche lediglich und 
allein wirtſchaftliche Vorteile zum Hauptziele haben. 

Es müßten ſolche Schiffe, welche vorwiegend oder faſt ausſchließlich 


zum überſeeiſchen Paſſagierverkehr benutzt werden, zum allermindeſten aber 


ſolche Schiffe, welche eine beſtimmte Anzahl von Paſſagieren aufnehmen 
ſollen, derart gebaut fein, daß ſelbſt die erheblichſte Kolliſion das Wrack 
nicht zum Sinken zu bringen vermag und dieſes ſich ſo lange auf der Ober— 
fläche hält, bis Rettung von außerhalb kommt. Daß man durch eine zweck— 
mäßige Ausbildung des bekannten Schottenſyſtems dies zu erreichen vermag, 
ſteht außer Zweifel. 

Die Art und Weiſe, wie man die Schotten (die waſſerdichten Abteile) 
bei Kauffahrteiſchiffen heute ausbildet, iſt allerdings nicht geeignet, derartige 
ſchwere Unfälle auszuſchließen. Wir greifen da nochmals zurück auf den 
Untergang der „Elbe“. 

Bekanntlich rannte der engliſche Kohlendampfer „Krathie“ die „Elbe“ 
derart an, daß der Maſchinenraum und die denſelben von dem Achterteil 
trennende Querwand zerſtört wurde. Der hinter dieſer Querwand befind⸗ 
liche große Schott und der Maſchinenraum bildeten aber einen ſo erheblichen 
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Hl Teil des Schiffsraums, daß die unverletzt gebliebenen waſſerdichten Abteile ö 
nicht mehr den Auftrieb des Schiffes über Waſſer zu erhalten vermochten. 1 


Dies Schottenſyſtem würde daher bei Paſſagierdampfern zweckmäßig ö 
ſo auszugeſtalten ſein, daß niemals zwei größere Schotten nebeneinander 3 
IM placiert werden, deren Deplacement jo umfangreich iſt, daß durch ihre 15 
IL Füllung mit Waſſer das Wrack untergehen muß, wenn zufälligerweiſe die 4 
trennende Querwand durch einen Zuſammenſtoß zerſtört wird. Es werden ö 
ii alſo vor und hinter dem Maſchinenraum, welcher notwendigerweiſe einen 

großen Teil des Schiffsdeplacements einnimmt, nur kleine Schotten an⸗ 
geordnet werden müſſen, ſodaß, wenn ſelbſt das Schiff mitten durch den 8 


5 Maſchinenraum in zwei Teile berſtet und ſogar die benachbarten kleinen 4 
Schotten in Mitleidenſchaft gezogen werden, jeder Teil des Schiffes noch ge— 1 
1 5 nügend Auftrieb behält, damit ſich die darauf befindlichen Menſchen bis zur 


Rettung von außerhalb bergen können. Auch die übrigen vor und hinter 
dem Maſchinenraum befindlichen Schotten müſſen ſo klein angelegt werden, 
daß ſelbſt die Zerſtörung mehrerer ſolcher waſſerdichten Abteile das Schiff 
nicht zum Sinken bringen kann. N 

Auch würde durch die Anordnung vieler kleiner, anſtelle der jetzigen 
großen Schotten, das Schiff gegen Zerſtörung von außen viel widerjtands- 
fähiger werden, weil die größere Anzahl von Querwänden den ganzen 
Schiffstörper ſtabiler macht. Nanſen hatte bekanntlich ſein Schiff „Fram“, 
das er zur Polarfahrt benutzte, abgeſehen von der äußeren Form nament- 
lich dadurch gegen die Eispreſſungen widerſtandsfähiger gemacht, daß er 
dem Schiffskörper eine Anzahl von Stäben gab, welche ſämtlich auf 
Druck beanſprucht wurden. 

Es ſoll nicht in Abrede geſtellt werden, daß durch die hier vor» 
geſchlagene Ausgeſtaltung des Schottenſyſtems bei einem Kauffahrteiſchiff 
deſſen Benutzung als Frachtſchiff weſentlich eingeſchränkt wird. Die Her- | 
ſtellung des Schiffes wird auch erheblich teurer werden. Durch die große 
| Anzahl von Querwänden wird das Eigengewicht größer und daher die nutz- 

bare Tragfähigkeit geringer. Manche Frachten wie z. B. lange Hölzer und . 
! Schienen laſſen ſich in ſolchen Schiffen vielleicht garnicht oder nur ſchwer verladen. 
N Kurz, es laſſen ſich gegen dieſe Vorſchläge erhebliche wirtſchaftliche Ber 
denken erheben, die auch zweifellos aus Intereſſentenkreiſen geltend gemacht 
* werden würden. 


Gegen eine obligatoriſche Einführung ſolcher Schiffe, oder vielmehr 


N gegen ſolche geſetzliche Beſtimmungen, welche deutſche Schiffe zum überſeeiſchen Er 
ı Perſonenverkehr in größerem Umfange nur dann zulaſſen, wenn ſie ſolche a 
N beſondere Bedingungen erfüllen, würden ſich natürlich beſonders die Rhedereien 1 | 
N ſträuben. Dieſe würden einwenden, daß ſie im Wettbewerb mit den Al 
1 Rhedereien anderer Nationen unterliegen müßten, wenn eine ſolche Ver⸗ 
3 ordnung, was natürlich zunächſt faſt unmöglich erſcheint, nicht zugleich in 
N allen ſchiffahrttreibenden Staaten erlajjen wird. 
1 g Wenn dieſer Einwand für den erſten Augenblick auch richtig erſcheinen 
N mag, ſo kann demſelben aber doch entgegengehalten werden, daß derartige 

Schiffe, welche alle erdenklichen Einrichtungen zur Verhütung von Unfällen 
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haben, von Paſſagieren aller Nationen ſelbſt zu erheblich höheren Be— 
förderungspreiſen lieber benutzt werden würden, wodurch ein Ausfall in- 
folge minder rationeller Ausnutzung als Frachtſchiff reichlich aufgewogen 
werden dürfte; denn ebenſogut wie man in einem Luxuszuge der Eiſenbahn 
eine um nur geringes größere Geſchwindigkeit und etwas mehr Bequemlich⸗ 
keit teurer bezahlt, würde man ſich nicht ſträuben, die Gewährleiſtung 
einer möglichſt großen Sicherheit für das Leben entſprechend zu bezahlen. 

Man kann vielleicht ſogar behaupten, daß, wenn eine Rhederei es 
ſich angelegen ſein ließe, ihre neu zu erbauenden Paſſagierſchiffe unter den 
Geſichtspunkten größtmöglich erreichbarer Sicherheit gegen Kolliſionsgefahr 
herſtellen zu laſſen, alsbald ein Wettbewerb in dieſer Richtung und nicht 
wie bisher nur inbezug auf Höhe der Fahrpreiſe und Komfort in der Aus— 
ſtattung der Schiffe, eintreten müßte. 

Zum Schluſſe ſei hier noch einer Maßnahme Erwähnung gethan, deren 
Einführung vielleicht von den zuſtändigen Stellen erwogen werden könnte. 

Das beſtausgebildete Schottenſyſtem wird natürlich unnütz ſein, wenn 
die Luken in den Schottwänden, welche den Verkehr aus einer Schotte in 
die andere geſtatten, ſei es in leichtfertiger Weiſe oder aus anderen 
Gründen, nicht geſchloſſen werden. Wie erinnerlich, kam das Kriegsſchiff 
„Großer Kurfürſt“ bei ſeiner Kolliſion dadurch zum Sinken, daß die Luken 
in den Schottwänden nicht geſchloſſen waren. Es iſt aber eine erfahrungs— 
gemäße Erſcheinung, daß Menſchen um ſo gleichgiltiger und nachläſſiger in 
den Mitteln zur Abwendung von Gefahren werden, je mehr ſie durch ihren 
Beruf ſolchen Gefahren ausgeſetzt ſind. So mag es auch hier bei den 
Führern und Mannſchaften der Schiffe ſein. 

Vielleicht wäre bei Paſſagierſchiffen deshalb eine geſetzliche Kontrolle 
in der Weiſe angebracht, daß diejenigen Schiffsluken, welche ſolche Schotte 
abſchließen, deren Beſteigung nicht fortwährend erforderlich iſt, vor jedes— 
maligem Verlaſſen eines deutſchen Hafens amtlich revidiert und plombiert 
werden, ſofern das Schiff zur Paſſagierbeförderung verwendet wird. Auch 
für die Schließung der im Verkehr befindlichen Schotte wäre eine ſtrenge 
Dienſtvorſchrift angebracht. Wenn nun eine Luke der im allgemeinen nicht 
zu beſteigenden Schotte aus irgend welchen Gründen unterwegs geöffnet 
werden muß, ſo iſt dies in ein Regiſter unter Angabe der Gründe und der 
Zeit der Offnung einzutragen und die Luke nach Gebrauch von einem Be— 
amten des Schiffes wieder zu ſchließen und mit ſeiner Plombe zu verſehen. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß alle derartigen Maßnahmen Unbequemlich— 
keiten für die Beteiligten mit ſich bringen, namentlich wenn die Hand— 
habung von den unteren Organen ungeſchickt und vielleicht auch manchmal 
über das Ziel hinausſchießend ausgeübt wird. 

Man kann ſich aber ebenſowenig der Anſicht verſchließen, daß in 
dieſer wichtigen Frage kein Mittel unverſucht gelaſſen werden ſollte, um 
die Gefahren, die unſer moderner Verkehr auf See mit ſich bringt, 
zu mindern! 

Wenn die vorſtehend gemachten Vorſchläge beſonders nur für Paſſagier— 
Schiffe empfohlen werden, ſo ſoll damit nicht geſagt ſein, daß der Schutz 
des Lebens der Mannſchaften auf Frachtſchiffen weniger erſtrebenswert ſei. 


BEST 


Es kommt hier jedoch in Betracht, daß die Schiffe, die ausſchließlich Frachten 
befördern, viel weniger ſolchen Kolliſionsgefahren ausgeſetzt ſind, weil 
ihre Geſchwindigkeit geringer iſt. Treten aber ſolche Kataſtrophen ein, ſo iſt 
es einer kleinen ausgebildeten ſeetüchtigen Schiffsmannſchaft doch leichter, 
ſich zu retten, als vielen hunderten ſeeunkundigen Paſſagieren. 

Jede Maßnahme ſeitens des Staates oder Reiches, die darauf ge— 
richtet iſt, die vorſtehend beregten namenloſes Unglück bringenden Unfälle 
zu mindern, wird das Anſehen unſeres Reiches und jeder Erfolg das Anſehen 
unſerer Kauffahrtei-Marine und das Vertrauen zu ihr heben. 

Auf Erſuchen des Deutſch-öſterreichiſch-ungariſchen Verbandes für 
Binnenſchiffahrt haben wir über den Güterverkehr auf der Weichſel 
Erhebungen angeſtellt. 


Es wurden darnach im Jahre 1900 folgende Gütermengen (in to) 


von den Weichſelrhedereien nach folgenden Stationen befördert: 


ſtromauf ſtromab zuſammen 

Danzig — 24000 24000 
Dirſchauu 1, 1500 500 2000 
Mie 700 250 950 
Kurzebrack . 2460 150 2610 
Neuenburg. 1250 160 1410 
Graudenz . 11600 550 12150 
Schwetz 1100 250 1350 
Bm rn 1770 260 2030 
Bromberg . .. 13800 — 13800 
SEHON cr 8000 _ 8000 

42180 26120 68300 


Hierzu kommen noch die von den Privatſchiffern beförderten Güter, 
die ſich ſchätzungsweiſe insgeſamt für Stückgüter auf ungefähr 10000 to 
belaufen dürften. Die Menge der von den Privatſchiffern beförderten 


Maſſengüter, die in ganzen Kahnladungen befördert werden, wie Getreide, 


Ölfaaten, Steinkohlen, Mauerſteine, Zucker und Melaſſe, ferner Petroleum 
in Tankſchiffen, läßt ſich nicht genau feſtſtellen. 8 

Die Einführung einer Statiſtik über den Schiffsverkehr in Graudenz 
iſt angeregt worden. 


9. Straßzenweſen. 
Eine Ermäßigung des Brückenzolles bei Benutzung der Graudenzer 


Weichſelbrücke haben wir von neuem beantragt; der Magiſtrat Graudenz. 


und die landwirtſchaftlichen Vereine „Eichenkranz“ und „Dragaß“ ſchloſſen 


ſich unſerem Vorgehen an. Der Herr Regierungs-Präſident erwiderte uns, 
auf unſern Antrag, daß die weitere Verfolgung einer Herabſetzung des. 
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Brückengeldes, die auch er in einigen Poſitionen für wünſchenswert halte, 
zur Zeit keine Ausſicht auf Erfolg biete, nachdem der Finanzminiſter und 
der Eiſenbahnminiſter ſich einſtweilen gegen eine Herabſetzung des im 
weſentlichen in gleicher Höhe beſtehenden Brückengeldes der Thorner 
Weichſelbrücke ausgeſprochen haben. Die Erhebung des Brückengeldes 
auf dieſer ſei für 14 Monate in fiskaliſche Selbſtverwaltung genommen, 
deren finanzielles Ergebnis zunächſt abgewartet werden ſolle. Nach 
Ablauf dieſer Friſt werde er die Frage einer etwaigen Anderung des 
Graudenzer Brückentarifs wieder aufnehmen. 

Bei der Eiſenbahndirektion zu Danzig regten wir zur Verbeſſerung 
des Bahnüberganges in der Rehdenerſtraße in Graudenz die 
Anlage von Streichſchienen und die Trennung der bisher für Fuhrwerke 
und Perſonen gemeinſchaftlichen Schranken in zwei beſondere Schranken 
an, ſolange die Unterführung noch nicht hergeſtellt ſei. Die Eiſenbahn⸗ 
direktion erklärte darauf, für gute Chauſſierung des Bahnüberganges 
Sorge tragen, den Bahnübergang für den Fuhrwerks- und Perſonen⸗ 
verkehr jedoch nicht trennen zu wollen; ſie werde jedoch beſtrebt ſein, 
Auſtauungen an dem Übergange durch Verminderung der Sperrungsdauer 
der Schranken zu verringern. Da das Überſchreiten des Überganges für 
Perſonen häufig mit Gefahren verbunden iſt, haben wir unſern Antrag auf 
Trennung der beiden Schranken ſowie auf Anlegung einer Unterführung 
an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten gerichtet. 

Das den Verkehr vom Tuſcherdamm nach dem Güterbahnhofe 
in Graudenz vermittelnde Thor war von der Eiſenbahndirektion völlig 
für jeden Verkehr geſperrt worden; das Thor mußte ſchließlich jedoch von 
der Direktion wieder für den Verkehr freigegeben werden. 


10. Geld⸗, Bank⸗ und Vörſenweſen. 


Eine Reviſion des Börſengeſetzes wurde von der Vollver— 
ſammlung des Deutſchen Handelstages in folgender Reſolution befürwortet: 


„Der Deutſche Handelstag erachtet eine Anderung des Vörſengeſetzes 
für erforderlich, namentlich nach der Richtung hin, daß der Verletzung der 
Vertragstreue bei Börſentermingeſchäften in allen Fällen der geſetzliche 
Schutz entzogen, das Börſenregiſter beſeitigt und die Unterſagung des 
Terminhandels in Getreide und Mühlenfabrikaten und in Anteilen von 
Bergwerks- und Fabrikunternehmungen wieder aufgehoben wird. 

Für den Fall der Beibehaltung des Börſenregiſters iſt zu fordern, 
daß für die Erhebung des Einwands der Nichteintragung eine Friſt von 
höchſtens drei Monaten geſetzt und die Beſtellung von Sicherheiten und 
Abgabe von Schuldanerkenntniſſen auch dann, wenn nicht beide Parteien 
in einem Börſenregiſter eingetragen waren, für wirkſam erklärt werde.“ 
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Der Handelsminiſter ſprach ſich in der Sitzung des Abgeordneten— 
hauſes vom 20. Februar 1901 für eine Reform des Börſengeſetzes in 
dem Rahmen des Grundgedankens, der dem B. G. zu Grunde liegt, aus. 

Das Geſetz, betreffend Anderungen im Münzweſen, iſt am 1. Juni 
1900 erlaſſen worden. Darnach ſollen die goldenen 5 Mark-Stücke, die 
ſilbernen und nickelnen 20 Pig.- Stücke außer Kurs geſetzt werden. Der 
Geſamtbetrag der Reichsſilbermünzen ſoll bis auf weiteres 15 Mk. für 
den Kopf der Bevölkerung nicht überſteigen (bisher 10 Mk. abgeſehen 
von den Thalern); zur Neuprägung der Münzen ſind Landesſilbermünzen 
inſoweit einzuziehen, als ſolche für die Neuprägungen und deren Koſten 
erforderlich ſind. (Es wird dadurch ein größerer Teil der Thaler in 
Scheidemünzen umgewandelt werden.) 

Vom Reichstage wurde bei der Beratung dieſes Geſetzes die Reſo— 
lution angenommen: „Der Reichstag wolle beſchließen, den Herrn Reichs⸗ 
kanzler zu erſuchen, bei Neuprägungen von Reichsgoldmünzen auf eine 
vermehrte Prägung von Kronen hinzuwirken.“ 

Derſelbe Wunſch iſt von dem Deutſchen Handelstage geltend gemacht 
worden. Der Staatsſekretär des Reichsſchatzamts hat demzufolge eine 
weitere Ausprägung von 10 Marf-Stücken veranlaßt und am 11. Februar 
im Reichstage erklärt, daß im Laufe des Jahres eine weitere Vermehrung 
um 25 Millionen Mark in Kronen erfolgen werde. 

Der Deutſche Handelstag hat mehrfachen an ihn gerichteten An— 
regungen zufolge etwaige Anträge auf Ausprägung von Münzen, 
insbeſondere die Ausprägung einer Münze zwiſchen dem 50 und 10 Pfg. 
Stück (eines 20 oder 25 Pfg.⸗Stücks), ſowie eine andere Ausprägung des 
50 und 10 Pfg.⸗Stücks zwecks beſſerer Unterſcheidung in Erwägung 
gezogen und bei den Handelskammern eine diesbezügliche Umfrage ver— 
anſtaltet. Endgiltige Beſchlüſſe ſind bisher von ihm nicht gefaßt worden. 

Von der Reichsbank iſt anläßlich ihres 25 jährigen Beſtehens eine 
Denkſchrift über ihre Thätigkeit in den Jahren 1876—1900 herausgegeben 
worden, aus dem folgende Kapitel hervorgehoben ſeien: Verwaltungs⸗ 
organiſation, Notenausgabe, Giro- und Abrechnungsverkehr, Ankauf und 
Einziehung von Wechſeln und Wertpapieren, Lombardverkehr, Diskonto⸗ 
politik, Leiſtungen für die Finanzverwaltung des Reiches und der Bundes— 
ſtaaten, Regelung des Geldumlaufs, Verwaltung und Vermehrung von 
Wertgegenſtänden, An- und Verkauf von Wertpapieren, Banknovelle vom 
7. Juni 1899. 

Das Statut der Reichsbank iſt durch Verordnung vom 3. Sep⸗ 
tember abgeändert worden. 

Im Bezirke der Kammer iſt im Berichtsjahre die Reichsbankneben⸗ 
ſtelle in Dt.-Eylau neu errichtet worden; die Verwaltung der Reichs⸗ 
banknebenſtelle in Marienwerder iſt einem beſonderen Beamten über⸗ 
tragen worden. 
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11. Gerichtsweſen, Schiedsgericht, 
Bejtelluna von Sachverſtändigen. 


Nach der Mitteilung des Juſtizminiſters in der Sitzung des Herren— 
hauſes vom 29. März 1901 hat der Juſtizminiſter umfaſſende Erhebungen 
über eine Reviſion der Gerichtskoſten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
über deren Höhe aus dem Handelsſtande vielfach Klagen geführt worden 
ſind, angeſtellt. 

Die Frage der Errichtung einer Kammer für Handelsſachen beim 
Landgerichte zu Graudenz iſt von uns weiter im Auge behalten worden. Für 
die Kammer für Handelsſachen beim Landgerichte in Elbing haben wir 
im Berichtsjahre des öfteren — im Einvernehmen mit den Alteſten der 
Kaufmannſchaft in Elbing — Präſentationswahlen vorgenommen. 

Einer Anzahl von Gerichten ſowie ſonſtigen Behörden haben wir 


über Handelsgebräuche Gut Res ſeien folgende davon 


hervorgehoben: 


Vom 14.“ VI. 1900: In der Fabrikation und im Handel mit 
Bleiröhren iſt im allgemeinen eine Gewichtsdifferenz von 
höchſtens 5 % zuläſſig. 

Vom 6./ VI. 1900: Ein Gaſtwirt, der von einem Brauer oder 
Bierverleger Bier geliefert erhalten hat, iſt in Ermangelung 
beſonderer Vereinbarung handelsgebräuchlich verpflichtet, die 
leihweiſe überlaſſenen Gefäße ſogleich nach der Entleerung 
zurückzuſenden, oder, falls die Lieferung durch eigenes Geſpann 
des Verkäufers erfolgt, dem Bierfahrer die Gefäße nach der 
Entleerung bereitzuſtellen. Eine Friſt von 3 Monaten 
erſcheint hierfür außerordentlich hoch bemeſſen, zumal da ſich 
das Bier nicht ſo lange Zeit in den Fäſſern u. ſ. w. hält, 
und dürfte dem Abnehmer nur in ſeltenen Fällen zugeſtanden 
werden, kann aber keinesfalls als handelsgebräuchlich bezeichnet 
werden; vielmehr muß die Zurückgabe in einer kürzeren Friſt 
erfolgen. 

Vom 31./ VIII. 1900: Über die bei der Verſendung von Matulatur⸗ 
papier anzuwendende Verpackung dürfte ſich bei dem geringen 
Umfange derartiger Handelsgeſchäfte kein allgemein giltiger 
Handelsgebrauch feſtſtellen laſſen. 

In der Regel wird jedoch Makulaturpapier, worunter 
gemeinhin alte oder in Druckereien überzählig gewordene 
Zeitungen verſtanden werden, von den Druckereien oben und 
unten mit je einem Pappdeckel in Größe der Makulatur 
bedeckt und mit Stricken verſchnürt, mit der Bahn verſandt; 
eine Verpackung der Seiten (Bogenränder) findet dabei nicht ſtatt. 


Vom 


Vom 


Vom 
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Dieſe Verpackung wird nach den uns von ſachverſtändiger 
Seite gemachten Mitteilungen ohne Rückſicht darauf, zu 
welchem Zwecke die Makulatur verwandt werden ſoll, vor— 
genommen und auch dann als ausreichend erachtet, wenn bei 
der Beſtellung erklärt worden iſt, daß die Makulatur zum 
Einwickeln von Backwaren dienen ſoll. 

31/ VIII. 1900: Wenn der in einem Materialwaren: Detail- 
geſchäft angeſtellte Handlungsgehilſe das Durchzählen von 
Heringen auch nicht als dauernde Beſchäftigung zu beſorgen 
hat, ſo iſt er doch handelsgebräuchlich verpflichtet, wenn es 
ſich um eine zuverläſſige Feſtſtellung der in einer Tonne 


enthaltenen Zahl von Heringen handelt, der Anordnung ſeines 


Chefs entſprechend, Heringe, die in Tonnen verpackt ſind, in 
den Geſchäftsräumen, wozu auch der Hof gehört, durchzuzählen. 
19.) XII. 1900: a) Bei der Abmachung einer Lieferung von 
2— 3000 Centner Kohlen, monatlich abzunehmen, iſt der 
Käufer verpflichtet, die Mindeſtmenge (alſo 2000 Centner) 
abzunehmen, und berechtigt, die Lieferung bis zur Höchſtmenge 
(alſo bis 3000 Centner) zu fordern; der Verkäufer iſt im 
letzteren Falle verpflichtet, das geforderte Quantum zu liefern. 

b) Unter einem „Waggon“ Kohlen verſteht man, wenn 
nichts anderes vereinbart worden iſt, ein Menge von 200 Centner. 
Der Großhändler iſt jedoch berechtigt, auch Waggons von 
300 Centner zu liefern; dagegen iſt er nicht berechtigt, den 
ſich dabei über 200 Centner ergebenden Überſchuß auf eine 
ſpätere Lieferung in Anrechnung zu bringen und dann ſtatt 
200 Centner vielleicht nur 150 Centner oder gar nur 100 Centner 
zu liefern. Er muß vielmehr auch dann in jedem Falle dem 
Käufer einen vollen Waggon mit einem Inhalte von 200 
Centner liefern. 

c) Bei Abmachung einer Lieferung von „ca.“ 1000 Centner 
Steinkohlen darf die Spannung nach unten und nach oben 
5% betragen. 

29. XII. 1900: Nach den uns von ſachverſtändiger Seite ge- 
machten Mitteilungen pflegt ſich der Handel mit Lumpen, 
falls ſie unſortiert und ohne Vereinbarung einer beſtimmten 
Qualität verkauft werden, in der Weiſe zu vollziehen, daß der 
Offerent dem Reflektanten einen Poſten Lumpen „auf Kalku⸗ 
lation“ liefert. Der Empfänger ſortiert (kalkuliert) ſodann 
die offerierte Ware und giebt dem Lieferanten an, welchen 
Preis er dafür bezahlen wolle. Wenn über dieſe Preisofferte 
keine Einigung erzielt wird, bleibt die offerierte Ware zur 
Verfügung des Lieferanten. Das Ausſortieren (Kalkulieren) 
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eines zum Verkaufe offerierten Waggons Lumpen ſeitens des 
Empfängers bedeutet daher handelsgebräuchlich nicht eine 
Annahmehandlung und eine Bewilligung der von dem Offerenten 
etwa geltend gemachten Preisforderung, ſondern nur eine 
Unterſuchung der Ware im Sinne des $ 377 H.⸗G.⸗B., zum 
Zwecke der Feſtſtellung des Wertes der Lumpen. 

2./ II. 1901; Die von dem Kläger geforderte Lagermiete von 
20 Mk. monatlich für 252 Sack Stärke erſcheint uns bei 
Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe als durchaus 
angemeſſen. . 

Eine monatliche Lagermiete von 20 Mk. für 252 Sack 
macht — angenommen, daß ſämtliche Säcke die ganze Zeit 
hindurch gelagert haben — monatlich für 1 Centner 4 Pfg. 
aus. Dieſer Betrag iſt als ſehr niedrig anzuſehen, beträgt 
doch z. B. die Lagermiete der bahnamtlichen Spediteure bis 
zu 50 Pfg. für 1 Centner. Wenn auch die Tarife der bahn⸗ 
amtlichen Spediteure für dieſen Fall nicht maßgebend ſein 
können, ſo würden wir dem Kläger doch, falls die 252 Sack 
die ganze Zeit hindurch auf ſeinem Speicher gelagert hätten, 
eine bedeutend höhere Vergütung als 4 Pfg. für den Centuner 
zubilligen. 

Da im vorliegenden Falle die Säcke nach und nach 
abgefahren worden ſind, ſo daß nur ein Teil die geſamte 
Zeit in dem Speicher lagerte, iſt eine Durchſchnittsmiete von 
20 Mk. für den Monat als angemeſſen anzuſehen. 

19.) II. 1901: Es beſteht kein Handels- bezw. Ortsgebrauch, 
wonach ein Kaufmann berechtigt wäre, dem Lieferanten eine 
Ware zurückzuſenden, weil auf der zugleich mit der Ware 
überſandten Faktura ein falſches Zahlungsziel angegeben 
worden iſt. Das Zahlungsziel läuft daher bereits von 
dem erſten Eingange der Waren, nicht etwa erſt von dem 
Termine, an welchem die zuerſt von dem Beſteller wegen 
falſcher Fakturierung zurückgeſandeen Waren zum zweiten 
Male bei ihm eingegangen ſind. 


Vom 4./V. 1901: 1. Der Schleppſchiffsführer iſt handelsgebräuchlich 


verpflichtet, wenn der Waſſerſtand ſo niedrig iſt, daß es nicht 
möglich iſt, den Schleppzug ungeteilt über die ſeichten Stellen 
zu ſchleppen, zu „ſändern“, d. h. die Kähne ſo hintereinander 
gegen den Strom zu ſtellen, daß dieſer gezwungen wird, mit 
größerer Kraft über die ſeichten Stellen zu fließen, um dadurch 
den Sand wegzureißen. 

2. Wenn auch dieſes Sändern nicht hilft, ſo erſcheint 
uns der Schleppſchiffsführer nicht als verpflichtet, ſolange bei 
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dem Schiffszuge zu warten, bis der Eintritt eines höheren 
Waſſerſtandes ein Weiterſchleppen des Schiffszuges ermöglicht. 

Zur Feſtſtellung von Handelsgebräuchen im Getreidehandel 
haben wir eine Kommiſſion eingeſetzt. 

Die Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin luden uns zu einer 
gemeinſamen Beſprechung über die Uſaneen im Holzhandel Oſtdeutſch⸗ 
lands ein und erſuchten um Überſendung bezüglichen Materials; wir 
haben darauf entſprechende Erhebungen angeſtellt. 

Gerichten haben wir in Prozeßangelegenheiten des öfteren Sach⸗ 
verſtändige benannt, ſo z. B. für Herſtellung von Bierapparaten, Anlage 
von elektriſchen Anlagen. 

Beim Amtsgerichte Graudenz haben wir die Vereidigung des Herrn 
C. Döll als gerichtlichen Sachverſtändigen für Gold- und Silberſachen, 
ſowie die des Herrn H. Richter als gerichtlichen Sachverſtändigen für 
chemiſche und phyſikaliſche Unterſuchungen befürwortet. Beide Herren 
ſind darauf vereidet worden. 

über die Stellung der von den Handelsvertretungen öffentlich 
angeſtellten und vereideten Gewerbetreibenden (wie Dispacheure, 
Feldmeſſer, Güterbeſtätiger, Probenehmer, Handelschemiker, § 42 des 
Handelskammer-Geſetzes“) hat der Miniſter für Handel und Gewerbe 
einen Erlaß an die Handelsvertretungen gerichtet, aus dem folgendes 
hexuurgehoben fei: 


5 n rung $ 42 J des H.-K.⸗G. lautet: „Die Handelskammer iſt 
befugt, Dispacheure und ſolche Gewerbetreibende der in $ 36 der Reichs- 
Gewerbe-Ordnung bezeichneten Art, deren Thätigkeit in das Gebiet des Handels 
fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen. Auf Auktionatoren findet dieſe 
Beſtimmung keine Anwendung. Vorſchriften, die die Handelskammer für die 
hiernach angeſtellten Perſonen erläßt, ſind dem Miniſter für Handel und Ge— 
werbe vorzulegen.“ 

§ 36 der Reichs-Gewerbe-Ordnung lautet (mit einer durch die Novelle 
vom 30. Juni 1900 vorgenommenen Anderung): „Das Gewerbe der Feldmeſſer, 
Auktionatoren, Bücherreviſoren, derjenigen, welche den Feingehalt edler Metalle, 
oder die Beſchaffenheit, Menge, oder richtige Verpackung von Waren irgend 
einer Art feſtſtellen, der Güterbeſtätiger, Schaffer, Wäger, Meſſer, Bracker, 
Schauer, Stauer u. ſ. w. darf zwar frei betrieben werden, es bleiben jedoch 
die verfaſſungsmäßig dazu befugten Staats- oder Kommunalbehörden oder 
Korporationen auch ferner berechtigt, Perſonen, welche dieſe Gewerbe betreiben 
wollen, auf die Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften zu beeidigen und 
öffentlich anzuſtellen. 

Die Beſtimmungen der Geſetze, welche den Handlungen der genannten 
Gewerbetreibenden eine beſondere Glaubwürdigkeit beilegen oder an dieſe 
Handlungen beſondere rechtliche Wirkungen knüpfen, ſind nur auf die von den 
verfaſſungsmäßig dazu befugten Staats- oder Kommunalbehörden oder 
Korporationen angeſtellten Perſonen zu beziehen. 


a 


„. . . . Die Reichsgeſetzgebung unterſcheidet in den §§ 404, 407, 410 
der Zivilprozeßordnung „öffentlich beſtellte Sachverſtändige“ und „im 
allgemeinen beeidigte Sachverſtändige“. Während die Sonderſtellung der 
letzteren ſich darin erſchöpft, daß bei ihnen an Stelle der Eidesleiſtung in 
jeder einzelnen Sache die Berufung auf den allgemein geleiſteten Eid 
genügt, beſtehen die prozeſſualen Folgen der öffentlichen Beſtellung zum 
Sachverſtändigen darin, daß öffentlich beſtellte Sachverſtändige von den 
Gerichten vorzugsweiſe zu Sachverſtändigen in der einzelnen Rechtsſache 
gewählt werden ſollen und daß ſie verpflichtet ſind, der gerichtlichen 
Ernennung zum Sachverſtändigen Folge zu leiſten. An ſich ſind die Eigen- 
ſchaften der allgemeinen Beeidigung und der öffentlichen Beſtellung als 
Sachverſtändiger unabhängig von einander; es kann im allgemeinen 
vereidigte Sachverſtändige geben, die nicht öffentlich beſtellt ſind, und 
umgekehrt; beide Eigenſchaften können ſich aber auch in einer Perſon ver— 
einigen. Wer zur öffentlichen Beſtellung oder zur Beeidigung zuſtändig iſt, 
beſtimmt die Landesgeſetzgebung. 


Der bisherige Rechtszuſtand in Preußen war, ſoweit die Juſtiz— 
behörden in Frage kommen, ein ungleichmäßiger und unklarer. Daher 
wurde durch den neuen $ 86 Satz 1, den das preußiſche Geſetz über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit (Art. 130 Nr. 10) in das Ausführungsgeſetz zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz eingeſtellt hat, die Grundlage zu einer einheitlichen 
Regelung der Angelegenheit im Wege der Juſtizverwaltung geſchaffen. Wie 
aus der Entſtehungsgeſchichte der angeführten Vorſchrift erhellt, iſt der 
Rechtszuſtand ſeit dem 1. Januar folgender: 


Eine „Ernennung“ oder ſonſtige öffentliche Beſtellung von Sach— 
verſtändigen wird durch die Juſtizbehörden nicht mehr erfolgen. Dieſe 
werden ſich vielmehr darauf beſchränken, Sachverſtändige im allgemeinen 
zu beeidigen. Die Beeidigung durch die Juſtizbehörden ſoll nur für gericht- 
liche Angelegenheiten Wirkungen äußern. Wenn noch andere Organe 
zuſtändig ſind, Sachverſtändige im allgemeinen zu beeidigen, ſo hat es hierbei 
ſein Bewenden. Im Sinne der Prozeßgeſetze ſind dieſe ebenſo im allgemeinen 
beeidigte Sachverſtändige wie die von den Juſtizbehörden beeidigten. 

Die allgemeine Verfügung vom 5. Februar d. J. giebt dieſen Grund— 
ſätzen Ausdruck; insbeſondere iſt in ihrem $ 13 ausgeſprochen, daß nicht 
etwa infolge des angeführten $ 86 die von den Juſtizbehörden beeidigten 
Sachverſtändigen ausſchließlich als ſolche in Betracht kommen. Dabei wird 
auf den $ 42 des Handelskammergeſetzes ausdrücklich hingewieſen. 

Falls die Handelskammern von der ihnen in dieſer Vorſchrift 
gegebenen Befugnis Gebrauch machen, ſo werden die demgemäß öffentlich 
angeſtellten und beeidigten Sachverſtändigen inſofern vor den von den 
Juſtizbehörden beeidigten privilegiert ſein, als von der Wahl der erſteren 
nur unter beſonderen Umſtänden abgeſehen werden darf; ſie werden den 
letzterwähnten Sachverſtändigen inſofern gleichſtehen, als auch bei ihnen die 
Berufung auf den allgemeinen Eid zur Bekräftigung des Gutachtens genügt. 

Dazu iſt allerdings erforderlich, daß die in meinem Erlaſſe vom 
29. September 1897 vorgeſchriebene Eidesformel einen Zuſatz erhält, dem⸗ 


zufolge die Vereidigung ſich auch auf die Erſtattung von Gutachten erſtreckt, 
etwa ſo, daß hinter „erfüllen“ die Worte eingeſchaltet werden: 


„ſowie auch die von mir in meiner Eigenſchaft als öffentlich an⸗ 
Gestellte erforderten Gutachten unparteiiſch und nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen erſtatten.“ 


Um nicht Bemängelung der Gerichte hervorzurufen, iſt ferner geboten, 
daß die Art der Gutachten in der Eidesformel“) möglichſt genau bezeichnet 
wird. Hierzu bietet die hinter dem Wort „angeſtellter“ gelaſſene Lücke den 
geeigneten Platz. 

Es kann erwartet werden, daß die Gerichte der dargeſtellten völlig 
klaren Rechtslage Rechnung tragen werden. Sollte die Annahme ſich be— 
züglich der auf Grund des $ 42 des Handelskammergeſetzes beſtellten Sach— 
verſtändigen nicht überall verwirklichen, ſo hat ſich der Herr Juſtizminiſter 
bereit erklärt, durch eine Belehrung auf eine zutreffende Praxis der Ge— 
richte hinzuwirken.“ 

Wir haben die Vereidigung mehrerer Gewerbetreibenden auf Grund 


dieſer Beſtimmungen in Erwägung gezogen. 


Einer auf Anregung der Handelskammern Hannover und Magde— 


burg von der Mehrzahl der deutſchen Handelskammern erlaſſenen Vor⸗ 
ſchrift für Handelschemiker haben wir uns angeſchloſſen. Es ſeien 
folgende allgemeine Vorſchriften daraus hervorgehoben: 


„§ 1. Die Beeidigung und öffentliche Anſtellung ſelbſtändiger Chemiker, 
welche die Beſchaffenheit, den Reingehalt oder Nutzwert von Handelswaren 
irgendwelcher Art gewerbsmäßig feſtſtellen, erfolgt durch die amtliche Handels— 
vertretung des Bezirks, in welchem ſie ein Laboratorium halten. 


Die Anſtellung gilt nur für die Zeit, in welcher der beeidigte und 
öffentlich angeſtellte Chemiker den Sitz ſeiner die Anſtellung begründenden 
Thätigkeit ausſchließlich im Bezirk der anſtellenden amtlichen Handels— 
vertretung hat. 

§ 2. Als Sachverſtändige für Nahrungsmittel-Unterſuchungen im 
Sinne des Bundesratsbeſchluſſes vom 22. Februar 1894 und des Miniſterial— 
erlaſſes vom 10. Mai 1895 ſind nur diejenigen öffentlich angeſtellten 
Chemiker anzuſehen, welche den Befähigungsnachweis eines deutſchen Bundes— 
ſtaates für die Unterſuchung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und f 
Gebrauchsgegenſtänden beſitzen. 


*) Anmerkung: Die Eidesformel iſt demnach folgendermaßen zu faſſen: 

N ſchwöre bei Gott, dem Allmächtigen und All- 
wiſſenden, daß ich als öffentlich angeſtellter ...... die beſtehenden 
Vorſchriften getreulich beobachten und die mir obliegenden Pflichten 
gewiſſenhaft erfüllen, ſowie auch die von mir in meiner Eigenſchaft 
als öffentlich angeſtellter . ..... erforderten Gutachten unparteiiſch 
und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erſtatten werde. So wahr mir 
Gott helfe.“ 
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$ 3. Vorausſetzung für die Beeidigung und öffentliche Anſtellung 

als Handelschemiker bildet der Nachweis: 

1. daß der Antragſteller deutſcher Reichsangehöriger iſt; 

2. daß er den Befähigungsnachweis eines deutſchen Bundesſtaates 
für die Unterſuchung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden beſitzt; (Es folgen Ausnahmen davon.) 

3. daß ſein Laboratorium die zur Ausführung der Unterſuchung 
von Handelswaren erforderliche und dem Stande der chemiſchen 
Wiſſenſchaft entſprechende Einrichtung beſitzt. 

Die amtliche Handelsvertretung iſt befugt, ſich über dieſen 
Punkt durch einen von ihr zu ernennenden Sachverſtändigen oder 
in ſonſt geeigneter Weiſe zu überzeugen. 

(Uebergangsbeſtimmungen.) 

($ 4. Eidesformel.) 

§ 5. Die amtliche Handelsvertretung hat die Beeidigung in geeig— 

neter Weiſe bekannt zu geben und eine Liſte der beeidigten Chemiker zu 
Jedermanns Einſicht in ihrem Geſchäftszimmer aufzulegen. Über die Be— 
eidigung wird dem Chemiker eine Urkunde ausgefertigt. 

§ 6. Die von den amtlichen Handelsvertretungen beeidigten und 

öffentlich angeſtellten Chemiker führen ein von der amtlichen Handels— 
vertretung näher zu beſtimmendes Siegel, das ihren Namen, den Namen 
der Handelsvertretung, welche ſie beeidigt hat, und die Umſchrift „Gffentlich 
angeſtellter Handelschemiker“ enthält. Sie haben ſich desſelben bei der 
Siegelung von Proben und bei Stempelung ihrer Prüfungszeugniſſe und 
Gutachten zu bedienen. 

§ 8. Die Löſchung in der Liſte ($ 5) erfolgt: 

1. auf Antrag oder im Todesfalle des beeidigten und öffentlich an- 
geſtellten Chemikers; 

2. wenn er den Sitz ſeiner die öffentliche Anſtellung begründenden 
Thätigkeit aus dem Bezirke der amtlichen Handelsvertretung, die 
ihn angeſtellt hat, wegverlegt; a 

3. wenn ihm die Fähigkeit zur öffentlichen Anſtellung von der zu— 
ſtändigen Behörde auf Grund eines ordentlichen Verfahrens rechts- 
kräftig aberkannt worden iſt. 

Im Falle der Löſchung iſt die Anſtellungsurkunde zurück⸗ 
zugeben. Löſchungen in der Liſte ſind in derſelben Weiſe wie 
Eintragungen bekannt zu machen.“ 

($ 9—20 ſpezielle Beſtimmungen.) 

Für die Prüfung des Gründungsherganges der Aktiengeſellſchaft 
Marienwerder Kleinbahn ⸗Aktiengeſellſchaft haben wir gemäß 8 192 
H.⸗G.-B. Reviſoren ernannt, die ihren Prüfungsbericht erſtattet haben. 
1", Auf Grund mehrfacher Anregung haben wir ein Schiedsgericht 
ö eingeſetzt und folgende Schiedsgerichtsordnung erlaſſen: 

J. Errichtung und Zweck des Schiedsgerichts. 


Die Handelskammer Graudenz errichtet auf Grund der 88 1025 ff. 
der Zivil-Prozeß-Ordnung ein Schiedsgericht, das die Aufgabe hat, Streitig⸗ 
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keiten, die in das Gebiet des Handels fallen oder das Dienſtverhältnis der 
kaufmänniſchen Angeſtellten betreffen, auf gütlichem Wege, oder wenn ſich 
dies nicht erreichen läßt, durch die Fällung eines Schiedsſpruches ſchnell 
und ohne Verurſachung größerer Koſten beizulegen. N 


II. Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts. 


Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei bis vier 
Beiſitzern. Die Handelskammer wählt auf je zwei Jahre den Vorſitzenden 
und zwei Stellvertreter. Die Beiſitzer werden in jedem einzelnen Falle 
von dem Vorſitzenden aus der Zahl der Mitglieder der Handelskammer 
oder der Sachverſtändigen-Kommiſſionen, nötigenfalls auch anderer geeig— 
neten Sachverſtändigen, berufen; in der Regel ſoll der Syndikus der Handels⸗ 
kammer dem Schiedsgerichte als Beiſitzer angehören. Bei Streitigkeiten 
zwiſchen Prinzipalen und Angeſtellten muß die Hälfte der Beiſitzer aus 
kaufmänniſchen Angeſtellten beſtehen. 

Auf die Ausſchließung und Ablehnung der Beiſitzer finden die 88 41 
bis 43 3.⸗P.⸗O. ſinngemäße Anwendung. 


III. Eröffnung des ſchieds richterlichen Verfahrens. 

Das Schiedsgericht tritt nur dann in Thätigkeit, wenn beide Par- 
teien einen dahingehenden Antrag ſtellen und gleichzeitig erklären, daß ſie 
ſich dem Verfahren unter Ausſchluß des Rechtsweges unterwerfen wollen. 

Beantragt nur eine der Parteien ein ſchiedsrichterliches Verfahren, 
ſo hat der Vorſitzende die andere Partei aufzufordern, ſich binnen acht 
Tagen zu erklären, ob ſie ſich dem Verfahren unterwerfen wolle. 

Der Antrag auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung iſt bei der Handels⸗ 
kammer ſchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären. 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts ſetzt die Termine feſt und be— 
nachrichtigt die Beiſitzer, die Parteien und die etwa zu ladenden Zeugen 
und Sachverſtändigen. 

Die Parteien müſſen in der Regel bei der Verhandlung perſönlich 
zugegen ſein. Auswärtige können ſich durch Bevollmächtigte vertreten laſſen, 
die eine beglaubigte Vollmacht vorzulegen haben. 

Perſonen unter 21 Jahren bedürfen der Vertretung durch ihren 
Vater oder Vormund bezw. eine von dieſen bevollmächtigte Perſon; ſie ſind 
aber berechtigt, bei der Verhandlung zugegen zu ſein. Erſcheint eine Partei 
nicht, ſo hat der Vorſitzende einen neuen Termin zu beſtimmen und die 
nicht Erſchienenen hiervon mittels eingeſchriebenen Briefes zu benachrich⸗ 
tigen. Sind auch in dem neuen Termine nicht beide Parteien anweſend, jo 
iſt im Protokoll zu vermerken, daß ein ſchiedsrichterliches Verfahren nicht 
zuſtande kam. Ein Verſäumnisverfahren findet nicht ſtatt. 


IV. Verfahren vor dem Schiedsgerichte. 
Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen und handhabt die Sitzungs- 
polizei; er vertritt das Schiedsgericht nach innen und außen. 
Das Schiedsgericht hat die Parteien zu hören, das dem Streite zu 
Grunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln und, ſoweit es ihm erforderlich, 


e 


erſcheint, zu dieſem Behufe Zeugen und Sachverſtändige zu vernehmen und 
die Vorlegung des Beweismaterials, wie Bücher, Korreſpondenzen u. ſ. w. 
anzuordnen. 

Über jede Sitzung wird ein Protokoll aufgenommen, das von dem 
Vorſitzenden und dem Protokollführer, ſowie den Parteien zu unterzeichnen 
iſt. Jeder Partei iſt auf Antrag eine Ausfertigung des Verhandlungs- 
protokolls, die von der Handelskammer zu beglaubigen iſt, zu überlaſſen. 

Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen und Vergleiche ſind ſtets, Anträge 
und Erklärungen nur auf Antrag zu Protokoll zu nehmen, den Parteien 
vorzuleſen und von dieſen zu unterſchreiben. 


V. Vergleich. 

Die Hauptaufgabe des Schiedsgerichts iſt die Herbeiführung einer 
gütlichen Einigung der Parteien. Das Schiedsgericht hat auf das Zuſtande— 
kommen eines Vergleiches nach Möglichkeit hinzuwirken. 

Vergleiche ſind zu Protokoll zu nehmen und von den Parteien mit 
zu unterzeichnen. 

Erſt wenn eine Einigung nicht erzielt wird, ſo findet die Abgabe 
eines Schiedsſpruches ſtatt. 


VI. Schiedsſpruch. 

Der Schiedsſpruch hat unter den Parteien die Wirkungen eines 
rechtskräftigen gerichtlichen Urteils. 

Das Endurteil wird in geheimer Sitzung mit Stimmenmehrheit ge— 
faßt; Stimmenthaltung iſt unzuläſſig. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. . 

Der Schiedsſpruch iſt von dem Vorſitzenden zu verkünden, mit einer 
kurzen Darlegung des Sachverhalts und mit Gründen zu verſehen, von den 
Schiedsrichtern unter Angabe des Tages der Abfaſſung zu unterzeichnen 
und den Parteien zuzuſtellen, ſowie unter Beifügung der Beurkundung der 
Zuſtellung in einem Exemplare auf der Gerichtsſchreiberei des zuſtändigen 
Gerichtes niederzulegen. 

Im übrigen gelten die Beſtimmungen der $$ 1025 ff. der 3.-P.⸗O. 


VII. Koſten. 
Das Schiedsgericht ſtellt gleichzeitig die Koſten des Verfahrens feſt. 
Als Koſten werden nur berechnet die Gebühren der Sachverſtändigen 
(2 Mark für die Stunde), Zeugen (nach der Gebührenordnung für Zeugen), 
die baaren Auslagen, die Schreib-, Stempel- u. ſ. w. Gebühren. 
Die Kammer iſt berechtigt, zur Deckung dieſer Unkoſten einen Vor— 
ſchuß zu erheben. 


Zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts iſt der Präſident der Kammer, 


zu Stellvertretern die Herren Fabrikbeſitzer und Stadtrat Victorius und 
Stadtrat Braun gewählt worden. 


Über die Feſtſtellung von Thatbeſtänden durch Sach— 


verſtändigen⸗Kommiſſionen haben wir folgende Beſtimmungen erlaſſen: 
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1. Zur Feſtſtellung von Thatbeſtänden, z. B. der Beſchaffenheit u. ſ. w 
einer Ware zu einem beſtimmten Zeitpunkte, zum Zwecke der Ausgleichung 
von Differenzen und ev. ſpäteren Verwendung bei Streitfällen bildet die 
Handelskammer Sachverſtändigen-Kommiſſionen. 

2. Anträge auf Erſtattung von Gutachten über Thatbeſtände ſind 
unter Darlegung des Sachverhaltes bei der Handelskammer anzubringen. 
Berechtigt zur Stellung von Anträgen ſind im allgemeinen nur die zur 
Handelskammer wahlberechtigten Firmen des Handelskammer-Bezirkes. 

3. Bei Stellung von Anträgen wählt die Handelskammer (der Ver— 
waltungs-Ausſchuß und in eiligen Fällen der Präſident) aus den Mit⸗ 
gliedern der ein für alle Male eingeſetzten Sachverſtändigen-Kommiſſionen 
der einzelnen Branchen oder, wenn deren Zahl nicht ausreicht, aus den 
anderen Sachverſtändigen mehrere (in der Regel zwei) geeignete Herren 
aus, die unter dem Vorſitz eines Handelskammer- bezw. eines anderen 
Kommiſſionsmitgliedes die Unterſuchung vornehmen und der Handelskammer 
ein ſchriftliches Gutachten über das Ergebnis derſelben erſtatten. 

4. Die Handelskammer verleibt das von der Kommiſſion erſtattete 
Gutachten ihren Akten ein und händigt eine beglaubigte Abſchrift 28 
dem Antragſteller aus. 

5. An Gebühren hat der Antragſteller an die Handelskammer für 
jedes Kommiſſionsmitglied für jede angefangene Stunde eine Gebühr von 
2 Mk., ſowie einen Erſatz für die baaren Auslagen abzuführen. 

In dem Falle, daß der Antragſteller nicht zur Handelskammer wahl- 
berechtigt iſt, hat er außerdem eine Gebühr von 3 Mk. an die Handels- 
kammer zu zahlen, die in deren Kaſſe fließen. 

Die anrufende Partei hat zur Deckung ſämtlicher Gebühren und Un- 
koſten einen Koſtenvorſchuß zu leiſten. 


Die Reviſion des Handelsregiſters haben wir in dieſem Jahre 
weiter durchgeführt und den Gerichten eine große Anzahl von Gut- 
achten in Firmenangelegenheiten erſtattet, ſowie Anträge auf Eintragung 
und Löſchung von Firmen unterbreitet. 


Zur Reviſion des Handelsregiſters haben wir in den größeren 
Orten unſeres Bezirkes Kommiſſionen eingerichtet und zur Anleitung der 
Kommiſſionsmitglieder folgende Leitſätze für die Reviſion des Handels 
regiſters feſtgeſtellt: 
Leitſätze. 


Auf Grund des § 126 des Reichs-Geſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 ſind die Handelskammern 
verpflichtet, die Regiſtergerichte betreffs der Verhütung unrichtiger Ein— 
tragungen, ſowie behufs der Berichtigung und Vervollſtändigung des Handels- 
regiſters zu unterſtützen; ſie ſind berechtigt, Anträge zu dieſem Zwecke bei 
den Regiſtergerichten zu ſtellen und gegen Verfügungen, durch die über 
ſolche Anträge entſchieden wird, das Rechtsmittel der Beſchwerde zu 
erheben. 


— 
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1. Verfahren bei der Reviſion des Handelsregiſters. 


Zur Reviſion des Handelsregiſters ſetzt die Kammer in den größeren 
Orten des Handelskammer-Bezirkes Kommiſſionen ein, die je nach der Größe 
des Ortes und der Anzahl der zur Verfügung ſtehenden Vertrauensmänner 
aus zwei bis drei Perſonen beſtehen. 

Dieſe Kommiſſionen haben das Handelsregiſter alljährlich mindeſtens 
einmal durchzuſehen — und zwar zweckmäßig nach dem Bekanntwerden der 
neuen Gewerbeſteuer-Veranlagungen (in der Zeit zwiſchen Oſtern und 
Pfingſten) — und die im Handelsregiſter vorzunehmenden Anderungen der 
Handelskammer zu unterbreiten, ſowie ſonſt der Handelskammer auf Be- 
fragen über Firmenangelegenheiten Auskunft zu erteilen. 


Die Kommiſſionen beraten, wenn es erforderlich iſt, kollegialiſch; in 
vielen Fällen wird es genügen, wenn die einzelnen Kommiſſions-Mitglieder 
die von der Handelskammer zur Verfügung geſtellten Auszüge aus dem 
Handelsregiſter durchſehen und die vorzunehmenden Veränderungen der 
Kammer vorſchlagen. 

In kleinen Orten wird es genügen, wenn die Funktionen der Kom⸗ 
miſſionen durch je einen Vertrauensmann wahrgenommen werden, gegebenen 
Falles können ſie auch den Vorſtänden der kaufmänniſchen Vereine über— 
tragen werden. 

Die endgiltige Entſchließung über die Vorſchläge der Kommiſſionen 
bezw. der Vertrauensmänner behält ſich die Kammer vor. 


2. Richtlinien für die Regiſterpflicht der Gewerbetreibenden. 
Die Gewerbetreibenden, die den Gewerbeſteuer-Klaſſen I-III ans | 


gehören, ſowie von den zur IV. Gewerbeſteuerklaſſe gehörenden diejenigen, 
die zum Mittelſatze von 16 Mk. und darüber veranlagt ſind, ſind unter den 
in den folgenden Bemerkungen angegebenen Einſchränkungen in der Regel 


als eintragungspflichtig zu erachten. 


Bemerkungen. 


1. Auch die Schank- und Gaſtwirtſchaften, die der Gewerbeſteuer— 
klaſſe I-III angehören, werden in der Regel als eintragungspflichtig zu 
bezeichnen ſein; Schank- und Gaſtwirtſchaften, die zur IV. Gewerbeſteuer— 
klaſſe gehören, ſind dagegen in der Regel dem Kleingewerbe zuzurechnen 
und nicht handelsregiſterpflichtig. 

2. Handwerker ſind nur dann als regiſterpflichtig zu erachten, wenn 
ein mit dem Handwerk verbundener Handel einen ſolchen Umfang hat, daß 
er, unabhängig von dem Handwerke betrieben, handelsregiſterpflichtig ſein 
würde, oder wenn das Geſchäft einen ſolchen Umfang annimmt, daß es 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Betrieb erfordert und die 
Führung kaufmänniſcher Bücher als zweckmäßig oder notwendig erſcheinen 
läßt. Die Beſchäftigung von mehr als 10 gewerblichen Hilfsperſonen und 
die Verwendung mechaniſcher Kräfte in größerem Umfange dürften die Vor- 
bedingungen für die Eintragung in der Regel ergeben. 

6 * 
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3. Die Inhaber landwirtſchaftlicher Nebenbetriebe ſind zur Eintragung 
in das Handelsregiſter berechtigt, wenn der Betrieb einen größeren Umfang 
annimmt, jedoch nicht verpflichtet. 

4. Unternehmen des Reichs, eines Bundesſtaates oder eines in— 
ländiſchen Kommunalverbandes brauchen nicht in das Handelsregiſter ein- 
getragen zu werden (H.-G.⸗B. $ 36). 

5. Zweigniederlaſſungen von auswärtigen, in das Handelsregiſter ein- 
getragenen Betrieben ſind dann eintragungspflichtig, wenn ſie ſelbſtändig 
in größerem Umfange Geſchäfte abſchließen und ihr Beſtehen für längere 
Zeit in Ausſicht genommen iſt. 

Der Stand der Handelsregiſter der Amtsgerichte unſeres 
Bezirkes bei Beginn des Jahres 1901 geht aus folgender Tabelle her- 
vor, in der auch Mitteilungen über die Zahl der eingeleiteten Konkurſe, 
Zwangsverſteigerungen und Zwangsverwaltungen im Jahre 1900 ent- 
halten ſind: 


Amtsgerichtsbezirk 

IB) 570 4 
18 | | e| el = 2 2 
„ „„ 
F 5 5 
8 S S 
S E e 

Es ſind eingetragen Firmen | 
im Teil A 292 87 56 1104| 35 | 57 35 18 1111| 66 | 33 112955 
Handelsregiſter 1 Teil B F7 2| 2 ıl 1J—| 11—| 1 6 1 4 25 
Prokuren RU 13 2 4 3 — — — 1 1 2 3 — 29 
Genoſſenſchaften .. 1916| 3 4 411 615 210 49 161117 
Es ſind eingeleitet: 

Kontkurſe 15 3 2 2 — 3 4 2 — 1 — 433 
Zwangsverſteigerungen . 32 26 8130 1 5 2 10 32 17 — | 311172 
Zwangsverwaltungen .. 8 2 3] 3 — 2 21 10 3 — ] 6 38 


Von mehreren Seiten iſt zur Sprache gebracht worden, daß ge— 
werbliche Betriebe, deren Inhaber als Kaufleute in das Handelsregiſter 
eingetragen und dadurch für die Handelskammer beitragspflichtig ge— 
worden ſind, zugleich in die Handwertsorganiſation einbezogen und 
zu Beiträgen für eine Zwangsinnung oder eine Handwerkskammer heran— 
gezogen worden ſind. Mangels einer Beſtimmung des Begriffs Hand— 
werk in unſerer Geſetzgebung gehen die Auffaſſungen über die handwerks⸗ 
mäßige Natur eines Betriebes nicht nur bei der Auslegung der Geſetze 
oft auseinander, es beſtehen ſelbſt Zweifel darüber, ob der Begriff Hand— 
werk in den verſchiedenen Geſetzen ſtets dieſelbe Tragweite beſitzt und ob 
er insbeſondere nach dem H.-G.-B. die gleiche Ausdehnung hat wie nach 
der R.⸗G.⸗O. 


N 
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Da hiernach über den handwerksmäßigen Charakter eines Betriebes 
von den Gerichten, die über die Eintragung in das Handelsregiſter be— 
finden, anders geurteilt werden kann, als von den Verwaltungsbehörden, 
die über ſeine Einbeziehung in die Zwangsinnung oder Handwerkskammer 
entſcheiden, ſo kann dieſer Zwieſpalt auch im Inſtanzenwege nicht ohne 
weiteres ausgeglichen werden, da die Verwaltungsbehörden über die 
Beitragspflicht zur Zwangsinnung oder Handwerkskammer ebenſo ſelb— 
ſtändig entſcheiden, wie die Gerichte über die Regiſterpflicht eines Be— 
triebes, ohne daß die Entſcheidungen der einen irgendwie für die anderen 
verbindlich ſind. Aus der Rechtslage können leicht Unzuträglichkeiten, 
insbeſondere auch hinſichtlich einer Doppelbeſteuerung, entſtehen. Der 
Miniſter für Handel und Gewerbe iſt daher in Erwägungen über etwaige 
Maßnahmen zur Beſeitigung dieſer Unzuträglichkeiten eingetreten und 
hat die Handelskammern um Beibringung von Material erſucht. 

Wir werden dieſe Frage weiter im Auge behalten und verfolgen. 

Ueber die Thätigkeit des in Graudenz beſtehenden, für gewerbliche 
Streitigkeiten, ſoweit ſie nicht vor die Innungs-Schiedsgerichte gehören, 
zuſtändigen Gewerbegerichtes geben folgende Zahlenangaben Auskunft; 
die entſprechenden Zahlen für das Vorjahr ſind in Klammern bei⸗ 
gefügt worden: 

Es wurden 238 (182) Rechts-Streitigkeiten zwiſchen Arbeitern und 
Arbeitgebern anhängig gemacht. Hiervon wurden 23 (21) wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit abgewieſen, 60 (29) durch Zurücknahme der Klage, 86 (76) 
durch Vergleich, 1 (1) durch Anerkenntnis, 66 (53) durch Erkenntnis (da- 
von 22 (10) durch Verſäumnisurteil) erledigt. Bei 42 Streitſachen waren 
die Kläger Arbeitgeber, bei 196 Arbeitnehmer. Bei 67 durch Erkenntnis 
bezw. Anerkenntnis erledigten Streitſachen waren in 52 Fällen die Kläger 
Arbeitnehmer, davon wurde zu Gunſten der Kläger in 31 Fällen ent- 
ſchieden. In 15 Fällen, in welchen die Kläger Arbeitnehmer waren, 


wurde zu ihren Gunſten entſchieden. Als Einigungsamt iſt das Gewerbe— 


gericht nicht angerufen worden. 


12. Steuerweſen und Sölle. 


Das Warenhausſteuer-Geſetz iſt unter dem 18. Juli 1900 er- 
laſſen worden. Von ſeinen Beſtimmungen ſei folgendes hervorgehoben: 
§ 1. Wer das ſtehende Gewerbe des Klein-(Detail-) Handels mit 
mehr als einer der im 8 6 dieſes Geſetzes unterſchiedenen Warengruppen 
betreibt, unterliegt, wenn der Jahresumſatz in dieſen Gruppen — ein- 
ſchließlich desjenigen der in Preußen belegenen Zweigniederlaſſungen, Filialen, 
Verkaufsſtätten — 400000 Mark überſteigt, der nach Vorſchrift dieſes Ge— 
ſetzes zu entrichtenden, den Gemeinden zufließenden Warenhausſteuer. 


Ob der Kleinhandel im offenen Laden, Warenhaus, Lager und der- 
gleichen oder als Verſandgeſchäft, auf oder ohne vorgängige Beſtellung be— 
trieben wird, macht für die Beſteuerung keinen Unterſchied. 

$ 6. Die nach $ 1 zu unterſcheidenden Warengruppen ſind: 

A. Material- und Kolonialwaren, Eß⸗ und Trinkwaren und Genuß⸗ 
mittel, Tabak und Tabakfabrikate (auch Rauchutenſilien), Apotheker⸗ 
waren, Farbewaren, Drogen und Parfümerien; 

B. Garne und Zwirne, Poſamentierwaren, Schnitt-, Manufaktur⸗ und 
Modewaren, gewebte, geſtrickte, gewalkte und geſtickte Waren, 
Bekleidungsgegenſtände (Konfektion, Pelzwaren), Wäſche jeder Art, 
Betten und Möbel jeder Art, Vorhänge, Teppiche, Möbelſtoffe und 
die zu deren Verarbeitung dienende Anfertigung von Zimmer⸗ 
dekorationen; 

OC. Haug», Küchen- und Gartengerätſchaften, Oefen-, Glas-, Porzellan-, 
Steingut und Thonwaren, Möbel jeder Art und die dazu 
dienenden Möbelſtoffe, Vorhänge und Teppiche; 

D. Gold⸗, Silber- und ſonſtige Juwelierwaren, Kunſt⸗, Luxus-, 
Galanteriewaren, Papp- und Papierwaren, Bücher und Muſika⸗ 
lien, Waffen, Fahrräder, Fahr-, Reit- und Jagdutenſilien, Spiel⸗ 
waren, optiſche, phyſikaliſche, mediziniſche und muſikaliſche Inſtru⸗ 
mente und Apparate. 

Waren, welche zu keiner der im erſten Abſatz unterſchiedenen Gruppen 

gehören, werden als beſondere Warengruppe nicht gezählt. 

Zur Klaſſifizierung der einzelnen Waren, ſowie zur Feſtſtellung, 
ob ſich der Handel mit Waren der einen Gruppe nach Herkommen und 
Gebrauch auch auf Waren anderer Gruppen erſtreckt, ſind von ſeiten 
des Handelsminiſters eine große Anzahl von Erlaſſen ergangen. 

Einen Nutzen für den Kleinhandel können wir uns von dem 
Warenhausſteuergeſetz nicht verſprechen. 

Einer an den Finanzminiſter gerichteten Eingabe der Handels— 
kammer Magdeburg, dahin zu wirken, daß bei der Veranlagung zur 
Einkommenſteuer die direkten Steuern, wie Grund-, Gebäude- und 
Gewerbeſteuer in Abzug gebracht werden dürfen, haben wir uns angeſchloſſen. 


Das Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894 iſt durch Geſetz. 


vom 14. Juni 1900, das die Stempelpflicht auf weitere Gegenſtände 
ausdehnt, abgeändert worden. 

Das Geſetz, betreffend Abänderung des Zolltarifgeſetzes vom 
14. Juni 1900, erhöht die Eingangszölle für mehrere Waren, wie Bier, 
Branntwein, Rum, Liköre und Schaumwein. 

Ueber das Saccharingeſetz iſt im 3. Abſchnitt berichtet worden. 

Ueber das Ergebnis der Veranlagung zu den direkten 
Steuern in unſerem Bezirke im Jahre 1900 und 1901, ſowie die Ein⸗ 
nahmen aus Zöllen und indirekten Steuern im Jahre 1901 geben die auf 
Seite 88 und 89 bezw. 90 und 91 ſtehenden Tabellen Auskunft. 


er: 
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13. Beziehungen zum Auslande. 


Die Vorbereitungen zur Neuregelung der auswärtigen 
Handelspolitik nach Ablauf der Handelsverträge (31. 12. 03) ſind in 
dem Berichtsjahre von der Regierung, ſowie von den Intereſſenverbänden 
mit großem Eifer betrieben worden. 

Von den Arbeiten des wirtſchaftlichen Ausſchuſſes zur Vorbereitung 
der Handelsverträge ſind beſonders die Befragung von Sachverſtändigen 
der einzelnen Branchen, ſowie die Aufſtellung einer Produktionsſtatiſtik 
zu erwähnen. Die Ergebniſſe ſind vertraulich behandelt worden, doch 
ſind ſummariſche Angaben über das Ergebnis der produktions-ſtatiſtiſchen 
Erhebungen vom Reichsamte des Innern bekannt gegeben worden. 
Ferner iſt vom Reichsſchatzamte der Entwurf eines neuen Zolltarif— 
ſchemas an Stelle des bisher geltenden aus dem Jahre 1818 her— 
rührenden, aufgeſtellt worden, der eine weitergehende Spezialiſierung der 
einzelnen Poſitionen enthält. Der Entwurf hat den Handelsvertretungen 
zur Begutachtung vorgelegen, gleichfalls ſind die Handelsvertretungen 
vom Handelsminiſterium um Stellungnahme zu den in Anregung ge⸗ 
brachten Anderungen des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 erſucht 
worden; die bezüglichen Wünſche des Induſtrie- und Handelsſtandes 
ſind in der in folgendem abgedruckten Reſolution des Deutſchen Handels— 
tages, der auch wir zugeſtimmt haben, zum Ausdruck gebracht worden. 


Zur grundſätzlichen Frage der Regelung der äußeren Handels⸗ 
politik nahmen wir in unſerer Sitzung vom 4. März 1901 in folgender 
einſtimmig gefaßten und dem Reichskanzler, ſowie den anderen zuſtändigen 
Behörden unterbreiteten Reſolution Stellung: 

„Im Intereſſe der Erhaltung und Förderung des Volkswohlſtandes 
hält die Handelskammer die Erleichterung der Ausfuhr deutſcher Waren, in⸗ 
ſonderheit Fabrikate, ſowie die Erleichterung des Außenhandels überhaupt 
für dringend erforderlich. Die Handelskammer ſpricht ſich daher für die 
Beibehaltung des bisherigen bewährten Syſtems der Handelsvertrags— 
politik aus und erklärt ſich gegen alle Beſtrebungen, die darauf hinaus⸗ 
gehen, den Abſchluß langfriſtiger Handelsverträge zu erſchweren oder zu ver⸗ 
hindern, inſonderheit gegen eine Erhöhung der Schutzzölle auf Rohmaterialien, 
Halbfabrikate und Lebensmittel, gegen die Einführung des Syſtems des 
Maximal⸗ und Minimaltarifs und gegen die Aufhebung der Meiſt⸗ 
begünſtigung.“ 

Der Deutſche Handelstag nahm zur Frage der Neuregelung der 
Handelsbeziehungen und der Anderung des Zolltarifgeſetzes in ſeiner 
Vollberſammlung vom 8. Januar 1901 in folgender Reſolution Stellung: 

„Anknüpfend an ſeine Erklärung vom 14. März 1898 ſpricht der 
Deutſche Handelstag die Überzeugung aus, daß zur Erhaltung und För⸗ 
derung des Volkswohlſtands, der wirtſchaftlichen wie politiſchen Machtſtellung 
des Deutſchen Reichs, insbeſondere auch zur lohnenden Beſchäftigung ſeiner 
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im Jahre 1899 und 1900. 


Die kleinen Zahlen beziehen ſich auf das Jabr 1899, die größeren auf das Jahr 1900. 
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Einnahmen aus den Zöllen 
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ſtark wachſenden Bevölkerung, die Fürſorge für die Ausfuhr deutſcher 
Erzeugniſſe durch Beibehaltung und weitere Anwendung der bisherigen 
Politik langfriſtiger Handelsverträge bethätigt werden muß. 

Als weſentlicher Inhalt der durch Handelsverträge zu erſtrebenden 
Zugeſtändniſſe fremder Staaten iſt die Herabſetzung und Bindung der Zoll⸗ 
ſätze und die Gewährung der Meiſtbegünſtigung zu betrachten. Auch Meiſt⸗ 
begünſtigungsverträge ohne Feſtlegung von Zollſätzen ſind von hohem Wert, 
wenn auch in einzelnen Fällen das Bedenken entſtehen kann, daß der Beſitz 
der Meiſtbegünſtigung dem fremden Staat den Anlaß biete, vom Abſchluß 
eines für Deutſchland wünſchenswerten Tarifvertrags abzuſehen. 

Die Einführung eines Doppeltarifs (Maximal- und Minimaltarifs) iſt 
als ſchwere Gefährdung des Abſchluſſes günſtiger Handelsverträge entſchieden 
abzulehnen. Ebenſo ſind die Vorſchläge zu verwerfen, die auf Einführung 
von Wertzöllen, Beſeitigung des gemiſchten Syſtems der Verzollung nach 
Roh- und nach Reingewicht, Einführung einer geſonderten Verzollung der 
Umſchließungen und Abſchaffung oder Verkümmerung irgend einer Form des 
Zollkredits gerichtet ſind. 

Ohne auf die Höhe einzelner deutſcher Zollſätze näher einzugehen, 
hebt der Deutſche Handelstag gegenüber den Forderungen einer Erhöhung 
der Zölle auf Lebensmittel die dagegen ſprechenden ſchweren Bedenken 
hervor, die darauf beruhen, daß die weiteſten und namentlich die minder 
bemittelten Kreiſe der Bevölkerung durch eine Verteuerung der Lebensmittel 
betroffen werden, daß hieraus eine Schwächung der Kaufkraft für induſtrielle 
Erzeugniſſe entſteht, daß eine durch jene Verteuerung hervorgerufene 
Steigerung der Arbeitslöhne den Wettbewerb der deutſchen mit der aus⸗ 
ländiſchen Gewerbethätigkeit erſchweren würde, und daß für den Abſchluß 
von Handelsverträgen auch Länder in Betracht kommen, die auf die Ausfuhr 
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von Lebensmitteln angewieſen ſind. Der Deutſche Handelstag erklärt ſich 
daher entſchieden gegen jede Erhöhung der Zölle auf Lebensmittel. 

Schließlich ſpricht der Deutſche Handelstag die Erwartung aus, daß 
den zur Vertretung von Induſtrie und Handel berufenen Körperſchaften, 
Gelegenheit gegeben werde, ſich rechtzeitig über den Entwurf eines neuen 
Zolltarifs zu äußern.“ 

Die Einbringung des neuen Zolltarifentwurfes an den Reichstag 
iſt Ausgangs 1901 zu erwarten; wir haben das Staatsminiſterium im 
Anſchluſſe an eine Eingabe der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
gebeten, den Entwurf eines neuen Zolltarifs den Handelskammern zur 
Begutachtung vorzulegen, ſobald er der preußiſchen Regierung zugegangen 
ſein wird. 

Gegen die Einführung eines Maximal⸗ und Minimaltarifes 
ſtatt des bisherigen Generaltarifes haben wir uns bereits im Sommer | 
1900 in Gemeinſchaft mit den meisten anderen oſtdeutſchen Handels- 
vertretungen ausgeſprochen. 

Von den Wünſchen der einzelnen Induſtriezweige unſeres Bezirkes | 
hinſichtlich der Feſtſetzung der einzelnen Zölle ſind insbeſondere die 
von der Maſchineninduſtrie, Eiſengießerei und Emaillefabrikation, Dach⸗ 
pappen- und Thonwarenfabrikation erhobenen Wünſche auf möglichite 
Herabſetzung der ausländiſchen, insbeſondere der ruſſiſchen Zollſätze auf 
die betreffenden Waren zu erwähnen; dieſe Wünſche ſind bei der Reichs⸗ 
regierung zur Geltung gebracht worden. Ferner ſind wir in Gemeinſchaft mit 
der Mehrzahl der zur Vereinigung Oſtdeutſcher Handelskammern gehörenden 
Handelskammern gegen eine Erhöhung der Zölle auf Schmalz, Butter 


und Speiſefett vorſtellig geworden. Der Reichsregierung find die Wünſche, 
betreffend Holzzölle unterbreitet worden; die Eingabe iſt vertraulich 
behandelt worden. 

Zur Aufrechterhaltung der durch die beſtehenden Handelsverträge 
begründeten deutſchen Zoll- und Handelspolitik und zur Bekämpfung der 
gegen dieſelben gerichteten Beſtrebungen hat ſich in Berlin der Handels- 
vertragsverein gebildet, der auch aus unſerem Bezirke namhafte 
Induſtrielle zu ſeinen Mitgliedern zählt; unſer Präſident iſt dem 
Ausſchuſſe beigetreten. / 

Das Handelsproviſorium mit dem Britiſchen Reiche, wonach den 
Angehörigen und den Erzeugniſſen des Vereinigten Königreiches von 
Großbritannien und Irland, ſowie den britiſchen Kolonien und aus— 
wärtigen Beſitzungen mit Ausnahme von Kanada und von Barbados 
diejenigen Vorteile eingeräumt ſind, die ſeitens des Reiches den Angehörigen 
und den Erzeugniſſen des meiſtbegünſtigten Landes gewährt werden, iſt 
vorläufig bis zum Ablaufe der Handelsverträge weiter verlängert worden. 

Das Deutſche Reich hat mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika ein Handelsabkommen abgeſchloſſen, das gleichfalls nur als 
Proviſorium anzuſehen iſt. Amerika ſetzt demzufolge die Zölle auf 
mehrere aus Deutſchland kommende Waren, wie Weinſtein, Branntwein, 
Wein u. ſ. w. herab, während das Deutſche Reich Amerika die Zollſätze 
zuſichert, die Belgien, Italien, Oſterreich-Ungarn, Rumänien, Rußland, 
Schweiz und Serbien in den Handelsverträgen zugeſtanden worden ſind, 
und die Anordnungen aufhebt, nach welchen aus den Vereinigten Staaten 
eingehendes getrocknetes und gedörrtes Obſt einer Unterſuchung auf San 
Joſé-Schildlaus unterzogen wird. 

Infolge der Erhebung von Kampfzöllen von Seiten Rußlands 
gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika iſt bei der Ausfuhr 
einer Anzahl Waren nach Rußland die Beibringung von Urſprungs⸗ 
zeugniſſen, die von den Handelskammern ausgeſtellt werden, erforderlich. 

Die ruſſiſche Staatsgewerbeſteuer, die die deutſchen Handlungs— 
reiſenden bisher mit hohen Abgaben belegte, iſt jetzt durch Geſetz vom 
5. Juni 1900 in einer auch den vom Auslande geäußerten Wünſchen 
entſprechenden Weiſe abgeändert worden. Ausländiſche Firmen, die in 
Rußland reiſen laſſen, brauchen darnach nur noch 150 Rubel Grund— 
gewerbeſteuer entrichten, wozu noch einige Nebenabgaben hinzukommen. 

Der vorbereitende Ausſchuß für eine deutſche Maſchinenausſtellung 
in Rußland, zu deſſen zweiten Vorſitzenden der Präſident der Kammer 
gewählt worden war, hat den Plan der Ausſtellung bis zum Jahre 1903 
hinausgeſchoben. 

Zur Frage der Errichtung einer Reichshandelsſtelle, die ſeit einiger 
Zeit lebhaft erörtert wird, hat der Deutſche Handelstag in ſeiner letzten Voll— 
verſammlung folgende Reſolution, der wir auch zugeſtimmt haben, gefaßt: 
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„Der Deutſche Handelstag hält die Errichtung einer Reichshandels— 
f ſtelle für nützlich. Dieſes Unternehmen ſoll folgende Gebiete in den Bereich 
= ſeiner Thätigkeit ziehen: 
i a) die Sammlung von Geſetzen, Verordnungen u. dergl., die ſich auf 
Steuerweſen, Zollweſen, Gewerbe- und Handelsſachen, Patent-, 
Muſter⸗ und Zeichenſchutz u. ſ. w. fremder Staaten bezieht; 

b) die Pflege der Statiſtik, insbeſondere der Handels- und Produktions- 
ſtatiſtik fremder Länder; 

c) die Sammlung von wichtigen Mitteilungen über Länder und Orte, 
die für den deutſchen Abſatz im Auslande in Betracht kommen, 
von Marktberichten, politiſchen Berichten, die zweckentſprechende 
Verarbeitung der Konſulatsberichte u. ſ. w. 

Auf dieſem Gebiete ſoll eine Auskunftserteilung an die Intereſſenten 

ſtattfinden. 

Die Frage der inneren Organiſation dieſer Reichhandelsſtelle, beſonders 
ob ſie von den Intereſſenten ins Leben gerufen und verwaltet werden ſoll, 
oder ob ſie einer Reichsbehörde unmittelbar anzugliedern iſt, bleibt offen.“ 

Von zuſtändiger Seite ſind uns auch in dieſem Jahre eine Anzahl 
von Mitteilungen über Exportangelegenheiten, jo z. B. Schwindel⸗ 
firmen im Auslande, Ruſſiſche Rechts- und Kreditverhältniſſe u. ſ. w. 
zugegangen, die Intereſſenten zugänglich gemacht worden ſind. 

Bei mehreren deutſchen Konſulaten (St. Petersburg, Konſtantinopel, 
New- Pork, Buenos Ayres) beſtehen ſeit kurzer Zeit Handels-Sach⸗ 
verſtändige, die die Aufgabe haben, ſich allen handelstechniſchen und 
ſonſtigen unmittelbaren praktiſchen Fragen der Förderung und Erweiterung 
des Abſatzes der heimiſchen Ausfuhrerzeugniſſe, unter Hinweis auf die 
Abſatzmöglichkeiten, Abſatzbedingungen und Abſatzwege zu widmen.“ 

Der deutſche Außenhandel entwickelte ſich im Jahre 1900 (nach 
vorläufigen Ermittelungen) im Verhältniſſe zu den Vorjahren folgendermaßen: 
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E . ang en 
\ 1900 32,7 „ „ 845553 „ 141 4 


” 


* * 


sum, 


Derzeichnis der Mitalieder der Kammer. 


(Die in Klammern beigefügten römischen Ziffern bedeuten die Abteilung, 
von der die Mitglieder gewählt worden ſind, die deutſchen das Jahr, bis zu 
welchem die gegenwärtige Wahlperiode läuft.) 

Fabrikbeſitzer Ventzki (1. 1902), Präſident der 
Handelskammer, 

Mühlenbeſitzer Roſanowski (I. 1904), Vizeprä⸗ 
ſident der Handelskammer, 

3. Bankier Belgard (I. 1906), 

„Kaufmann Braun?) (III. 1902), 

A a Burandt (IT. 1902), Graudenz. 

Mühlenbeſitzer Hoffnung (II. 1902), 

Kaufmann und Mineralwaſſer-Fabrikant Kyſer 
(111. 1904), 

„Bankdirektor Strohmann (I. 1906), 

. Fabrikbeſitzer C. Victorius (. 1906), 

Hofbuchdruckereibeſitzer Kanter (I. 1902), 

Kaufmann und Schneidemühlenbeſitzer Herrmann 
(I. 1904), 

a Düſter (III. 1902), 

3. Zuckerfabrik⸗Direktor Kliewer (II. 1906), Rieſenburg. 

Kaufmann Blum (III. 1906), Dt.⸗Eylau. 

5 15 Aron (III. 1906), Stuhm. 

. Zuckerfabrik-Direktor Paaſche (1. 1904), Schwetz. 

Mühlenbeſitzer J. Bieber (II. 1906), Schönau. 

„Brauereibeſitzer Mierau (III. 1904), Neuenburg. 

Fabrikdirektor Schütt (J. 1902), Czersk. 

Kaufmann E. Riedel (II. 1902), Konitz. 

2 5 Paetzold (II. 1906), „ 

2. Vakat (II. Abteilung, Kreis Stuhm 1904). 

1 (II. und III. Abteilung, Kreis Tuchel 1904). 

Syndikus der Kammer: Dr. Freymark— ⸗Graudenz. 

Bureaugehilfe: Krauſe. 

Bureau: Graudenz, Grüner Weg Nr. 9 


| Marienwerder. 


*) Iſt inzwiſchen wegen Aufgabe des Geſchäfts aus der Kammer aus— 
geſchieden. 


Anhang. 


Bericht über das ſtädtiſche Elektrizitätswerk, die Straßenbahn 
und das ſtädtiſche Gaswerk in Graudenz. 


— 


Bericht über das Betriebsjahr des ſtädt. 


Elektrizitätswerkes und der Straßenbahn 
vom 1. April 1900 bis 1. April 1901. 


Elettrizitätswert. 

Das ſtädtiſche Elektrizitätswerk und die Straßenbahn wurde nach längeren 
Verhandlungen mit der Nordiſchen Elektrizitäts-Aktiengeſellſchaft von der Stadt⸗ 
gemeinde angekauft und ging am 1. April 1900 in den Beſitz der Stadt über. 

Bei der Übernahme waren an das Elektrizitätswerk angeſchloſſen: 

1850 Glühlampen je 16 NK . . = 92500 Watt, 
72 Bogenlampen je 8 Amp. = 28800 „ 
12 Motoren zujammen 48 PS = 43200 

neee . 
165 100 Watt. 

Rechnet man den Verbrauch einer 16 kerzigen Glühlampe zu 50 Watt, 
ſo waren angeſchloſſen ein Aquivalent von 3320 Glühlampen von je 16 NK. 
n Am Ende des Betriebsjahres waren angeſchloſſen: 

2680 Glühlampen je 16 NK . = 134000 Watt (+ 41500 Watt), 

99 Bogenlampen 8 Amp.. = 40000 Watt (+ 11200 Watt), 
25 Motoren zuſammen 98 PS = 98200 Watt (+ 55000 Watt), 
2 Apparate 1200 Watt (+ 600 Watt), 
273400 Watt (+ 108 300 Watt) 
oder ein Aquivalent von 5468 Glühlampen von je 16 NK (+ 2148 Glühlampen). 
An Hausanſchlüſſen waren vorhanden 
1. April 1900: 84 Anſchlüſſe bei 85 Konſumenten, 
l 112 7 bei 108 7 
Zunahme: 28 Anſchlüſſe bei 23 Konſumenten. 
Ferner waren aufgeſtellt 
1. April 1900: 83 Elektrizitätszähler, 
„1901 111 2 
Zunahme: 28 Elektrizitätszähler. 
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Nutzbar abgegeben wurde an Strom ausſchließlich des Eigenverbrauches 


für Licht.. . 45395 Kilowattſtunden, 
„ Kraft 37255 b 
„ die Straßenbahn 120880 1 


zuſammen 203530 Kilowattſtunden. 
Zur Erzeugung des Stromes wurden verbraucht 
924250 kg Kohlen 
aus der Gottesſegengrube. 

Der Verbrauch an Kohle für jede nutzbar abgegebene Kilowattſtunde 
ſtellt ſich ſomit auf 4,56 kg = 9,57 Pfg. 

Neu aufgeſtellt iſt eine Pufferbatterie von 388 Ampſtd. Kapazität 
bei 1 Stunde Entladung für die Straßenbahn; dieſe Batterie verſorgt auch das 
Kraftnetz während der Nacht mit Strom und dient während des Tagesbetriebes 
zum Ausgleich der Strom- und Spannungsſchwankungen, ſodaß die Lichtbatterie 
und Lichtnetz nunmehr gänzlich von der Straßenbahnleitung abgeſchaltet werden ö 
konnte. Die Pufferbatterie kam zwiſchen Weihnachten und Neujahr in Betrieb. 
Das Leitungsnetz wurde erweitert durch Leitungen in der Lindenſtraße zum 
Garniſonlazaret, Poſtamt, Mühlenſtraße, Schützenſtraße, Schlachthofſtraße, 
Blumenſtraße, von zuſammen 3600 m Länge. 

Am Ende des Betriebsjahres waren im Elektrizitätswerk aufgeſtellt: 

3 Dampfmaſchinen à 128 i. PS = 384 i. PS, 
5 Dampfkeſſel à 90 Im Heizfläche = 180 Im Heizfläche, 
1 à 60 Um „ = 180 Om 5 
zuſammen 5 Dampfkeſſel 360 Um Heizfläche. 
1 Lichtbatterie von 303 Ampſtd. Kapazität bei 3 ſtündiger Entladung, 
1 Pufferbatterie von 388 8 A bei 1 75 = 


Straßenbahn. 
Von der Straßenbahn ſind geleiſtet worden 
330351 Motorwagenkilometer, 
62265 Anhängewagenkilometer, 
392616 Wagenkilometer. 
Rechnet man den Anhängewagenkilometer = ½ Motorwagenkilometer, 
jo ſind insgeſamt geleiſtet 351105 Wagenkilometer. 
Hierdurch ſind befördert worden 
929 442 Perſonen. 


Die Belaſtung in den einzelnen Monaten war: 


April 68 100 Perſonen, Tagesdurchſchnitt 2270 Perſonen, 
Mai 70029 „ A 2259 t 
Juni 87210 „ 2 2907 7 
Juli 87420 „ a 2820 R 
August 86428 „ A 2788 * 
September 75330 * pe 2511 = 


Oktober 82429 5 5 2659 = 


zung 


November 76020 1 „ 2534 5 


Dezember 80972 6 1 2612 4 
Januar 72633 1 5 2343 5 f 
Februar 64596 5 55 2307 5 
März 78275 „ 5 2525 15 


7TT2CTCTCTCTCTß0ͤ · A ͤ AAA —— 
zuſammen 929 442 Perſonen, Tagesdurchſchnitt 2583 Perſonen. 
Die höchſte Tagesleiſtung war Sonntag, den 15. Juli . 6720 Perſonen 
„ geringſte 1 „ Sonnabend, den 29. April 1432 1 
Der Fahrpreis auf der 3,6 km langen Strecke, welche vom Bahnhof bis 
ans Ende der Lindenſtraße geht, beträgt für Erwachſene 10 Pf., für Kinder 5 Pf 
Der 5 Minuten-Verkehr wurde am 20. November 1900 eingeführt, nach⸗ 
dem die vier neuen Motorwagen eingetroffen waren. Außer dieſen vier Motor— 
wagen wurde als Reſerve ein Untergeſtell zum Motorwagen angeſchafft. 
Schwerere Unfälle und Zuſammenſtöße ſind, im Gegenſatz zu anderen 
Straßenbahnen, nicht zu verzeichnen geweſen; Betriebsſtörungen, ſoweit ſolche 
überhaupt vorkamen, ſind nach ganz kurzer Zeit beſeitigt worden. 
Es ſind zur Zeit vorhanden: 
10 Motorwagen, 
6 Sommerwagen, 
9 Winterwagen, 
1 Montagewagen, 
1 Salzſtreuwagen, 
1 Reſerve-Untergeſtell. 
Elektrizitätswerk und Straßenbahn ſtanden unter Leitung des Herrn 
Stadtbaurat Witt, dem ein Ingenieur beigegeben war. Das Perſonal ſetzt ſich 
wie folgt zuſammen: 


Elektrizitätswerk: Straßenbahn: 

1 Elektromonteur, 1 Oberkontrolleur, 

1 Maſchinenmonteur, 1 Kontrolleur (Wagenmeiſter), 
2 Maſchiniſten, | 14 Wagenführer, 

2 Heizer, 2 Schmiede, 

1 Lehrling, 1 Maler, 

1 Arbeiter, 2 Streckenwärter, 

8 Perſonen | 21 Perſonen 


29 Perſonen. 
Hierzu kommen für die Verwaltung 1 Kaſſiererin, 
1 Buchhalter. 


98 


Vetriebsbericht 


des ſtädtiſehen Gaswerkes in Graudenz 
für das Betriebsjahr 1900/1901. 


Das abgelaufene Betriebsjahr zeigt, ſowie die vorangegangenen Jahre, 


eine erfreuliche, ſtetige Steigerung der Gasabgabe, demzufolge auch der Produktion. \ 


Zur Gaserzeugung wurden 3538265 kg Gasnuß I. u. II. aus der 
Königin⸗Luiſe⸗-Grube in Zabrze O.-S. verwendet und daraus 1112970 ebm 
Gas, d. i. aus 100 kg Kohlen 31,46 ebm gegen 30,33 im Vorjahre gewonnen. 
Der Mehrverbrauch an Kohlen beträgt 253465 kg = 7,71%, die Mehr- 
produktion an Gas 116490 — 11,69% gegen das Vorjahr. 


Die ſtärkſte Gaserzeugung war im Monat Dezember 1900 mit 144130 ebw, 


d. i. 12,95% der Geſamtproduktion gegen 131,890 ebm = 13,24% im Vorjahre, 


daher um 12240 ebm oder 9,28% mehr. Die ſchwächſte Gaserzeugung war im 
Monat Juni 1900 mit 47620 ebm, d. i. 4,28% der Geſamtproduktion gegen 
41480 — 4,16% im Vorjahre, daher um 6140 ebm oder 14,8% mehr. 

Die geſamte vergaſte Kohlenmenge wurde in 24119 Retortenladungen 
zu 146,70 kg vergaſt. 

Die Geſamt⸗Jahresabgabe belief ſich auf 1025690 ebm, d. i. 92,26% 
der Jahreserzeugung und war um 79380 ebm oder 8,38% größer als im Vorjahre. 

Die ſtärkſte Monatsabgabe mit Einſchluß des Gasbehältervorrates war 
im Dezember 1900 mit 140 750 ebm oder 10975 ebm mehr als im Vorjahre. 
Die ſchwächſte Monatsabgabe war im Monat Juni 1900 mit 47620 ebm oder 
2620 ebm mehr als im Vorjahre. 

Die ſtärkſte Gasabgabe innerhalb 24 Stunden war am 31. Dezember 1900 
mit 5370 cbm, die ſchwächſte am 3. Juli 1900 mit 1130 ebm. Durchſchnittlich 
wurden in 24 Stunden 3046 ebm gegen 2600 ebm im Vorjahre, d. i. 446 ebm 
mehr abgegeben. Die ſtärkſte Gasabgabe in einer Stunde betrug 900 ebm 
und zwar am 14. Januar 1901 von 6 bis 7 Uhr abends. 

An Nebenprodukten wurden aus dem vergaſten Kohlenquantum 
2385693 kg = 67,42% Koks gewonnen, welcher abzüglich des zur Unterfeuerung 
verwendeten in einer Geſamtmenge von 1699417 kg = 71,24% der 
Produktion verkauft wurde. 

Die Theerproduktion in einer Menge von 179737 kg oder 5,08% des ver— 
gaſten Kohlenquantums, wurde ebenſo wie die 353826 kg. Ammoniakwaſſer, 
welche zu konzentriertem Ammoniakwaſſer mit ca. 220% Stickſtoffgehalt verdichtet 
wurden, zum Verkauf gebracht. 

Am Schluſſe des Betriebsjahres waren insgeſamt 1072 Gasmeſſer in 
Verwendung, alſo um 202 mehr als im Vorjahre, wovon 621, um 78 mehr, zu 
Leucht⸗, 451 um 124 mehr zu Koch-Zwecken dienten. 

Die Gasmeſſerflammenzahl beläuft ſich im Ganzen auf 11266, d. i. 
1236 mehr als im Vorjahre und zwar allein für Leuchtgas 7516 — 753 mehr, 
allein für Kochgas 3750 — 483 mehr. 

Das Straßenrohrnetz erfuhr durch die Rohrlegungen in der Culmer⸗ 
ſtraße, Uferſtraße, Kalinkerſtraße, Goßlerſtraße, Schloßbergſtraße, Schwerin— 
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ſtraße und Gartenſtraße eine Verlängerung von 1754 m, ſodaß deſſen Geſamt⸗ 
länge 16896 m, bei einem kubiſchen Inhalte von 134,43 ebm erreicht hat. 

Die Gasabnehmerzahl für Leuchtgas betrug Ende März 1901 557, ſomit 
um 63 mehr als im Vorjahre und iſt der geringere Gasverbrauch um 9260 ebm 
auf den Umſtand zurückzuführen, daß die Geſchäfte durchgängig ein bis zwei 
Stunden zeitiger geſchloſſen werden und die Schulen und diverſe ſtädtiſche 
Anſtalten jetzt unter Poſition Rathaus vorkommen, welche um 17240 ebm = 
91,60% gegen das Vorjahr geſtiegen iſt. 

Hingegen iſt die Zahl der Betriebsgasabnehmer um 69 geſtiegen, infolge> 
deſſen mit Ende März die Abnehmerzahl 411 beträgt und der Gasverbrauch 
um 58320 ebm geſtiegen iſt, ſodaß derſelbe bereits / des Gasverbrauches 
erreicht, hat. 

Die durch die ſtaatlichen Behörden verbrauchten Gasmengen betragen: 


beim Kaiſerl. Poſtamt 14670 ebm 500 ebm weniger 
bei der Königl. Strafanſtalt 23855 „ 210 „ mehr 
bei der „ Eiſenbahn 57505 „ 1760 „ 5 

bei dem „ Militärfiskus 22 100 „ 1605 „ 7 


als im Vorjahre. 5 

Die Straßenbeleuchtung erfolgte am Schluſſe des Betriebsjahres durch 
417 Straßenlaternen gegen 385 des Vorjahres. Dieſe Vermehrung um 32 Stück 
reſultiert durch die Umwandlung der Petroleumlaternen in der Culmerſtraße 
in Gasbeleuchtung (im Ganzen 13 Stück), ferner durch Aufſtellung von 5 Laternen 
in der Uferſtraße, 4 in der Kalinkerſtraße, 6 in der Schwerinſtraße, 3 in der 
Schloßbergſtraße, ſowie je 1 in der Pohlmannſtraße, Gartenſtraße und der 
Gasanſtalt. Von obigen 417 Laternen waren 218 Abendlaternen und 199 Nacht- 
laternen. Infolgedeſſen ſtieg auch der Verbrauch der öffentlichen Beleuchtung 
von 114545 cbm auf 126005 ebm d. i. um 11460 ebm. 

Bedient wurden dieſe Laternen vom 1. September 1900 an von 6 Laternen⸗ 
wärtern, denen zum Anzünden 2 Hilfsleute, die dem Betriebsperſonal entnommen 
ſind, beigegeben werden. Petroleumbeleuchtung findet nur in der Biſchoff- und 
Ziegeleiſtraße Verwendung und zwar durch 12 Abendlaternen und 8 Nacht- 
laternen. 

Die Gaspreiſe haben inſofern eine Anderung erfahren, als das Betriebs 
gas ſtatt mit 11 Pfg. mit 10 Pfg. und das Gas für die öffentliche Beleuchtung 
ſtatt mit 10,5 Pfg. mit 10 Pfg. berechnet wird. Der Leuchtgaspreis beträgt 
wie im Vorjahre für Privatkonſumenten 18 Pfg. und für die ſtaatlichen 
Behörden 17 Pfg. 

Um das läſtige Einfrieren der Straßenlaternen und Privatleitungen im 
Winter bei ſtrenger Kälte zu verhindern, war im verfloſſenen Winter ein 
Spiritusverdampfapparat mit ſehr gutem Erfolge in Betrieb und wurden auf 
1 ebm Gas c/med 4,225 gr Spiritus zugeſetzt, was auf 1 ebm Gas bei einem 
Preiſe von 32 Pfg. per 1 829 gr 0,1631 Pfg. ausmacht. 

Von 417 Straßenlaternen waren vor Inbetriebſetzung des Verdampfers 
e/med täglich 9 Stück bei geringer Kälte eingefroren und ſtellte ſich die Zahl 
der eingefrorenen Laternen in den erſten 14 Tagen des Betriebes auf 2 im 
Durchſchnitt und weiterhin bei ſehr ſtarkem Froſte auf keine eingefrorene 
Laterne. 
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Bezüglich Verbeſſerung der Straßenbeleuchtung wurde am Markte der 
Verſuch mit einer Lucaslampe gemacht, der in jeder Beziehung erfreuliche 
Reſultate zeigte. Der Gasverbrauch iſt in Anbetracht des ruhigen ſtarken 
Lichtes ca. 600 N. K. ein minimaler, denn er beträgt nur 550 I per Stunde 
und dürfte dieſe Lampe bald allgemeinen Eingang in die Straßenbeleuchtung finden. 

Die probeweiſe eingeführten 4 Stück Gasautomaten haben ſich bei 
verſtändiger Behandlung ſeitens der Konſumenten gut bewährt und dürften 
wohl mit der Zeit für kleinere Familien in Verwendung kommen, da durch 
die Art der Vorausbezahlung der Gasbezug nur dem momentanen Bedürfnis 
angepaßt werden kann, und dieſe Art der Bezahlung für Gasabnehmer 
ſehr bequem iſt. 
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